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Plötzlich
Regierungschef
Giuseppe Conte Ein Signor Nessuno, ein Herr
Niemand, war Guiseppe Conte für die meisten
Italiener bis vor einigen Tagen. Nun ist der 53-jäh-

rige Rechts-Professor
und Anwalt aus Apu-
lien Regierungschef.
Im Abgeordnetenhaus
und im Senat in Rom
bekam er eine Mehr-
heit. Für die unge-
wöhnliche Koalition
aus linkspopulisti-
scher Fünf-Sterne-Be-
wegung und rechts-

populistischer Lega war er der Kompromisskandi-
dat, der verschleiern soll, wer der Stärkere ist. Das
sind die Fünf Sterne mit 227 Sitzen in der Abge-
ordnetenkammer gegen die Lega mit 125 Parla-
mentariern. Der parteilose Conte, der den Fünf
Sternen nahesteht, stand bei den Wahlen auf kei-
nem Stimmzettel. Öffentliche Äußerungen Contes,
der eine Anwaltskanzei in Rom und einen Lehr-
stuhl in Florenz hat, sind rar. Mit der Ankündi-
gung einer strikteren Einwanderungspolitik, Steu-
ersenkungen und eines Bürger-Grundeinkommens
setzte er erste Akzente. kru T
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ZAHL DER WOCHE

2,28
Billionen Euro beträgt die Gesamtverschul-
dung Italiens. Das entspricht mehr als
131 Prozent des Bruttoinlandsprodukts und
liegt damit weit über der nach den Maas-
tricht-Kriterien zulässigen Verschuldungsquo-
te von 60 Prozent. Umgerechnet ist damit je-
der Italiener mit 37.500 Euro verschuldet.

ZITAT DER WOCHE

»Zeigen Sie,
dass sie wirk-
lich regieren
können.«
Matteo Renzi, früherer Ministerpräsident Ita-
liens und Ex-Chef der Mitte-Links-Gruppierung
Demokratische Partei, zur neuen Koalition von
Fünf-Sterne-Bewegung und Lega.
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Ringen um Aufklärung
ASYL AfD und FDP bleiben mit ihrem Ruf nach einem Bamf-Untersuchungsausschuss derzeit alleine

N
ur drei der 30 Abge-
ordnetenfragen, de-
nen sich Angela Mer-
kel vergangene Wo-
che bei der ersten Re-
gierungsbefragung der

Bundeskanzlerin im Parlament (siehe Seite
5) stellen musste, betrafen die Affäre um
das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (Bamf). Sie reichten der Regierungs-
chefin gleichwohl, um ihre Flüchtlingspo-
litik zu verteidigen in der Diskussion um
das Bamf, in dessen Bremer Außenstelle
zwischen 2013 und 2016 mehr als 1.200
Asylbescheide unrechtmäßig ergangen sein
sollen (siehe Seite 3).
„Der Weg von 2015 bis heute, die Aufklä-
rung dessen, was in Bremen passiert ist“,
sei eine Sache, eine andere dagegen die
Frage, wie das Bamf insgesamt noch besser
arbeiten müsse, betonte sie und konstatier-
te: „Das war damals sehr verbesserungs-
würdig und ist auch verbessert worden.“
Man sei 2015 mit einer humanitären Aus-
nahmesituation konfrontiert gewesen, in
der sich Deutschland „sehr verantwortlich“
verhalten habe. „Die politischen Grund-
entscheidungen waren richtig“, rechtfertig-
te die Kanzlerin ihr damaliges Vorgehen;
im Übrigen sei durch den Europäischen
Gerichtshof bestätigt worden, „dass recht-
mäßig gehandelt wurde“.

Vertrauensverlust Dennoch wollen die
AfD- und die FDP-Fraktion nicht nur die
Unregelmäßigkeiten und Unzulänglichkei-
ten im Bamf, sondern auch Merkels Flücht-
lingspolitik seit 2014 auf den Prüfstand
stellen, wie aus ihren Anträgen auf Einset-
zung eines entsprechenden Untersu-
chungsausschusses (19/2392, 19/2524)
hervorgeht. Die politische
Verantwortung liege dort,
wo das Amt beaufsichtigt
werde, über seine Ausstat-
tung entschieden worden
sei und „die Grundent-
scheidungen getroffen wur-
den, die zum massiven An-
stieg der Fallzahlen geführt
haben“, begründete FDP-
Fraktionschef Christian
Lindner am Tag nach Mer-
kels Auftritt im Bundestag
die Forderung, dass der
Ausschuss „auch das politi-
sche Umfeld untersuchen“ müsse.
Während Beatrix von Storch (AfD) in der
ersten Debatte über die beiden Vorlagen
befand, dass der FDP-Antrag „sehr gut zu
unserem passt“, bemühte sich Lindner um
Abgrenzung: „Nur weil die Falschen zu-
stimmen“, lasse sich die FDP nicht davon
abhalten, „das Richtige zu fordern“. Der
drohende Vertrauensverlust in den Rechts-
staat sei „politischer Sprengstoff – manche
hier wollen ihn zünden, wir wollen ihn
entschärfen.“
Dass sich der Innenausschuss auf Sonder-
sitzungen mit dem Bamf befasse, sei so,
wie offenbar zu lange in dem Amt gearbei-
tet worden sei, „nämlich schnell, aber
nicht gründlich genug“, argumentierte
Lindner und verwies auf die weiterreichen-
den Möglichkeiten eines Untersuchungs-
ausschusses: Die FDP wolle das Recht in
Anspruch nehmen, die Instrumente der
Strafprozessordnung zu nutzen, sie wolle
Zeugen vernehmen und „Akteneinsicht
auch dort nehmen, wo sich die Regierung
momentan im Innenausschuss noch auf
den vertraulichen Kernbereich des Exeku-
tivhandelns zurückziehen kann“.
Für die AfD betonte von Storch, mit Son-
dersitzungen des Innenausschusses möge
man schneller sein, doch habe man ja ge-
rade beim Bamf festgestellt, dass „Schnel-
ligkeit vor Qualität“ ins „Desaster“ führe.
Das Land erwarte Antworten auf die Fra-
gen, was im Bamf passiert sei und warum
und wer dafür die Verantwortung trägt. Da-

bei sei die Krise dort „denklogisch nicht zu
trennen von politischen Leitentscheidun-
gen in der Asyl- und Migrationspolitik“.
Auch mit vereinten Kräften könnten die 92
AfD- und 80 FDP-Parlamentarier allein ei-
nen Untersuchungsschusses indes nicht er-
zwingen. Auch bei Einbeziehung der zwei
fraktionslosen Abgeordneten fehlen zur

dazu erforderlichen Zahl
eines Viertels aller Abge-
ordneten, aktuell 178, vier
Stimmen. Und die übrigen
Fraktionen machten klar,
sich zumindest derzeit dem
Ruf nach einem solchen
Ausschuss zu verschließen.
Es sei die Pflicht und das
Recht des Innenausschus-
ses, für Aufklärung zu sor-
gen, sagte Patrick Schnieder
(CDU). Die Bremer Vor-
gänge seien ein „echter
Skandal“, der aufgeklärt

werden müsse. Es gebe ja doch keinen
Hinweis, dass man dafür die Zwangsmittel
eines Untersuchungsausschusses benötige,
und keinen Grund, dem Innenausschuss
„jetzt die Aufklärung zu entziehen“. Wer
aber einen Untersuchungsausschuss einset-
ze, schließe den Innenausschuss aus.
Wie Schnieder für die Union machte Lars
Castellucci für die SPD deutlich, dass man
nach der Befassung im Innenausschuss
über einen Untersuchungsausschuss ent-
scheiden werde. Das durch den Bremer
Vorfall erschütterte Vertrauen in die Rechts-

staatlichkeit müsse wiederhergestellt wer-
den, wobei man „nicht auf einen Untersu-
chungsausschuss warten“ könne, sagte der
SPD-Mann. Der Umfang der „Qualitäts-
probleme“ sei erschütternd, doch verwun-
dere es niemand, dass es sie gibt. Deshalb
stehe im Koalitionsvertrag eine Qualitäts-
offensive für das Bamf, das „schon 2008
und 2009 ein Stiefkind des
ehemaligen Innenministers
war, der keinen Schwer-
punkt auf Asyl- und Migra-
tionsfragen gelegt hat“.
Auch Linken-Fraktionschef
Dietmar Bartsch bekräftig-
te, dass die Strukturproble-
me beim Bamf bekannt ge-
wesen seien. Die Situation
dort sei „nicht vom Him-
mel gefallen – natürlich
gibt es Verantwortliche, die
die Kürzung organisiert ha-
ben“. Nötig sei „rückhaltlo-
se Aufklärung“, doch zeigten die Anträge
„keinen aufrichtigen Aufklärungswillen“,
sondern „instrumentalisieren“.
Grünen-Fraktionschefin Katrin Göring-Eck-
ardt warf der AfD vor, ein „Tribunal gegen
die Menschlichkeit und die Solidarität in
diesem Land“ anzustreben. Die Grünen
wollten keinen Untersuchungsausschuss,
weil ihre Aufklärungsstrategie die bessere
und schnellere sei, fügte sie mit Blick auf
den Innenausschuss hinzu. Werde dort je-
doch von der Bundesregierung „gemauert“
und nicht aufgeklärt, rede ihre Fraktion

gern mit der FDP „über einen vernünftigen
Untersuchungsauftrag“.

Sondersitzungen Am Freitag befasste sich
der Innenausschuss in zwei neuerlichen
Sondersitzungen mit der Affäre: Erst be-
fragte er den Vorsitzenden des Bamf-Ge-
samtpersonalrates, Rudolf Scheinost, dann

erneut Bamf-Präsidentin
Jutta Cordt und zudem ih-
re Vorgänger Frank-Jürgen
Weise und Manfred
Schmidt. Burkhard Lischka
(SPD) resümierte anschlie-
ßend, es sei deutlich gewor-
den, dass dem Bamf in den
Jahren vor 2015 die politi-
sche Rückendeckung durch
das Bundesinnenministeri-
um gefehlt habe. Trotz be-
reits stark steigender Fall-
zahlen sei dem Amt die er-
forderliche personelle Stär-

kung verwehrt worden. Mathias Middel-
berg (CDU) verwies darauf, dass die Fall-
zahlen lange Jahre sehr niedrig gewesen
seien. Auf den Ansturm 2015 habe die Po-
litik aber reagiert und das Bamf nachhaltig
personell und finanziell nachhaltig ge-
stärkt.
Zu einer weiteren Sondersitzung werden
diese Woche Ex-Bundesinnenminister Tho-
mas de Maizière sowie der frühere Kanzler-
amts- und heutige Wirtschaftsminister Pe-
ter Altmaier (beide CDU) im Ausschuss er-
wartet. Helmut Stoltenberg/Peter Stützle T

Asylbewerber im Jahr 2016 im „Ankunftszentrum für Flüchtlinge“ im hessischen Gießen © picture-alliance/dpa / Boris Roessler

EDITORIAL

Wohlfeiles
Argument

VON JÖRG BIALLAS

Unabhängig davon, ob der Deutsche Bundes-
tag zusätzlich einen Untersuchungsausschuss
einrichten wird oder nicht: Zu den offensichtli-
chen Missständen in der Bremer Außenstelle
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlin-
ge (Bamf) wird ermittelt. Und das gleich auf
mehreren Ebenen. Innerhalb der Behörde
durch die interne Revision; juristisch durch die
Staatsanwaltschaft; politisch durch den Innen-
ausschuss des Parlamentes.
Ob das ausreicht, wird heftig diskutiert. Einig
sind alle Fraktionen im Bundestag darüber,
dass der Umgang mit Asylanträgen in Bremen
Vertrauen in staatliches Handeln nachhaltig
beschädigt hat. Deshalb muss aufgeklärt wer-
den, wer dafür verantwortlich ist und diszipli-
narische oder gar strafrechtliche Konsequen-
zen fürchten muss.
Freilich dürfen die Ereignisse in der Hansestadt
nicht missbraucht werden, generell über die
Flüchtlingspolitik der Bundesregierung in den
vergangenen Jahren zu urteilen. Gewiss gibt
es im Nachhinein Anlass zur Kritik. Vieles wür-
de heute im Lichte der Erfahrungen, der Pan-
nen und Fehleinschätzungen bestimmt anders
organisiert werden.
Es ist aber wohlfeil, nachträglich darüber zu
richten. Als täglich Tausende Menschen ver-
sorgt, registriert und untergebracht werden
mussten, haben alle, auch viele, die es heute
besser gewusst haben wollen, einem mög-
lichst unbürokratischen Umgang mit Flüchtlin-
gen das Wort geredet.
Dass dabei Fehler gemacht worden sind, war
nahezu zwangsläufig. Aber wie anders hätte
dieser enormen humanitären Herausforderung
in der gebotenen Eile begegnet werden sol-
len?
Freilich entschuldigt das kein bewusstes Fehl-
verhalten in Amtsstuben. Wenn in Bremen tat-
sächlich, aus welchen Gründen auch immer, im
großen Stil wissentlich falsche Bescheide aus-
gestellt worden sind, müssen die Verantwortli-
chen aller beteiligten Ebenen zur Rechenschaft
gezogen werden.
Bei aller nachvollziehbaren Empörung täte der
politischen Debatte allerdings etwas weniger
Parteitaktik gut. Natürlich ist es legitim, darü-
ber zu streiten, ob ein Untersuchungsaus-
schuss im Bundestag jetzt sinnvoll ist. Gele-
gentlich würde das interessierte Publikum sich
aber etwas mehr Ehrlichkeit über die wahren
Motive für die eine oder andere Position wün-
schen.

»Schnelligkeit
vor

Qualität
führt
ins

Desaster.«
Beatrix von Storch (AfD)

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Es gibt
keinen Grund,

dem Innen-
ausschuss jetzt
die Aufklärung
zu entziehen.«
Patrick Schnieder (CDU)
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Wenig überzeugend
CONTRA Schon die Begründung lässt tief blicken. In

dem Gesetzentwurf des Bundesinnenminis-
teriums, in dem Algerien, Marokko, Tunesien
und Georgien zu sicheren Herkunftsstaaten

erklärt werden, heißt es, dadurch verbessere sich
die Möglichkeit, aussichtslose Asylanträge rascher
bearbeiten und den Aufenthalt der Betroffenen
schneller beenden zu können. Inoffiziell verlautet,
man verspreche sich außerdem die Verringerung
des Anreizes, aus wirtschaftlichen Gründen nach
Deutschland zu kommen. Schließlich ist von Frist-
verkürzungen die Rede; Antragsteller hätten weni-
ger Zeit für rechtliche Schritte gegen negative Be-
scheide. Maßstab des Vorhabens sind also nicht
die Interessen der Asylbegehrenden, sondern die
Interessen Deutschlands. Ob das mit Artikel 16 des
Grundgesetzes – „Politisch Verfolgte genießen
Asylrecht“ – vereinbar ist?
Überdies ist das Ministerium zu dem Ergebnis ge-
langt, dass in den vier Staaten weder systematisch
gefoltert werde noch willkürliche Gewalt im Rah-
men eines bewaffneten Konflikts herrsche. Nur:
Stimmt das? Beispiel Algerien. Amnesty Internatio-
nal schreibt, friedliche Demonstrationen würden
im ganzen Land regelmäßig aufgelöst, Teilneh-
mende müssten mit Bestrafung rechnen. Immer
wieder würden Menschenrechtsaktivisten juris-
tisch verfolgt. Auch erhielten Menschenrechtsor-
ganisationen keine Visa für Besuche. Zu guter
Letzt komme es in einigen Regionen zu Kämpfen
zwischen bewaffneten Gruppen und vermutlich zu
extralegalen Tötungen durch Sicherheitskräfte.
Wenn wenige Clicks bei Google reichen, um sich
diese Informationen zu beschaffen, dann kann es
mit der Überzeugungskraft des Gesetzentwurfes
nicht weit her sein. Er ist daher abzulehnen.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Markus Decker,
DuMont-
Hauptstadtredaktion
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MEHR SICHERE HERKUNFTSSTAATEN?

Kein Wunschkonzert
PRO Das Vertrauen in den Rechtsstaat hat

in der Flüchtlingskrise gelitten. Wa-
rum? Weil das Gefühl zur Gewissheit
wurde, dass die Chance auf eine dau-

erhafte Bleibe nicht davon abhängt, ob jemand
politisch verfolgt ist, sondern ob er das Wort
„Asyl“ aussprechen kann. Dann war man meis-
tens drin. Und blieb. Dass abgelehnte Asylbewer-
ber in ihre Heimat zurückkehren müssen, ist die
Ausnahme. Rund 1,5 Millionen Flüchtlinge sind
nach Schätzungen seit 2015 gekommen, nicht ein-
mal 100.000 haben Deutschland wieder verlassen.
Eine Steuerung ginge nur, wenn entweder vor der
Einreise geprüft wird, ob jemand kommen darf,
oder nach der Einreise abgelehnte Asylbewerber
zurück müssen. Das eine will die Politik nicht, weil
Transitzentren vor den Grenzen errichtet werden
müssten. Das andere ist schmerzhaft und unbe-
quem, weil Menschen, die schon über Monate hier
sind, zurückgebracht werden müssten.
Aber der Rechtsstaat ist kein Wunschkonzert. Da-
rum ist die Ausweitung der sicheren Herkunfts-
staaten so wichtig. Wenn selbst in Länder, die wie
Tunesien oder Marokko aus Expertensicht als (re-
lativ) sicher gelten, nicht zurückgeführt wird,
schwindet das Vertrauen in die staatliche Durch-
setzungsfähigkeit, und die AfD wird noch stärker.
Vor allem: Die individuelle Anhörung und Prüfung
eines jeden Falls bleibt ja bestehen. Es geht nur
darum, dass Anträge von Flüchtlingen aus den
Ländern schneller bearbeitet werden können, bei
denen die Wahrscheinlichkeit deutlich geringer ist,
dass ihrem Antrag stattgegeben wird. Ein solches
Verfahren schafft neue, dringend benötigte Res-
sourcen für wirklich Schutzbedürftige. Das jetzige
System dagegen macht den Menschen aus diesen
Ländern falsche Hoffnungen.

Michael Bröcker,
»Rheinische Post«,
Düsseldorf

©
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Herr von Notz, begonnen hat die
jüngste Aufregung um das Bamf – das
Bundesamt für Migration und Flüchtlin-
ge – mit dem Vorwurf, in dessen Bremer
Außenstelle sollen zwischen 2013 und
2016 mindestens 1.200 Asylanträge zu
Unrecht bewilligt worden sein. Die
Staatsanwaltschaft ermittelt. Was steht
denn als gesichertes Faktum fest?
Ich glaube, man kann schon gesichert sa-
gen, dass es vor allem bei der Außenstelle
Bremen durchaus massive Probleme gab,
auch und gerade im Hinblick auf die
Rechtstaatlichkeit von Verfahren. Das muss
schnellstmöglich aufgeklärt werden. Aber
auch hier gilt für alle mutmaßlich Beteilig-
ten, gerade wenn es um persönliches, mög-
licherweise strafrechtlich relevantes Verhal-
ten geht, die Unschuldsvermutung. Dass es
beim Bamf strukturelle Probleme gab und
gibt, ist dagegen keine neue Erkenntnis.
Das wissen wir schon lange, seit deutlich
vor 2015. Die Bundesregierung hat sie über
viele Jahre billigend in Kauf genommen.

In ihrer Fraktion heißt es, sie habe
das immer wieder thematisiert, aber die
Regierung nicht hinreichend reagiert. Wo
sehen Sie sich da besonders bestätigt?
Wir haben über Jahre beispielsweise die
unzureichende personelle Ausstattung des
Bamf und die lange Dauer der Verfahren
thematisiert, welche die Rechtsunsicherheit
erhöht und für die Betroffenen unerträg-
lich ist. Auch den Bereich der Integration,
die ja auch geleistet werden muss, haben
wir immer wieder angesprochen. Da frage
ich mich schon, ob es nicht auf Seiten der
Bundesregierung über Jahre hinweg eine
ideologisch motivierte Grundhaltung gab,
das Bamf bewusst in einem kläglichen Zu-
stand zu halten– und dann aufgrund die-
ses Zustands im Jahr 2015 in ein Chaos
lief. Diese Fragen drängen sich förmlich
auf, und wenn der Bundesinnenminister
jetzt sagt, er will rückhaltlos und unabhän-
gig aufklären, erwarte ich von Horst Seeho-
fer, dass er genau das auch tut.

Bei Verfahrensdauer und Personal-
stärke hat sich aber doch einiges geän-
dert. Es wurden massiv Stellen geschaf-
fen, Schnelligkeit sollte gestärkt werden.
Durchaus, aber man hat eben erst sehr spät
reagiert, die Zahlen gingen ja schon 2014
hoch. Eigentlich hätte man da schon lange
vorher etwas tun müssen. Man kann das
Problem nicht einfach bei den Beschäftig-
ten abladen, die größtenteils zweifelsohne
mit hohem Engagement arbeiten. Hier
geht es um eine Frage der Führung. Und zu
dieser Führungsverantwortung – sowohl
im Bamf als auch im Innenministerium –
gehört, dass man nicht nur hektisch Stel-
lenzahlen erhöht, sondern als Rechts- und
Fachaufsicht strukturelle Probleme angeht,
an der Qualitätssicherung arbeitet und nö-
tigenfalls nachhakt.

Was nicht passiert ist?
Wenn man wie die Bundeskanzlerin 2015
sagt, wir schaffen das – was wir unterstützt
haben, weil ein Land wie Deutschland eine
solche Herausforderung zweifelsohne be-
wältigen kann –, dann müssen die Verant-
wortlichen auch tatsächlich alles in ihrer
Macht stehende tun, dass man es tatsäch-
lich schafft. Und das heißt, man muss eine
Schlüsselbehörde wie das Bamf intensiv
begleiten, nötigenfalls stärken, immer wie-
der kontrollieren und sich kümmern. Und
zum jetzigen Zeitpunkt hat man sehr stark
den Eindruck, dass genau das insbesondere
durch das Bundesinnenministerium nicht
ausreichend erfolgt ist. Und deswegen
muss jetzt entschlossen aufgeklärt werden,
um schnellstmöglich die notwendigen
Konsequenzen ziehen zu können.

Jetzt werden ja massenweise Asylbe-
scheide neu geprüft, allein 18.000 in Bre-
men. Reichen all diese Nachprüfungen?

Zweifellos ist es richtig, Entscheide noch
einmal zu überprüfen, sowohl in Bremen
als auch anderswo. Gleichzeitig stellen sich
tiefergehende Frage, zum Beispiel die, wa-
rum mehr als 40 Prozent der im letzten
Jahr angegriffenen Bescheide eigentlich ge-
richtlich festgestellt fehlerhaft waren. Auch
da scheint durchaus ein strukturelles Pro-
blem zu liegen. Wir haben es mit dem
Phänomen zu tun, dass Bamf-Außenstellen
in unterschiedlichen Bundesländern zu
sehr unterschiedlichen Schutzquoten kom-
men. Das kann an der Verteilung nach

Landsmannschaften liegen, aber vielleicht
auch daran, dass an der einen oder ande-
ren Stelle auch nach anderen Gesichts-
punkten entschieden wurde. All das wissen
wir heute nicht genau, das muss jetzt um-
gehend überprüft werden.

Sie wollen die Aufklärung in Sondersit-
zungen des Innenausschusses vorantrei-
ben. Auf welche Fragen wollen Sie da ei-
ne Antwort?
Wir haben mittlerweile einen zweiten Fra-
gekatalog eingereicht, wieder mit über

50 Fragen und verschiedenen Berichtsan-
forderungen. Da geht es etwa um die Frage,
was ab 2013 von Seiten der Fach- und
Rechtsaufsicht gemacht wurde, um das
Bamf zu stärken, was für Problemanzeigen
aus dem Bundesamt im Innenministerium
und auch im Bundeskanzleramt wann auf-
gelaufen sind. Von den Antworten auf die-
se vielen Fragen erhoffen wir uns einen we-
sentlichen, weiteren Schritt Richtung Auf-
klärung. Wir klären also weiter mit Hoch-
druck auf.

Vor der Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses schrecken die Grünen
bislang zurück .
Wir haben von Anfang an gesagt, dass wir
einen Untersuchungsausschuss nicht aus-
schließen. Wir müssen aber die Aufklärung
schon jetzt voranbringen. Und weil wir
uns gut mit Untersuchungsausschüssen
auskennen, wissen wir um deren Vor- und
Nachteile. Wir sind nur bereit, die Lang-
samkeit eines Untersuchungsausschusses
in Kauf zu nehmen und dafür die Schärfe
dieses Schwertes anzuwenden, wenn die
anderen Instrumente nicht mehr funktio-
nieren. Das tun sie aber bis jetzt, sehr gut
sogar. Das sehen so übrigens auch die an-
deren Fraktionen, die deswegen weiteren
Sondersitzungen zugestimmt haben. Ein
Untersuchungsausschuss einzusetzen, be-
nötigt einfach sehr viel Zeit, die wir derzeit
nicht haben.

Aufklärung jetzt im Innenausschuss
und parallel dazu einen Untersuchungs-
ausschuss einzusetzen ist keine Option?
Nein, denn bis der Untersuchungsaus-
schuss soweit ist, wird die Bundesregierung
alle parlamentarischen, aber auch journa-
listischen Anfragen damit beantworten,
dass man sich jetzt leider in Vorbereitung
auf diesen Ausschuss nicht parallel mit der
notwendigen Aufklärung des Parlaments
befassen kann. Das ist ein Erfahrungswert.
Deswegen halten wir dieses scharfe Schwert
in der Hinterhand, aber wir müssen jetzt
eben erstmal Strecke bei der Aufklärung
der Fakten und politischen Verantwortlich-
keiten machen.

AfD und FDP, die einen Untersu-
chungsausschuss fordern, wollen sich
auch generell der Flüchtlingspolitik der
vergangenen Jahre widmen.
Untersuchungsausschüsse dienen in erster
Linie der Aufklärung und Aufhellung recht-
licher und tatsächlicher Sachverhalte im
Verantwortungsbereich der Bundesregie-
rung und damit der parlamentarischen
Kontrolle durch das Parlament. Wenn ich
höre, dass eine vermeintliche „Grenzöff-
nung“ oder der Amtseid der Kanzlerin Un-
tersuchungsgegenstände sein sollen, dann
wird klar, dass einige offensichtlich den-
ken, ein Untersuchungsausschuss sei ein
politisches Tribunal. Für einen solchen po-
pulistischen Klamauk auf Kosten von Par-
lament und Demokratie stehen wir Grüne
nicht zur Verfügung. Wer versucht, seine
abwegigen, rassistischen und völkischen
Verschwörungstheorien in einen Untersu-
chungsausschuss zu gießen, beißt bei uns
auf Granit. In Richtung der anderen Frak-
tionen sage ich: Wer sich daran parlamen-
tarisch beteiligt, handelt in höchstem Ma-
ße verantwortungslos.

Die Fragen stellte Helmut Stoltenberg. T
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Die Anwältin: Linda Teuteberg

Der Bundestag muss wieder zum zentralen Ort der
Auseinandersetzung über wesentliche Fragen un-
seres Landes werden.“ So liest man in großen Let-
tern, wenn man die Webseite von Linda Teuteberg

anklickt. Als Obfrau der FDP-Fraktion im Innenausschuss kann
sie dazu beitragen. Bei der letzten Wahl kam sie als Branden-
burger Spitzenkandidatin ins deutsche Parlament, zuvor war sie
schon von 2009 bis 2014 im Landtag von Brandenburg.
Bei der Aufarbeitung der Missstände im Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge (Bamf) geht es Teuteberg zufolge um etwas
sehr Wesentliches. Nämlich darum, „Vertrauen in rechtsstaatli-
che Verfahren wiederherzustellen“. Neben dem Fehlverhalten
Einzelner, um das sich jetzt Staatsanwälte kümmern, müsse der
Bundestag aufklären, ob es „strukturelle Probleme gab, die es
überhaupt ermöglicht haben, dass so lange gegen grundsätzli-
che Standards eines rechtsstaatlichen Verfahrens verstoßen
wurde“ und Hinweise darauf nicht bearbeitet wurden. „Nur
wenn das Vertrauen in rechtsstaatlich ablaufende Asylverfahren
da ist, ist die Akzeptanz da für die Menschen, die wirklich einen
Anspruch auf unseren Schutz haben“, betont Teuteberg.
Bei der jetzt angelaufenen parlamentarischen Aufarbeitung ge-
he es auch darum, wie das Bamf ausgestattet und aufgestellt
sein muss, damit rechtsstaatliche Verfahren gesichert sind. „Da-
bei muss klar sein“, bringt es Teuteberg auf den Punkt, „dass
die rechtsstaatliche Qualität nicht der Abarbeitung einer hohen
Anzahl von Anträgen oder einer schnellen Abarbeitung geop-

fert werden darf. Dann muss auch die Ehrlichkeit da sein, zu sa-
gen: Das kann nicht in ganz kurzer Zeit bewältigt werden.“
Teuteberg will nicht so weit gehen zu sagen, dass mit der
Flüchtlingskrise ab Sommer 2015 die Rechtsstaatlichkeit außer
Kraft gesetzt worden sei. Aber diejenigen, die für die Ressour-
cen der Behörde die Verantwortung tragen, müssten auch die
Realitäten dort im Blick haben und könnten nur das verspre-
chen, was auch zu schaffen sei.

Teutebergs FDP-Fraktion hat, ebenso wie die AfD, einen Untersu-
chungsausschuss beantragt. „Weil dieses Thema so bedeutsam
ist und so viel Vertrauen schon erschüttert wurde, halten wir es
für ganz wichtig, dass das Parlament das jetzt selbst in die Hand
nimmt“, betont sie. „Im Moment sind wir ja darauf angewiesen,
dass diejenigen, die wir einladen, auch auskunftsbereit sind.“
Ein Untersuchungsausschuss dagegen hat ähnliche Befugnisse

wie ein Gericht nach der Strafprozessordnung, und das bedeutet
stärkere Möglichkeiten, Informationen auch zu erzwingen.
Den Einwand anderer Fraktionen, ein Untersuchungsausschuss
arbeite zu langsam, lässt sie nicht gelten. „Das eine tun und das
andere nicht lassen“ ist Teutebergs Devise. Ein Untersuchungs-
ausschuss sei „das parlamentarische Mittel, große Vorgänge, bei
denen es Missstände gibt, aufzuklären“. Damit werde es besser
möglich, in Zukunft Missstände zu vermeiden. Wo aber jetzt
schon seriös zu erkennen sei, welche Konsequenzen zu ziehen
und welche Verbesserungen im Asylverfahren vorzunehmen
sind, könne der Innenausschuss dies gleichzeitig vorantreiben.
Außerhalb des Parlaments engagiert sich die 37jährige Anwältin
im Verein „Gegen Vergessen – Für Demokratie“, der vor 25 Jah-
ren nach den ausländerfeindlichen Ausschreitungen in Solingen
und anderswo gegründet worden war. Es sei ihr sehr wichtig,
„auch an die dunklen Seiten der Geschichte zu erinnern, und
gleichzeitig sich aktiv für die Demokratie einzusetzen“. Beson-
ders gut findet es die gebürtige Brandenburgerin, dass sich der
Verein mit beiden deutschen Diktaturen beschäftigt und sich mit
„jeglicher Art von Unterdrückung und Verfolgung politischer Art,
egal ob sie von rechts oder von links ausgeht, kritisch auseinan-
dersetzt“.
Politik, das merkt man Linda Teuteberg an, ist auch ihr Hobby.
Ein anderes ist Lesen. Und zwischendurch geht sie gerne spazie-
ren. Der nahe Babelsberger Park in der wunderbaren Potsdamer
Schlösserlandschaft lädt immer dazu ein. Peter Stützle T
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Entscheidungen im Akkord
ASYL Die Bamf-Affäre legt auch die enormen Herausforderungen des Amtes bei der Bewältigung der Flüchtlingskrise offen

W
iderlegt die Bamf-
Affäre Angela Mer-
kels „Wir schaffen
das“ vom Sommer
2015? Um diese
Frage geht es in

letzter Konsequenz, wenn sich der Bundes-
tag derzeit um die Aufklärung erheblicher
Unregelmäßigkeiten im Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge (Bamf) bemüht.
Dahinter steht die Frage, ob die Überforde-
rung staatlicher Instanzen angesichts des
Zustroms hunderttausender Flüchtlinge
und Migranten unvermeidlich war, wie
man es insbesondere in der AfD sieht, oder
ob es sich um vermeidbare organisatori-
sche Mängel handelte und wenn ja, wer
dafür Verantwortung trägt. Letzteres ist
ebenfalls von erheblicher politischer Bri-
sanz, weil es dabei auch darum geht, ob
Druck „von ganz oben“ dazu geführt hat,
dass bei der Bearbeitung von Asylanträgen
Schnelligkeit vor Gründlichkeit ging.
Das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge mit Hauptsitz in Nürnberg wurde
1953 als „Bundesdienststelle für die Aner-
kennung ausländischer Flüchtlinge“ ge-
gründet, 1965 wurde ein „Bundesamt“ da-
raus. Mit dem 2005 in Kraft getretenen Zu-
wanderungsgesetz bekam die Bundesober-
behörde ihren heutigen Namen und neue
Aufgaben, insbesondere im Bereich der In-
tegrationsförderung. Geblieben ist die Be-
sonderheit, dass der Arbeitsanfall starken
Schwankungen unterliegt. So waren
Flüchtlingswellen nach dem „Prager Früh-
ling“ 1968, in Folge von Spannungen in
der Türkei in den 1970er Jahren sowie
nach dem Zusammenbruch der Sowjetuni-
on und Jugoslawiens in den 1990er Jahren
zu bewältigen.

Dramatische Lage Die Situation im Som-
mer 2015 allerdings stellte alles Dagewese-
ne in den Schatten. Aus den Flüchtlingsla-
gern in den Nachbarländern Syriens mach-
ten sich Tag für Tag Tausende auf den Weg
nach Europa, nachdem das Flüchtlingshilf-
werk der Vereinten Nationen aus Geld-
mangel die Essensrationen hatte kürzen
müssen. Dramatische Bilder von in Ungarn
gestrandeten Flüchtlingen veranlassten die
Bundesregierung schließlich, das in der EU
geltende Dubliner Rückführungsabkom-
men auszusetzen und diesen Menschen
pauschal die Aufnahme in Deutschland
zuzugestehen. Die Nachricht verbreitete
sich blitzschnell um die Welt, und immer
mehr Menschen, zunehmend auch aus an-
deren Herkunftsländern, folgten nach.
Was das für das Bamf bedeutete, darauf
gibt die Zahl der Entscheidungen über
Asylanträge einen Hinweis. War sie zwi-
schen 2011 und 2014 bereits von 43.362
auf 128.911 gestiegen, so schnellte sie bis
2016 auf 695.733 in die Höhe, mehr als
das Fünffache. Möglich wurde dies über-
haupt nur durch einen schnellen Aufwuchs
des Personals. Pensionierte Beamte aus un-
terschiedlichen Behörden, Bundeswehrsol-
daten und Arbeitslose wurden nach

Schnellkursen mit Asylverfahren betraut.
Mangels qualifizierter Dolmetscher und
Übersetzer für die Muttersprachen der Be-
werber fungierten auch Menschen mit be-
scheidenen Sprachkenntnissen als Dolmet-
scher. Die naheliegende Vermutung, dass
diese enorme Steigerung der Asylentschei-
dungen auf Kosten der Sorgfalt ging,
scheint sich nun im Verlauf
der Bamf-Affäre immer
mehr zu bestätigen.
Auslöser dieser Affäre waren
strafrechtliche Ermittlungen
gegen die ehemalige Leiterin
der Bremer Außenstelle des
Bundesamts, Ulrike B.. Sie
und weitere Beschuldigte in
ihrem Umfeld sollen in
mindestens 1.200 Fällen
Asylbescheide manipuliert
haben. Unter anderem sol-
len Dokumente nicht ge-
prüft und Fingerabdrücke
nicht genommen worden sein. In den
meisten Fällen sei die Außenstelle Bremen
gar nicht zuständig gewesen. Vielmehr hät-
ten die Beschuldigten aussichtslose Anträge
aus dem Bereich anderer Außenstellen an
sich gezogen und positiv entschieden.
Rechtsanwälte, gegen die ebenfalls ermit-
telt wird, hätten daran mitgewirkt. Am
20. April dieses Jahres durchsuchte die
Staatsanwaltschaft die Privatwohnung von
Ulrike B. wegen des Verdachts auf Bestech-

lichkeit und bandenmäßige Verleitung zur
missbräuchlichen Asylantragsstellung.
Von da an brachten die Medien fast täglich
neue Details ans Licht. So waren laut Spie-
gel-Online bereits 2014 und 2015 Be-
schwerden über Ulrike B. in der Nürnber-
ger Zentrale des Bamf eingegangen, weil
sie Irakern widerrechtlich ein Bleiberecht

verschafft habe. Im Som-
mer 2016 sei der damalige
Bamf-Präsident Frank-Jür-
gen Weise über Missstände
in Bremen informiert wor-
den, berichteten unter an-
derem die Nürnberger
Nachrichten. Auf eine
Mail eines niedersächsi-
schen Regionalleiters habe
ein Mitarbeiter Weises ge-
antwortet, der Sachverhalt
verlange „tiefergehende
Untersuchungen, die be-
reits eingeleitet wurden“.

Anfang 2017 wurde Jutta Cordt Präsidentin
der Behörde. Nach weiteren drängenden
Hinweisen, darunter im Juni vergangenen
Jahres von einem leitenden Beamten der
Bremer Außenstelle, erstattete die Amtslei-
tung im November 2017 Strafanzeige ge-
gen Ulrike B..
Im Januar 2018 wurde Josefa Schmid kom-
missarisch mit der Leitung der Bremer Au-
ßenstelle betraut. Diese schickte im April
einen Bericht ans Bundesinnenministeri-

um, in dem sie von mehr als 3.000 unzu-
lässigerweise in Bremen bearbeiteten Asyl-
anträgen schrieb. Dabei äußerte sie den
Verdacht, dass die Leitung des Bamf in den
Fall verwickelt sein könne, da sie über Jah-
re nicht auf Hinweise von Mitarbeitern rea-
giert habe. Schmid, die im niederbayeri-
schen Kollnbach ehrenamtliche Bürger-
meisterin ist und für die FDP zum bayeri-
schen Landtag kandidiert, wurde daraufhin
am 8. Mai nach Deggendorf zurückver-
setzt. Amtschefin Cordt warf Schmid in ei-
ner Sondersitzung des Bundestags-Innen-
ausschusses am 29. Mai Teilnehmern zu-
folge vor, sich nicht an vorgesehene Kom-
munikationswege gehalten zu haben. In ei-
ner Antwort auf Fragen, welche die Abge-
ordnete Luise Amtsberg (Grüne) im Vor-
feld dieser Sitzung gestellt hatte, wies das
Bundesinnenministerium darauf hin, dass
Schmid in einem Personalgespräch am
28. Februar „ausdrücklich auf die laufen-
den Ermittlungen der Staatsanwaltschaft
hingewiesen“ sowie mehrfach aufgefordert
worden sei, ihr „bekanntgewordene Sach-
verhalte“ ausschließlich über das Justiziari-
at des Amtes der Staatsanwaltschaft zu-
gänglich zu machen.
In seiner Antwort geht das Innenministeri-
um auch auf die Folgen einer vom Bamf
veranlassten Prüfung von 18.000 in Bre-
men erteilten Asylbescheiden ein. Da dafür
rund 70 Mitarbeiter für etwa drei Monate
abgestellt würden, bestehe das Risiko, dass

der Bestand an offenen Asylverfahren von
50.000 auf 80.000 anwächst. „Die Zielgrö-
ße der Bearbeitungsdauer für neue Asylver-
fahren seit dem Jahresbeginn 2017 von
3,0 Monaten kann dann nicht gehalten
werden“, schreibt das Ministerium.
Zum Zeitpunkt dieser Sondersitzung, auf
der neben Cordt auch Bundesinnenminister
Horst Seehofer und sein
Parlamentarischer Staatsse-
kretär Stephan Mayer (bei-
de CSU) befragt wurden,
hatte die Bamf-Affäre längst
über Bremen hinaus die
ganze Behörde erfasst. Dies
veranlasste den Gesamtbe-
triebsrat, in einem am 28.
Mai veröffentlichten Brief
an Cordt die Belegschaft
gegen „die berechtigte Kri-
tik der Öffentlichkeit an
der Arbeit des Bundesam-
tes“ in Schutz zu nehmen.
Seit Frank-Jürgen Weise die Amtsleitung
übernommen habe, sei dem Ziel einer gro-
ßen Zahl erledigter Asylanträge „die Quali-
tät vollständig untergeordnet“ worden.

Offener Brief Weise, der sich als Chef der
Bundesagentur für Arbeit den Ruf als er-
folgreicher Modernisierer einer Großbe-
hörde erworben hatte, war am 18. Septem-
ber 2015 zusätzlich mit der Leitung des
Bamf betraut worden. Zu diesem Zeitpunkt
hatte sich schon eine Viertelmillion unbe-
arbeiteter Asylanträge aufgestaut. Bereits
am 11. November desselben Jahres richte-
ten der Gesamtpersonalrat und der Örtli-
che Personalrat des Bamf einen offenen
Brief an Weise, aus dem die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (18/6825)
zitierte. Demnach beklagten die Beschäftig-
tenvertreter Mängel, „die mit rechtsstaatli-
chen Verfahren nicht vereinbar seien, ins-
besondere in Bezug auf bestimmte Asylsu-
chende und bei der Einarbeitung und Qua-
lifikation“ neuer Mitarbeiter. In ihrer Ant-
wort (18/7015) schrieb die Bundesregie-
rung, es sei nicht verwunderlich, dass es in
solchen Umbruchphasen Sorgen in der Be-
legschaft gibt. „Die Leitung des Bamf teilt
die Auffassung des Personalrates, dass Fra-
gen der Qualitätssicherung und der Sicher-
heit zentrale Pfeiler der Arbeit des Bamf
sind, und weist Zweifel an der Rechtsstaat-
lichkeit der Verfahren zurück“, heißt es in
der Antwort weiter.
Allerdings bekamen diese Zweifel in der
Folgezeit immer wieder neue Nahrung. Ein
besonders eklatanter Fall war der des mut-
maßlich rechtsextremen Bundeswehrsolda-
ten Franco A.. Dieser hatte sich erfolgreich
unter falschem Namen als syrischer Flücht-
ling ausgegeben und einen Schutzstatus er-
halten, obwohl er kein Arabisch sprach. Er
wurde im April 2017 unter dem Verdacht
festgenommen, einen Terroranschlag ge-
plant zu haben, der einem fiktiven Flücht-
ling angelastet werden sollte. In seinem of-
fenen Brief vom Mai dieses Jahres spricht
der Personalrat des Bamf von „Hunderttau-

senden von Verfahren, in denen mutmaß-
lich die Identität nicht belegt wurde“. Die
Möglichkeit, diese Fälle „in einem rechts-
staatlichen Verfahren zu überprüfen“, wer-
de aber „aktuell mittels Dienstanweisung
verhindert“. Diese besage, dass anerkannte
Flüchtlinge lediglich zu einem freiwilligen
Gespräch geladen werden sollen, und „wer

zweimal dem Gesprächsan-
gebot nicht nachkommt,
bekommt einen positiven
Vermerk“.
Das Bamf hat indes damit
begonnen, alle Außenstel-
len und Ankunftszentren zu
überprüfen, in denen die
Schutzquote 2017 deutlich
vom Durchschnitt abwich,
also ungewöhnlich viele
Asylanträge positiv oder
auch negativ beschieden
wurden. Dies betrifft zehn
Außenstellen. Künftig sol-

len solche Überprüfungen bei Abweichun-
gen von über zehn Prozent immer erfol-
gen, teilte das Bundesinnenministerium
auf die Fragen der Abgeordneten Amtsberg
hin mit. Die Bremer Mitarbeiter dürfen bis
auf Weiteres keine Entscheidungen über
Asyl treffen. Und Bundesinnenminister
Horst Seehofer als Dienstherr des Bamf be-
müht sich bei seinem Finanz-Kollegen
Olaf Scholz (SPD) um zusätzliche Stellen
für das Amt. Das ist dringlich, denn viele
zur Zeit der Flüchtlingskrise geschlossene
Zeitverträge laufen aus.

Drängende Fragen Mittlerweile richtet
sich das Augenmerk in der Bamf-Affäre zu-
nehmend auch auf die politisch Verant-
wortlichen. Dabei ist Seehofer derzeit eini-
germaßen aus der Schusslinie. Abgeordne-
te auch der Opposition bescheinigten ihm
nach seiner Befragung vor dem Innenaus-
schuss Aufklärungswillen. Umso drängen-
dere Fragen richten sich an Seehofers
Amtsvorgänger Thomas de Maizière
(CDU), an den in der letzten Legislaturpe-
riode für das Flüchtlingsthema zuständi-
gen Kanzleramtsminister Peter Altmaier
(CDU) und inzwischen auch an die Kanz-
lerin selbst. Denn laut „Bild am Sonntag“
hat Ex-Amtschef Weise im Frühjahr 2017
zwei mal mit Angela Merkel (CDU) über
gravierende Probleme im Bamf gespro-
chen. In der Fragestunde des Bundestags
vergangene Woche danach gefragt, berich-
tete Merkel von „unzähligen“ Gesprächen
mit Weise, in denen es darum gegangen
sei, Probleme zu benennen, um sie zu lö-
sen. „Herr Weise wäre überhaupt nicht ins
Bamf gekommen, wenn es nicht gravieren-
de strukturelle Probleme gegeben hätte“,
sagte die Kanzlerin. Peter Stützle T

Beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bamf) sollen Asylanträge ohne rechtliche Grundlage anerkannt worden sein. © picture-alliance/dpa

Blick auf das Gebäude der Bremer Außenstelle des Bamf © picture-alliance/Carmen Jaspersen/dpa
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KURZ NOTIERT

Unterausschuss Globale
Gesundheit gebildet
Der Gesundheitsausschuss des Bundes-
tages hat in der vergangenen Woche ei-
nen Unterausschuss Globale Gesundheit
eingerichtet. In der konstituierenden Sit-
zung wurde die SPD-Abgeordnete Heike
Baehrens zur Vorsitzenden bestimmt. In
dieser Woche ist die erste reguläre Sit-
zung vorgesehen. Es geht unter anderem
um die Ergebnisse der Weltgesundheits-
versammlung im Mai 2018 in Genf. pk T

Bundesgerichtshof soll
entlastet werden

Gegen die Stimmen der Linksfraktion
und bei Enthaltung der Grünen hat der
Bundestag vergangene Woche einen Ge-
setzentwurf (19/1686) der Koalitions-
fraktionen angenommen, mit dem eine
Mehrbelastung des Bundesgerichtshofs
(BGH) vermieden werden soll. Dazu wird
die Ende Juni auslaufende und bereits
wiederholt erneuerte Frist für die Rege-
lung der Nichtzulassungsbeschwerde bis
Ende 2019 verlängert. Eine solche ist nur
zulässig, wenn der Beschwerdewert der
Berufungsentscheidung 20.000 Euro
übersteigt. Mit dieser Wertgrenze soll
verhindert werden, dass wichtige Verfah-
ren beim BGH nicht bearbeitet werden
können. Angesichts der erneuten Frist-
verlängerung mahnten Abgeordnete al-
ler Fraktionen eine schnelle Reform der
Zivilprozessordnung an. mwo T

4 INNENPOLITIK Das Parlament - Nr. 24 - 11. Juni 2018

Schwierige Abschiebung
unerwünschter Ausländer
AMRI-AUSSCHUSS Zeuge bestreitet politischen Einfluss

Es war Ende Januar 2017, einen guten Mo-
nat nach dem Terroranschlag auf dem Ber-
liner Breitscheidplatz, als den Gießener
Strafrechtsprofessor Bernhard Kretschmer
ein Anruf aus dem nordrhein-westfälischen
Innenministerium ereilte. Ob Kretschmer
interessiert sei, den Umgang der NRW-Be-
hörden mit dem Attentäter Anis Amri zu
untersuchen, war die Frage. Es müsse aller-
dings schnell gehen. Im Mai standen Land-
tagswahlen bevor, die rot-grüne Landesre-
gierung, insbesondere SPD-Innenminister
Ralf Jäger, sah sich nach dem Anschlag un-
ter Druck. Ein Gutachten bis zum 20.
März, ließe sich das machen?
„Das war schon eine sehr intensive Tätig-
keit“, erinnerte sich Kretschmer vergangene
Woche vor dem Untersuchungsausschuss.
Die Qualität seiner Ermittlungen habe in-
des unter dem Zeitdruck in keiner Weise
gelitten. Die Feststellung war ihm so wich-
tig, dass er sie mehrfach äu-
ßerte: Er glaube, „ein sorg-
fältiges, umfassendes Gut-
achten“ abgeliefert zu ha-
ben. Daran hatten Kritiker
ihre Zweifel, als Kretschmer
am 27. März 2017, eine
Woche später als verein-
bart, in Düsseldorf seine
Befunde vorstellte, denn
diese waren doch sehr im
Sinne der Auftraggeber aus-
gefallen.

Keine Versäumnisse „Gro-
ße Fehler habe ich in NRW nicht aufspü-
ren können“, wiederholte Kretschmer auch
vor dem Untersuchungsausschuss. Die Be-
hörden des Landes hätten sich in der Be-
handlung Amris, der während seines Auf-
enthalts in Deutschland zwar überwiegend
in Berlin weilte, vom Ausländeramt in Kle-
ve (NRW) indes als Asylbewerber geführt
wurde, keine wesentlichen Versäumnisse
vorzuwerfen.
Und es seien auch nicht seine Auftraggeber
gewesen, die ihm dieses Urteil eingeflüstert
hätten, im Gegenteil. Die Landesregierung
habe keine Vorgaben gemacht oder gar Er-
wartungen geäußert, vielmehr immer wie-
der betont, dass er in seiner Tätigkeit völlig
frei sei: „Wenn ich Fehler gefunden hätte,
wäre das auch in das Gutachten hineinge-
kommen.“
So handelte Kretschmers Bericht von der
Sisyphusarbeit, im deutschen und europäi-
schen Rechtsrahmen einen unerwünschten
Ausländer loszuwerden. Die für die Sicher-
heit an Rhein und Ruhr Zuständigen hät-
ten den späteren Attentäter Amri frühzeitig
als gefährlich erkannt, sich aber durch Um-
stände, die außerhalb ihrer Verantwortung
lagen, an wirksamen Maßnahmen gehin-
dert gesehen. So sei schon in den Monaten

Februar und März 2016 erwogen worden,
gegen den Mann eine Ausweisungsanord-
nung nach Paragraph 58a des Aufenthalts-
gesetzes zu erlassen. Dazu hätten freilich
Erkenntnisse der Ermittlungskommission
(EK) „Ventum“ des Landeskriminalamts
im Umfeld des radikalislamischen Predi-
gers Abu Walaa, wo Amri Anschluss gefun-
den hatte, beigezogen werden müssen. Der
zuständige Generalbundesanwalt habe die
Akten jedoch nicht freigeben wollen, um
seinen wichtigsten Informanten bei Abu
Walaa nicht in Gefahr zu bringen.

Schwierige Abschiebung Die Alternative,
um Amri loszuwerden, war daher eine zü-
giges Asylverfahren. Allerdings fand sich
erst am 28. April 2016 Gelegenheit für den
gebürtigen Tunesier, in Dortmund einen
Asylantrag einzureichen. Diese Terminie-
rung, betonte Kretschmer, habe wiederum

nicht im Ermessen der
NRW-Behörden gelegen;
zuständig gewesen sei das
Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge (Bamf).
Als Amris Asylbegehren am
11. Juni 2016 abgelehnt,
und der Mann endlich aus-
reisepflichtig war, legten
sich die Behörden seines
Heimatlandes quer.
Hätte man ihn jetzt in Ab-
schiebegewahrsam nehmen
wollen, hätte laut Gesetz
gewährleistet sein müssen,

dass sich die Abschiebung nicht aus Grün-
den, „die nicht der Ausländer selbst zu ver-
treten hat“, über einen Zeitraum von drei
Monaten hinaus verzögern würde. Das
konnte aber angesichts der tunesischen
Haltung niemand garantieren. So blieb
Amri auf freiem Fuß.

Zahlreiche Identitäten Auch dass er unter
mehreren Identitäten unterwegs war – die
Rede ist von 14, nach Kretschmers Ein-
schätzung waren es vier – sei kein Haft-
grund mehr gewesen. Denn zum Zeitpunkt
der Ausreisepflicht, also im Sommer 2016,
sei den deutschen Behörden längst klar ge-
wesen, dass sie es nicht mit einem „Amir“
zu tun hatten oder mit einem „Hasan“,
sondern mit dem eindeutig identifizierten
Anis Amri.
Hätte man ihm nachweisen können, dass
er seinen Pass vernichtet hatte, wäre nach
Kretschmers Ansicht die Lage anders gewe-
sen. Dieses Abschiebehindernis hätte er ja
selbst zu vertreten gehabt, also in den
Knast gehen können. Doch wussten laut
Kretschmer die Behörden zu jenem Zeit-
punkt nicht einmal, ob er bei seiner Aus-
reise aus Tunesien 2011 überhaupt Doku-
mente besessen hatte. Winfried Dolderer T

»Große
Fehler habe
ich in NRW

nicht
aufspüren
können.«

Bernhard Kretschmer,
Ermittler im Fall Amri

Familiensache
FLÜCHTLINGE Ab August soll der Familiennachzug
wieder möglich sein - für 1.000 Menschen pro Monat

F
amiliennachzug für subsidiär
Schutzberechtigte ja, aber nur
limitiert und ohne Rechtsan-
spruch: Das sind die Pläne der
Koalition für eine Neuregelung
des umstrittenen Themas, über

die der Bundestag am vergangenen Don-
nerstag erstmals diskutiert hat. Grundlage
der zum Teil sehr emotional geführten De-
batte war ein Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung (19/2438), auf der Tagesordnung
des Plenums standen auch Entwürfe der
FDP (19/2523) und Linken (19/2515).
Der Regierungsentwurf sieht vor, Mitglie-
dern der Kernfamilie – also Ehegatten,
minderjährige ledige Kinder und Eltern
minderjähriger Kinder –
den Familiennachzug ab
dem 1. August 2018 aus
humanitären Gründen wie-
der zu gewähren. Dieser ist
seit 2016 ausgesetzt. Der
Nachzug soll allerdings auf
1.000 Menschen pro Mo-
nat beschränkt werden.
Die Liberalen wollen den
Nachzug von subsidiär
Schutzberechtigten weitere
zwei Jahre aussetzen und
nur strenge Ausnahmen er-
lauben, die Linke will diese
Aussetzung dagegen sofort aufheben.
Bundesinnenminister Horst Seehofer
(CSU) sagte in seiner Rede, es gehe um ei-
nen Personenkreis von 265.000 Menschen,
die von der Regelung profitieren könnten.
Die Grenze von 1.000 Personen monatlich
stelle einen guten Kompromiss zwischen
Aufnahmefähigkeit und humanitären Ver-
pflichtungen sowie den Interessen der
Schutzbedürftigen dar. Missbrauch solle
dadurch verhindert werden, dass der Nach-
zug von Gefährdern und Straftätern ver-
hindert werde. Gleichzeitig wolle man An-
reize senken, dass minderjährige Kinder
von ihren Eltern auf die gefährliche Reise
geschickt würden, um später von der Mög-
lichkeit des Familiennachzugs zu profitie-
ren, so Seehofer.

Keine Magnetwirkung In der Koalition
war lange um das Thema gerungen wor-
den. Der SPD-Innenexperte Burkhard
Lischka nannte das Gesetz deshalb „einen

Kompromiss“, der einerseits den humani-
tären Grundsatz „Kinder gehören zu ihren
Eltern“ einlöse und andererseits für „Ord-
nung und Sicherheit“ sorge. Für die Uni-
onsfraktion sagte Stephan Harbarth, man
würde „gern jeder Familie helfen, zueinan-
der zu kommen“. Aber die Möglichkeiten
seien endlich – der Entwurf verschließe
nicht die Augen vor der Not der Betroffe-
nen, aber auch nicht vor der Notwendig-
keit, die Gesellschaft nicht zu überfordern.
Die Koalition habe hart dafür gearbeitet,
den Zustrom von Migranten zu begrenzen.
Dieses Ziel solle nicht durch einen unein-
geschränkten Nachzug „konterkariert wer-
den“, der innerhalb Europas eine „Magnet-

wirkung“ entfalten würde,
betonte Harbarth.
Die FDP stört sich an der
Kontingentierung der Men-
schen, die nachziehen kön-
nen. Die Liberalen seien
nicht für einen unbegrenz-
ten Familiennachzug, sagte
Stephan Thomae. Aber es
müsse „ein Sachgrund ge-
funden werden“, der zum
Nachzug berechtige. Sich
auf eine „aus der Luft ge-
griffene“ Zahl festzulegen
„ist und bleibt falsch“. Der

Entwurf sei in zu vielen Punkten „misslun-
gen“, sagte er.

»Gnadenrecht« Fundamentale Kritik gab
es von Linken und Grünen. So sagte Ulla
Jelpke (Linke), die Regierung schaffe das
Recht auf Familiennachzug ab. Damit
zwinge sie „Zigtausende auf Jahre hinaus
in eine humanitäre Katastrophe“. Ihre Frak-
tion wolle „das Recht auf ein gemeinsames
Familienleben für alle Flüchtlinge uneinge-
schränkt“ wiederherstellen. Die Grünen-In-
nenpolitikerin Luise Amtsberg beklagte,
das Gesetz trete das fundamentale Anrecht
darauf, mit seiner Familie in Frieden zu le-
ben, „mit Füßen“. Damit werde aus einem
Grundrecht „ein Gnadenrecht“, das das
Grundgesetz beschneide. Es sei unklar, wie
die Auswahl der Menschen erfolgen solle.
Das Gesetz werde die Integration von Men-
schen „dauerhaft verhindern“.
Ablehnung für den Entwurf gab es auch
von der AfD. Bernd Baumann sagte, statt

„den Wahnsinn zu stoppen“, dass tausende
Menschen, über die man nichts wisse, ins
Land strömten, habe die Regierung „die
Chuzpe, die Schleusen weiter zu öffnen“.
Das Gesetz sei „absurd“, weil „unsere
Grenzen“ noch immer „jedem sperrangel-
weit offen“ stünden.
Die fraktionslose Abgeordnete Frauke Petry
sagte, der massive Kontrollverlust in Sa-
chen Migration sei unvergessen. Die Regie-
rung habe es drei Jahre lang versäumt,
striktere Regelungen in Sachen Familien-
nachzug zu erlassen. Der sei nach wie vor
eine Form der illegalen Migration.
In Deutschland leben etwa 200.000 Men-
schen mit dem subsidiären – also einge-
schränkten – Schutz. Vollkommen unklar
ist, wie viele Angehörige von ihnen nach-
geholt werden könnten, Experten geben
unterschiedliche Schätzungen ab. Ebenfalls
noch unklar ist, wie entschieden wird, wer
in das Kontingent hineinkommt. Darüber
soll nach „humanitären Kriterien“ ent-
schieden werden, einen Rechtsanspruch
gibt es nicht. Susanne Kailitz T

Seit 2016 ist der Familiennachzug für Flüchtlinge mit eingeschränktem Schutzstatus ausgesetzt. © picture-alliance/dpa

»Sich auf eine
aus der Luft
gegriffene
Zahl fest-

zulegen, ist
falsch.«

Stephan Thomae (FDP) > KOMPAKT
Initiativen zum Familiennachzug

> Regierung Der Gesetzentwurf der Bun-
desregierung (19/2438) sieht vor, ab An-
fang August dieses Jahres pro Monat ins-
gesamt 1.000 Personen, die zur „Kernfa-
milie“ eines subsidiär geschützten Aus-
länders gehören, den Nachzug nach
Deutschland zu ihrem Angehörigen zu er-
möglichen.

> FDP Nach dem Gesetzentwurf der FDP-
Fraktion (19/2523) soll der Familiennach-
zug zu Ausländern mit subsidiärem, also
eingeschränktem Schutzstatus für weite-
re zwei Jahre ausgesetzt, aber zugleich
für verschiedene Ausnahmen wieder zu-
gelassen werden.

> Linke Die Linke strebt mit ihrem Gesetz-
entwurf (19/2515) an, die derzeitige Aus-
setzung des Familiennachzugs zu subsi-
diär Geschützten ohne Einschränkungen
aufzuheben.

Interpretierte Statistik
ARBEIT Opposition rügt geschönte Arbeitsmarktzahlen

Sehr brisant klang das Thema nicht: „Beste
Arbeitsmarktlage seit der Wiedervereini-
gung und Herausforderungen für die Zu-
kunft“, so lautete der Titel einer auf
Wunsch von Union und SPD einberufenen
Aktuellen Stunde. Als sich vergangene Wo-
che die Sozialpolitiker zu eben dieser zu-
sammenfanden, konnten die Zuhörer ein
Lehrstück darüber erleben, wie unter-
schiedlich man Statistiken interpretieren
kann. Höchststand bei sozialversicherungs-
pflichtiger Beschäftigung und Tiefstand bei
den Arbeitslosenzahlen – darüber freuten
sich die Koalitionsfraktionen. Für die Op-
position setzte sich aus den Arbeitsmarkt-
statistiken ein ganz anderes Bild zusam-
men – und zwar ein recht brisantes.
Dass die Regierung mit geschönten Zahlen
arbeite, darin waren sich AfD, Grüne und
Linke einig. „Wenn aktuell von 2,3 Millio-
nen Arbeitslosen die Rede ist, dann hat das
nichts damit zu tun, wie viele Menschen
im erwerbsfähigen Alter arbeitssuchend
sind. Da können Sie die Zahl nämlich ver-
doppeln“, sagte Uwe Witt (AfD). Das ge-
plante Beschäftigungsprogramm für Lang-

zeitarbeitslose kritisierte er dennoch als
mehr oder weniger sinnlos und wettbe-
werbsverzerrend. Das Programm werde, ge-
rade mit dem begleitenden Coaching,
Langzeitarbeitslosen den Einstieg in den
Arbeitsmarkt ermöglichen, prognostizierte
dagegen Peter Weiß (CDU).
Jessica Tatti (Die Linke) sagte „Arbeitslose,
die krank gemeldet sind, die einen Ein-
Euro-Job machen, an Weiterbildungen teil-
nehmen oder älter als 58 Jahre sind, wer-
den von der Statistik überhaupt nicht er-
fasst.“ Hinzu komme die hohe Zahl von
Menschen in prekärer Arbeit. „Wir müssen
endlich über die Bedingungen reden, unter
denen Menschen in Deutschland arbei-
ten“, forderte Tatti.
Wolfgang Strengmann-Kuhn (Grüne) ver-
wies darauf: „Armut trotz Erwerbstätigkeit
hat sich in den letzten Jahren verdoppelt.
Es sind 3,5 bis vier Millionen Menschen,
die arbeiten gehen und arm sind.“ Ange-
sichts der Tatsache, dass rund 12 Millionen
Menschen auf Hartz-IV-Niveau leben, müs-
se über alternative Grundsicherungssyste-
me nachgedacht werden.
Johannes Vogel (FDP) kritisierte die Wei-
terbildungsstrategie der Bundesregierung.
Um den Arbeitsmarkt für die Zukunft fit
zu machen, reiche es nicht, das Arbeitslo-
sengeld während einer Qualifizierung län-
ger zu zahlen. „Wir erwarten eine echte
Strategie für digitales Lernen im heutigen
Zeitalter“, sagte Vogel.
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil
(SPD) beließ es auch nicht bei schönen
Zahlen, sondern kündigte Verbesserungen
bei der Arbeitslosenversicherung für Kurz-
zeitbeschäftigte an. Auch solle das Qualifi-
zierungsprogramm WeGebAU künftig
nicht nur für Geringqualifizierte und Ältere
nutzbar sein. Niemand solle den Anschluss
an die neuen Technologien verlieren. Kers-
tin Tack (SPD) betonte, die Möglichkeit,
sich zu qualifizieren, dürfe nicht erst mit
der Arbeitslosigkeit einsetzen. Hierfür müs-
se die Bundesagentur für Arbeit die nöti-
gen Mittel in die Hand bekommen, forder-
te sie. Claudia Heine T

32,7 Millionen sozialversicherungspflichti-
ge Arbeitsverhältnisse gibt es derzeit.

©
pi

ct
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a

Koalition will
mehr Staatsgeld
für die Parteien
PARTEIEN Ein Gesetzentwurf der Fraktio-
nen von Union und SPD zur Aufstockung
der staatlichen Mittel für die Parteien ist
am vergangenen Freitag kurzfristig auf die
Tagesordnung gesetzt worden und hat ei-
nen heftigen Streit ausgelöst.
Die Koalitionsfraktionen wollen wegen
neuer technischer und inhaltlicher Anfor-
derungen die sogenannte absolute Ober-
grenze für die staatliche Parteienfinanzie-
rung deutlich ausweiten. So soll die zuläs-
sige Grenze von derzeit rund 165 Millio-
nen Euro ab 2019 auf 190 Millionen Euro
angehoben werden, wie aus dem Gesetz-
entwurf (19/2509) hervorgeht.
Laut Parteiengesetz erhöht sich das jährli-
che Gesamtvolumen staatlicher Mittel, das
allen Parteien höchstens ausgezahlt wer-
den darf, um den Prozentsatz, um den sich
der Preisindex der für eine Partei typischen
Ausgaben im vorangegangenen Jahr erhöht
hat. Die dafür nötigen Angaben zur Ent-
wicklung des Preisindexes werden jeweils
vom Statistischen Bundesamt zur Verfü-
gung gestellt.

Digitalisierung Der Inflationsausgleich
reicht nach Ansicht der Koalitionsfraktio-
nen jedoch nicht aus. Durch die Digitali-
sierung der Kommunikationswege und
Medien hätten sich viele neue Foren entwi-
ckelt, in denen Parteien präsent sein müss-
ten, um ihre Aufgabe der Mitwirkung an
der politischen Willensbildung zu erfüllen.
Hinzu kämen Kosten für neue innerpartei-
liche Beteiligungsinstrumente – etwa Mit-
glieder- statt Delegiertenparteitage oder
Mitgliederentscheide.
Redner der Opposition rügten vor allem
das Vorgehen von Union und SPD, die be-
reits für diesen Montag eine Expertenanhö-
rung im Innenausschuss angesetzt haben
und den Gesetzentwurf noch in dieser Wo-
che beschließen wollen. Es sei inakzepta-
bel, wenn eine für die politische Außenwir-
kung der Parteien so bedeutsame Reform
im Eilverfahren entschieden werden solle,
monierten Redner der Opposition in der
ersten Beratung.
Hermann Otto Solms (FDP) sprach von ei-
nem „sehr ungewöhnlichen Verfahren“,
das er so im Bundestag noch nie erlebt ha-
be. Er hoffe immer noch auf eine breite
Diskussion zum Thema, auch über einige
praktische Probleme bei der Parteienfinan-
zierung. Friedrich Straetmanns (Linke)
wertete das Verfahren als Provokation und
warnte vor zunehmender Politikverdros-
senheit. Britta Haßelmann (Grüne) sagte,
das Vorgehen der Koalition sei dreist und
schade letztlich allen Parteien. Thomas
Seitz (AfD) beklagte einen „Elfenbeinturm
der Arroganz“ und nannte die geplante
Steigerung der Mittel um 15 Prozent un-
verhältnismäßig.
Redner von CDU, CSU und SPD rechtfer-
tigten die vorgesehene Anhebung der staat-
lichen Mittel hingegen als angemessen und
maßvoll. Der Gesetzentwurf wurde zur
weiteren Beratung in den Innenausschuss
überwiesen. pk T



Das Parlament - Nr. 24 - 11. Juni 2018 INNENPOLITIK 5

»Ich komme ja wieder«
REGIERUNGSBEFRAGUNG Bundeskanzlerin Merkel stellt sich im Plenum erstmals den Fragen der Abgeordneten

D
ie Spannung war groß, als
Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) vergange-
ne Woche erstmals im
Bundestag zu einer Regie-
rungsbefragung antrat.

Selten war das Haus so voll, der Besucher-
dienst hatte alle Mühe, die Zuschauer oben
zu sortieren, auch auf der Pressetribüne
blieb kaum ein Platz frei. Die Kanzlerin im
auffälligen signalroten Blazer wirkte an-
fangs leicht angespannt, hielt sich penibel
an die strikten Regeln des
neuen Formats und ließ
sich während der folgen-
den Stunde auch von hefti-
gen Attacken der Oppositi-
on nicht aus der Ruhe brin-
gen.
Es ist ja nicht so, als würde
die Kanzlerin nie Fragen
beantworten. Sie muss das
ständig. Irgendwer will im-
mer etwas wissen: Journa-
listen, Bürger oder Kolle-
gen. Sie musste schon in
parlamentarischen Unter-
suchungsausschüssen auftreten, in Wahl-
kampf-Arenen und vor der Bundespresse-
konferenz. Nur bei der Regierungsbefra-
gung, einem streng ritualisierten Format
im Parlament, wurde sie in all den Jahren
nie gesehen, was der Opposition nicht
passte, die sich um eine weitere Chance be-
raubt sah, die Regierung gemäß Verfas-
sungsauftrag zu kontrollieren, und dem

Bundestag den wenig förderlichen Ruf ein-
trug, an dieser Stelle gediegene Langeweile
zu verbreiten. Der langjährige Parlaments-
präsident Norbert Lammert (CDU) beklag-
te kurz vor seinem Ausscheiden aus der Po-
litik, im Bundestag werde „immer noch zu
häufig geredet und zu wenig debattiert“.

Britisches Vorbild In anderen Ländern, so
etwa in Großbritannien, werden die Regie-
rungschefs regelmäßig von Abgeordneten
„gegrillt“. Im Unterhaus heißt die von Poli-

tikern gefürchtete und von
vielen Bürgern geschätzte
Veranstaltung „Prime Mi-
nisters Questions“ (PMQ).
Diese Veranstaltung wird
inzwischen penibel vorbe-
reitet und wirkt bisweilen
durchinszeniert, erreicht
aber viel Aufmerksamkeit.
Der frühere Premierminis-
ter Tony Blair hat mal ein-
geräumt, die Befragung ha-
be ihm schwer zugesetzt.
Die PMQ-Auftritte der „Ei-
sernen Lady“ Margaret

Thatcher und ihres Kontrahenten Neil Kin-
nock, vom Fernsehen übertragen, sind bis
heute sehenswert.
Nun sind die Bedingungen für Streitgesprä-
che im engen Londoner Unterhaus, das ei-
nem bequemen Club nicht ganz unähnlich
ist, mit dem aufgeräumt wirkenden, riesi-
gen Plenarsaal des Bundestages schwer zu
vergleichen. Im Unterhaus sind auch die

Gepflogenheiten „very british“, so wird
dort üblicherweise nicht geklatscht, das ist
verpönt, dafür laut gejohlt und „yeah“
oder „hear“ gerufen, was für fremde Ohren
gewöhnungsbedürftig ist.
Dennoch will auch der Bundestag in der
Regierungsbefragung ab sofort mehr Span-
nung wagen. Die Koalition hat sich darauf
verständigt, dass die Kanzlerin drei Mal im
Jahr im Bundestag die Fragen der Abgeord-
neten beantworten soll. Die Regierungsbe-
fragung soll sich generell ändern im Sinne
eines lebendigeren Austauschs, wie genau
ist freilich noch nicht klar. Bundestagsprä-
sident Wolfgang Schäuble (CDU) stellte
schon mal fest, es sei Sache der Bundesre-
gierung, in jeder Sitzungswoche zu ent-
scheiden, welches Kabinettsmitglied für die
Befragung zur Verfügung stehe.

Auf Konfrontationskurs Merkel kann un-
gehalten werden, wenn Fragen nicht ihren
Ansprüchen genügen, dann fällt die Ant-
wort knapp aus, bisweilen garniert mit ei-
nem Lächeln, das ganz anders gemeint ist.
Diesmal war sie sichtlich bemüht, keine
solche Angriffsfläche zu bieten, und setzte
auf ihr bewährtes Konzept aus Verbindlich-
keit, Konzentration und Kampfgeist. Kaum
einmal brauchte sie für eine Antwort län-
ger als die erlaubte Minute, manche Abge-
ordneten hatten mehr Mühe, ihre Frage in
60 Sekunden auf den Punkt zu bringen.
Es dauerte nicht lange, bis nach der verein-
barten Einstiegsrunde zum G-7-Gipfel in
Kanada, die einer kleinen Regierungserklä-

rung glich, die Opposition zum Frontalan-
griff überging. Gottfried Curio (AfD) warf
der Kanzlerin vor, für die 2015 „ohne Not
losgetretene Migrantenflut“ verantwortlich
zu sein und fragte sodann schroff: „Wann
treten Sie zurück?“ Es war der Moment, wo
mancher Beobachter meinte, jetzt könnte
die Stimmung kippen. Merkel ließ sich gar
keine Irritation anmerken, sprach von ei-
ner „außergewöhnlichen humanitären Si-
tuation“ und fügte hinzu: „Die politischen
Grundentscheidungen waren richtig.“
Da das Fragerecht zwischen Regierungs-
und Oppositionsfraktionen wechselte und
auch keine Nachfragen zugelassen waren,
verpuffte die Anspannung schnell wieder.
Zudem ging es thematisch bunt durchei-
nander: Die FDP interessierte sich für

Europa und Finanzen, die Linke brachte
soziale Themen wie die hohen Mieten und
prekären Beschäftigungen ins Spiel, die
Grünen waren an Umweltfragen interes-
siert wie etwa dem Plastik in den Meeren
sowie an der Situation im Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (Bamf), die
Union an Bildungsfragen und der Lage in
Afghanistan, die SPD an der Diesel-Krise
und dem Arbeitsmarkt. Die Antworten
brachten keinen allzu großen Erkenntnis-
gewinn, sie erinnerten bisweilen an das Re-
pertoire aus dem Stehsatz der Kanzlerin.
Dass Merkel nur wenig Neues zu berichten
hatte, nutzte FDP-Chef Christian Lindner
zu einer Revanche. Sie habe ja unlängst ei-
ne Antwort auf die europapolitischen Vor-
stellungen des französischen Präsidenten

gegeben, sagte Lindner und fügte bissig
hinzu: „Nicht hier im Deutschen Bundes-
tag, aber immerhin hinter der Bezahl-
schranke einer Sonntagszeitung.“ Auch das
brachte Merkel nicht aus der Deckung,
statt dessen dozierte sie über „Konditiona-
litäten“ in der EU-Finanzpolitik.
Zumindest an einer Stelle blitzte auch mal
so etwas wie britischer Humor auf, als Kat-
ja Dörner (Grüne) sich danach erkundigte,
wie und wann der Frauenanteil im Parla-
ment vergrößert werden könnte. Merkel er-
widerte, es sei bedauerlich, „dass der Frau-
enanteil in unserer Fraktion zurückgegan-
gen ist, ich glaube, die Männer bedauern
das auch.“ Nachdem sich die Heiterkeit ge-
legt hatte, erläuterte sie die Quotierungs-
nöte einer Partei, die viele Direktmandate
gewinnt. Schäuble verkündete sodann in
mathematischer Präzision: „Wir haben
30 Fragen in 60 Minuten mit 30 Antworten
behandelt“ und erklärte die Regierungsbe-
fragung für beendet. Bevor Merkel sich
nach 60 Minuten Stehzeit mal wieder hin-
setzen durfte, merkte sie launig an: „So
schade das ist, es ist halt zu Ende. Ich kom-
me ja wieder.“
Lammert, diesmal Gast auf der Tribüne,
strahlte. Zwar würde er sich noch mehr
Prägnanz wünschen. Es sei aber deutlich
geworden, dass dieses Format nicht nur der
Opposition gute Gelegenheiten biete, son-
dern auch der Regierung. Dass die Infor-
mation über der Unterhaltung stehe, sei
auch richtig. Claus-Peter Kosfeld T

Nicht wie sonst am zentralen Rednerpult des Plenarsaals, sondern von ihrem Platz auf der Regierungsbank aus spricht Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU/Bildmitte) in der Regierungsbefragung. © picture-alliance/Kay Nietfeld/dpa

»Das Format
beinhaltet

Chancen für
die Opposition

und die
Regierung.«

Ex-Bundestagspräsident
Norbert Lammert (CDU)

> STICHWORT
Befragung der Bundesregierung und Fragestunde

> Regierungsbefragung: Sie findet seit 1991 in Sitzungswo-
chen des Bundestages immer mittwochs nach der Kabinettssit-
zung statt. So soll das Parlament über aktuelle Vorhaben der
Bundesregierung auf dem Laufenden gehalten werden. Die Re-
gierungsbefragung dauerte bislang 35 Minuten.

> Fragestunde: Sie findet immer direkt nach der Regierungsbe-
fragung statt. Abgeordnete können der Bundesregierung in ei-
ner Sitzungswoche schriftlich bis zu zwei Fragen stellen, die
mündlich beantwortet werden. Geantwortet wird meist von
Parlamentarischen Staatssekretären oder Staatsministern. ©
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Heftige Kritik an Vorlage der Justizministerin
RECHT Verbraucher sollen über die Musterfeststellungsklage ihre Rechte einfacher durchsetzen können

FDP, Linke und Grüne lehnen den von
Bundesjustizministerin Katarina Barley
(SPD) vergangene Woche im Bundestag
vorgestellten Koalitionsentwurf für eine zi-
vilrechtliche Musterfeststellungsklage ab.
Während die AfD den Entwurf (19/2439)
in der Debatte als „bedeutenden Fortschritt
im Interesse der Bürger“ lobte, ließen die
Redner der anderen Oppositionsparteien
kein gutes Haar an der Vorlage.
Barley betonte, das Prinzip „Wer recht hat,
muss auch recht bekommen“ werde mit
dem Entwurf verwirklicht. Mit dem von ihr
als „Einer-für-Alle-Klage“ bezeichneten In-
strument könnten sich geschädigte Ver-
braucher zusammenschließen und müss-
ten die Klage nicht selbst führen. Die da-
mit betrauten Verbraucherverbände stellten
sicher, dass es keine Klageindustrie geben
werde. In einem einzigen Verfahren wür-
den dann eventuelle Ansprüche vieler Ver-
braucher schnell, kostengünstig und ver-
bindlich geklärt. Durch die Eintragung in
ein Klageregister werde zudem die Verjäh-
rung gehemmt, die geschädigten Verbrau-
cher wüssten im Ergebnis der Musterfest-
stellungsklage über ihre Erfolgsaussichten
Bescheid und könnten ihre individuellem
Ansprüche anschließend vor Gericht oder
in einem Vergleich leichter durchsetzen.
Als Beispiele für solche Klagen nannte die

Ministerin unzulässige Bearbeitungsgebüh-
ren bei Kreditinstituten, unwirksame Zeit-
klauseln von Energie- und Telekommuni-
kationsanbietern sowie mangelhafte Pro-
dukte.

Risiken reduzieren Die Redner der Regie-
rungsfraktionen würdigten den Entwurf als
ein Ergebnis des im Koalitionsvertrag ange-
kündigten Pakts für den Rechtsstaat. Elisa-
beth Winkelmeier-Becker (CDU) sagte, be-
rechtige Ansprüche von Verbrauchern dürf-
ten nicht liegenbleiben, weil individuelle
Prozesse zu teuer und mit hohem Risiko
verbunden seien. Besonders für die von
Manipulationen betroffenen Dieselfahrer
sei es wichtig, dass die Ansprüche nicht
zum Ende des Jahres verjährten. Es müss-
ten allerdings noch viele Fragen geklärt
werden, es sei nicht alles ausdiskutiert.
Johannes Fechner (SPD) sagte, nach jahre-
langer Diskussion beginne endlich die Be-
ratung über eine Musterfeststellungsklage.
Das sei „ein guter Tag für den Verbraucher-
schutz in Deutschland“. Tausende Auto-
käufer seien betroffen und müssten ihre
Schäden ersetzt bekommen. Der Gesetz-
entwurf sehe vor, dass diese schnell und
ohne Kostenrisiko ihre Ansprüche geltend
machen könnten.
Die Opposition teilt den Optimismus frei-

lich nicht. Jürgen Martens (FDP) sagte, die
Vorlage sei „weder schlau noch gute Ge-
setzgebung“. So würden Klagemöglichkei-
ten für kleine Gewerbetreibende gar nicht
berücksichtigt. Amira Mohamed Ali (Lin-
ke) wertete die Musterfeststellungsklage als
Antwort der Bundesregierung auf den Die-
selskandal. Der Entwurf, der die Interessen
der Wirtschaft über die der Verbraucher
stelle, sei unnötig kompliziert und biete

nur eine Zwischenetappe auf dem Weg zur
Entschädigung. Zudem sei es „schier un-
glaublich“, wie schwer es den klagenden
Verbänden gemacht werde.
Auch Manuela Rottmann (Grüne) beklagte
den hohen Aufwand, mit dem Geschädigte
ihr Geld zurückholen müssten. Daran än-
dere das Gesetz überhaupt nichts. Sie be-
zeichnete den Gesetzentwurf als den „dras-
tischsten Fall von irreführender Produkt-
werbung“, den sie in den zurückliegenden
Jahren gesehen habe. Mit einer „Karikatur
des kollektiven Rechtsschutzes“ werde ein
Schaden angerichtet, der kaum zu korrigie-
ren sei.
Der Entwurf wird im Ausschuss für Justiz
und Verbraucherschutz beraten. An diesem
Montag findet dazu eine öffentliche Sach-
verständigenanhörung unter Einbeziehung
des Gesetzentwurfs der Grünen für eine
Gruppenklage (19/243) statt. Das Gesetz
soll am 1. November in Kraft treten, um ei-
ne Verjährung von Ansprüchen zum Jah-
resende zu verhindern. Michael Wojtek T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperKlagen sollen vereinfacht werden.
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S
o ein Telekom-Schaltkasten ist
kein schöner Anblick. Wenn er
nur wenige Meter vor dem eige-
nen Wohnzimmerfenster hinge-
stellt wird, ist das sogar richtig
ärgerlich. Eine Petentin aus Det-

mold störte sich an dem neu aufgestellten
„Multifunktionsgehäuse“ des Telekommu-
nikationsanbieters so sehr, dass sie den Pe-
titionsausschuss des Bundestages einschal-
tete. Wesentlich höher und breiter als der
vorige Schaltkasten sei das 2014 neu instal-
lierte Modell vor ihrem Wohnhaus, klagte
sie. Dadurch werde ihre Sicht aus beiden
Wohnzimmerfenstern im Erdgeschoss be-
einträchtigt. Ihre Bitte um Versetzung des
sie störenden Kastens sei von Telekom und
Stadtverwaltung abgelehnt worden, da in

unmittelbarer Nähe kein Ersatzstandort
habe gefunden werden können.
Die Mitglieder des Petitionsausschusses
nahmen sich der Sache an. Bei einem Orts-
termin gelang es dann tatsächlich, einen
Kompromiss zu finden: Vereinbart wurde,
dass der Schaltkasten bis Ende 2017 von
der Telekom in Kooperation mit der Stadt
Detmold wenige Meter weiter in eine Ne-
benstraße auf das Grundstück der Petentin
versetzt wird.

Niedrige Zahl Für den neuen Vorsitzen-
den des Petitionsausschusses, Marian
Wendt (CDU), ist dieser Fall ein gutes Bei-
spiel dafür, dass es oft die kleinen Alltags-
probleme, etwa im Umgang mit Behörden,
sind, weswegen sich die Menschen an den
Petitionsausschuss wenden. Während der
Debatte zum Tätigkeitsbericht des Aus-
schusses für 2017 vergangene Woche ermu-
tigte er ausdrücklich dazu, sich an den Aus-
schuss zu wenden. Das gelte für die klei-
nen Sorgen des Alltags genauso wie für
Vorschläge zur Gesetzgebung. „Die Mög-
lichkeit, eine Petition einzureichen ist ein
Grundrecht, welches in unserer Verfassung
verankert ist“, betonte Wendt.
11.507mal ist im Jahr 2017 von diesem
Grundrecht Gebrauch gemacht worden –
zwar öfter als im Jahr davor, aber nach
dem Geschmack der meisten Ausschuss-
mitglieder doch noch zu selten. Die Frage,
warum die Zahl der Petitionen inzwischen
auf den Stand der 1980er Jahre gesunken
ist, wird unterschiedlich bewertet.
Für Andreas Mattfeld (CDU) hat das mit
einem „hohen Grad an Zufriedenheit“ zu
tun. „Bei uns in Deutschland läuft eben
vieles rund“, sagte Mattfeldt und lobte die

„gute Koalitionsarbeit“. Das sehen Linke,
Grüne aber auch die SPD anders.
Martina Stamm-Fibich (SPD) sagte, Peti-
tionen seien das einzige Element direkter
Demokratie auf Bundesebene. Die derzeiti-
ge Ausgestaltung des Petitionswesens werde
aber dieser Bedeutung leider nicht gerecht.
Stamm-Fibich beklagte fehlenden Reform-
willen. „2005 gab es doppelt so viel Peti-
tionen wie heute“, sagte die SPD-Abgeord-
nete. Damals
habe es auch –
unter Rot-Grün
– letztmalig eine
Reform des Peti-
tionswesens ge-
geben, in der für
eine digitale Be-
teiligung gesorgt
worden sei.
Auch Kerstin
Kassner (Die
Linke) sieht in der stagnierenden Zahl an
Petitionen kein Zeichen für eine gestiegene
Zufriedenheit in der Bevölkerung. Beleg
dafür seien die Zahlen bei den privaten Pe-
titions-Plattformen. Bei chance.org etwa
hätten sich 2017 mehr als zwölf Millionen
Menschen geäußert. „Wir brauchen mehr
Öffentlichkeit für den Ausschuss“, forderte
die Linken-Abgeordnete und plädierte für
eine Absenkung des für eine öffentliche Be-
ratung derzeit geforderten Quorums von
50.000 Unterstützern auf 30.000.
Der Petitionsausschuss habe starke Instru-
mente, sagte Corinna Rüffer (Grüne). Aber:
„2017 hatten wir leider nicht den Petitions-
ausschuss, den wir bräuchten, um die Auf-
gaben zu erfüllen“, beklagte sie. Die Grü-
nen-Abgeordnete sprach sich dafür aus, Pe-

titionen, die von „zehntausenden Men-
schen“ mitgetragen werden, im Plenum zu
debattieren. „Dann haben diese Menschen
das Gefühl, dass sie hier richtig aufgeho-
ben sind“, sagte Rüffer.
Eine Idee, die auch von den Liberalen ge-
teilt wird. „Wir wollen ein Bürgerplenar-
verfahren einführen“, sagte Manfred Tod-
tenhausen (FDP). Themen von großem öf-
fentlichen Interesse mit einer sehr großen

Zahl an Unter-
stützern sollten
direkt auf die Ta-
gesordnung des
Plenums kom-
men.
Für – in der Ver-
gangenheit un-
bekannte – Tur-
bulenzen bei ei-
ner Debatte zum
Petitionsbericht

sorgte Johannes Huber (AfD), indem er
sagte, der Tätigkeitsbericht lese sich „wie
ein AfD-Wahlprogramm“. Von Petenten ge-
fordert worden sei unter anderem eine hö-
here Präsenz der Abgeordneten im Bundes-
tag, Volksabstimmungen auf Bundesebene,
die Rücknahme des Netzwerkdurchset-
zungsgesetzes, die Erhaltung des Bargeldes
und die Abschaffung der „Zwangsrund-
funkgebühren“.
Der CDU-Politiker Mattfeldt entgegnete,
die AfD sei nicht das Sprachrohr der Men-
schen im Land. „Sie vertreten eine Minder-
heit“, betonte er. FDP-Mann Todtenhausen
stellte klar, anders als der Debattenbeitrag
des AfD-Kollegen vermuten lasse, sei die
Zusammenarbeit im Petitionsausschuss
sehr sachorientiert. Götz Hausding T

Mai 2017: Mitglieder des Petitionsausschusses bei einem Ortstermin an der Mühlendammschleuse in Rostock, für deren Erhalt als historisches Denkmal sich Anwohner stark ge-
macht haben. V.l.n.r.: Peter Stein (CDU), Kerstin Kassner (Die Linke), Gero Storjohann (CDU) und Sonja Steffen (SPD). © Deutscher Bundestag/Thomas Imo/photothek.net

Nah dran
am Alltag
PETITIONEN Die Opposition fordert bei
der Debatte über den Tätigkeitsbericht, nicht
erst bei 50.000 Unterstützern die Eingaben
öffentlich zu beraten. Der Ausschuss sei auch
für die »kleinen Sorgen« da, findet die Union

> STICHWORT
Tätigkeitsbericht 2017

> Petitionen 11.507 Petitionen sind 2017
beim Petitionsausschuss des Bundesta-
ges eingereicht worden. Das sind 371
mehr als 2016.

> Beteiligung 2,1 Millionen registrierte
Nutzer gibt es auf der Internetseite des
Ausschusses. 703 im Internet veröffent-
lichte Petitionen erhielten mehr als
165.000 elektronische Mitzeichnungen.

> Problembereiche 18 Prozent der Ein-
gaben betrafen den Bereich Arbeit und
Soziales. Jeweils 15 Prozent die Bereiche
Gesundheit sowie Inneres.

»Die Möglichkeit,
eine Petition ein-
zureichen, ist ein
Grundrecht.«
Marian Wendt (CDU)
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Nicht nach Schema F
HARTZ IV Experten für Reform des Sanktionssystems

Das Sanktionssystem beim Arbeitslosen-
geld II sollte überarbeitet werden. Auf die-
sen Minimalkonsens lassen sich die Exper-
tenäußerungen einer Anhörung des Aus-
schusses für Arbeit und Soziales vergange-
ne Woche reduzieren. Von diesem ausge-
hend, bewegten sich die Vorschläge jedoch
von einer stärkeren Flexibilisierung des
Systems bis hin zu seiner kompletten Ab-
schaffung. Die Kritik an den oft standardi-
sierten Eingliederungsvereinbarungen zwi-
schen Jobcenter und Arbeitslosen kam von
fast allen Seiten, ebenso wie die Forderung
nach einer besseren Vermittlungstätigkeit
durch die Jobcenter.
Gegenstand der Anhörung waren zwei An-
träge der Fraktionen Die Linke (19/103)
und Bündnis 90/Die Grünen (19/1711).
Beide Fraktionen fordern, Sanktionen im
Hartz-IV-System und Leistungseinschrän-
kungen bei der Sozialhilfe abzuschaffen
und die Beratung der Arbeitslosen zu ver-
bessern.
Grundsätzlich positiv bewerteten die Bun-
desvereinigung der Arbeitgeberverbände
(BDA), der Zentralverband des Deutschen
Handwerks, der Deutsche Landkreistag
und die Vereinigung der Bayerischen Wirt-
schaft das Sanktionssystem. So betonte Jan
Dannenbring vom Zentralverband des
Deutschen Handwerks, das Prinzip des
Förderns und Forderns habe noch immer
Gültigkeit und Sanktionen seien unent-
behrlich, um eine schnelle Integration der
Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt zu errei-
chen. Markus Mempel vom Landkreistag
nannte sie ebenfalls ein „wichtiges Hilfs-
mittel“, ohne das viele Leistungsberechtig-
te nicht erreicht würden. Eine vollkomme-
ne Abschaffung sei „schwierig“, wenn man

ein System aufrechterhalten wolle, das auf
Pflichtverletzungen reagieren will, sagte
Joachim Wolff vom Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB). Verein-
fachungen könne man auch dadurch errei-
chen, dass man die verschärften Sonderre-
geln für unter 25-Jährige abschaffe. Diesem
Gedanken stimmte auch Markus Mempel
zu. Er betonte darüber hinaus, dass die
Jobcenter unbedingt mehr Kapazitäten
bräuchten, um sich auf ihre Vermittlungs-
aufgabe zu konzentrieren.
Deutliche Kritik an den Sanktionen kam
dagegen unter anderem vom Deutschen
Gewerkschaftsbund (DGB) und vom Deut-
schen Caritasverband. Eine bessere Bera-
tungspraxis würde das Sanktionssystem so-
gar überflüssig machen, prognostizierte de-
ren Vertreterin Birgit Fix. Derzeit würden
die Eingliederungsvereinbarungen häufig
mit standardisiertem Muster verschickt.
Wichtig sei aber, dass diese „gemeinsam
vereinbart“ werde. Doch dafür reichten die
Kapazitäten der Jobcenter derzeit nicht
aus, so Fix. Martin Künkler vom DGB kriti-
sierte: „Die Eingliederungsvereinbarungen
werden den Leistungsempfängern oft ein-
seitig aufoktroyiert.“ Rahel Schwarz beton-
te für den Deutschen Verein für öffentliche
und private Fürsorge, dass gesonderte Re-
geln für unter 25-Jährige nicht zu deren
besseren Integration in den Arbeitsmarkt
beitragen, denn viele Jugendliche würden
dadurch den Kontakt zum Jobcenter kom-
plett verweigern. Für den Deutschen Paritä-
tischen Wohlfahrtsverband bezeichnete Ti-
na Hofmann die Sanktionen als „unver-
hältnismäßiges Regelwerk“. Es gebe bessere
Alternativen, um eine Kooperation zu er-
reichen betonte sie. che T

Teure Heime
PFLEGE Fachleute sagen stark steigende Kosten voraus

Gesundheitsexperten sehen die steigenden
Eigenanteile in Pflegeheimen mit Sorge.
Einig waren sich Experten vergangene Wo-
che in einer Anhörung des Gesundheits-
ausschusses über einen Antrag (19/960)
der Linksfraktion darin, dass die Pflegekos-
ten deutlich steigen werden, auch durch
höhere Löhne und mehr Personal.
Während einige Experten empfehlen, aus
der Teilkostendeckung auszusteigen und
eine Pflegevollversicherung zu entwickeln,
sehen andere Fachleute darin ein Kostenri-
siko sowie einen Fehlanreiz. Auch die Idee
einer Teilkostenversicherung mit fixem Ei-
genanteil der Versicherten
wurde vorgeschlagen. Eini-
ge Experten sprachen sich
dafür aus, den Pflegevorsor-
gefonds auszubauen, um
noch mehr Rücklagen zu
bilden.
Die Linke fordert in ihrem
Antrag, die Eigenanteile in
Pflegeheimen zu begrenzen
und eine Pflegevollversiche-
rung einzuführen. Die an-
gestrebte flächendeckende
tarifliche Bezahlung der
Pflegekräfte dürfe sich nicht
zu Lasten der Versicherten auswirken. Der
Pflegevorsorgefonds solle umgewidmet
und die medizinische Behandlungspflege
in stationären Pflegeeinrichtungen wieder
durch die gesetzliche Krankenversicherung
(GKV) finanziert werden.
Nach Angaben der Bundesinteressenvertre-
tung für alte und pflegebetroffene Men-
schen (BIVA-Pflegeschutzbund) wird das
finanzielle Risiko eines Pflegefalls oft un-
terschätzt. Der Versicherungszuschuss de-
cke nur bis zu 75 Prozent der reinen Pfle-
gekosten. Bei stationärer Pflege kämen
Kosten für Unterkunft und Verpflegung so-
wie Investitionskosten hinzu, die von den
Betroffenen selbst zu tragen seien. Der Ver-
band schlug vor, die medizinische Behand-
lungspflege wieder komplett auf die GKV
zu übertragen, den Fonds aufzulösen, die

aufwendigen Parallelstrukturen bei den
zahlreichen Pflegekassen zu verändern, Ei-
genanteile zu deckeln und langfristig eine
Vollversicherung einzuführen.
Der Bonner Arbeitsrechtler Gregor Thüsing
warnte, mit einer Vollversicherung könnte
die Bereitschaft zurückgehen, ältere Men-
schen zu Hause zu pflegen. Der Pflegever-
sicherung liege jedoch der Gedanke der Ei-
genverantwortung zugrunde. Der Arbeitge-
berverband BDA gab zu Bedenken, eine
Vollversicherung würde neue Ungerechtig-
keiten schaffen. Es wäre nicht vermittelbar,
warum über die Pflege hinaus eine Unter-

stützung für Verpflegung
und Unterkunft geleistet
werde, die andere Men-
schen nicht erhielten. Der
Verband plädierte alterna-
tiv für eine ergänzende ka-
pitalgedeckte Risikovorsor-
ge, um die Finanzierbar-
keit der Pflege langfristig
zu sichern. Denkbar wäre
ein Prämienmodell, ein
einkommensunabhängiger
Zusatzbeitrag für die Versi-
cherten.
Für ein solches Konzept

plädierte auch die Sozialökonomin Susan-
na Kochskämper vom Institut der deut-
schen Wirtschaft (IW). Es sollte über eine
ergänzende, kapitalgedeckte zweite Säule
für die Pflegeversicherung nachgedacht
werden. Ob Voll- oder Teilkostenversiche-
rung, die Beiträge müssten auf jeden Fall
steigen, sagte Kochskämper in der Anhö-
rung voraus und verwies auf eigene Berech-
nungen.
Der Sozialverband VdK forderte einen
steuerfinanzierten Bundeszuschuss, um
Kosten zu begleichen, die entweder die In-
frastruktur betreffen oder gesamtgesell-
schaftliche Aufgaben, etwa die Investitions-
oder Ausbildungskosten. Auch ein Vertreter
des GKV-Spitzenverbandes brachte in der
Anhörung einen Bundeszuschuss zur Pfle-
geversicherung ins Spiel. pk T

»Das
finanzielle

Risiko eines
Pflegefalls

wird oft
unterschätzt.«
BIVA-Pflegeschutzbund

Renten-Abschläge auch bei Krankheit
ERWERBSMINDERUNGSRENTE Die Linke fordert eine komplette Abschaffung der Abschläge auf die Rente. Die Koalition lehnt dies ab

Auch die rot-schwarze Regierungskoalition
hat den Handlungsbedarf erkannt und Ver-
besserungen bei der Erwerbsminderungs-
rente angekündigt. Die Fraktion Die Linke
scheint den Plänen jedoch nicht recht zu
trauen, weshalb sie dennoch einen eigenen
Antrag (19/31) zur Stärkung der Erwerbs-
minderungsrente vorgelegt hat. Darin for-
dert die Fraktion zum einen, die Abschläge
bei der Erwerbsminderungsrente komplett
abzuschaffen, und zwar nicht nur für Neu-
rentner, sondern für alle, die gegenwärtig
diese Rente beziehen. Außerdem will Die
Linke die sogenannte Zurechnungszeit von

derzeit 62 auf 65 Jahre anheben. Das be-
deutet, es würde bei der Rentenberechnung
so getan, als hätten die Betroffenen bis
zum 65. Lebensjahr weitergearbeitet.
Über den Antrag debattierte der Bundestag
in der vergangenen Woche in erster Lesung
und Matthias Birkwald stellte für Die Linke
klar, dass die Korrekturen der Vorgänger-
Regierungen nicht ausreichten, um wirk-
sam gegen Altersarmut vorzugehen. Trotz
der Erhöhungen würden die meisten Ren-
ten immer noch unter der Grundsiche-
rungsschwelle liegen. Zudem kämen die
Verbesserungen nicht bei jenen an, die vor
2014 Erwerbsminderungsrente beantragen
mussten, kritisierte Birkwald.
Max Straubinger (CSU) bezeichnete die
Verlängerung der Zurechnungszeit auf
62 Jahre in der vergangenen Legislaturperi-
ode als noch nicht ausreichend. Denn im-
mer noch landen 10 bis 12 Prozent der Be-

schäftigten nach krankheitsbedingtem Be-
rufsausstieg in der Grundsicherung. Des-
halb werde die Koalition die Zurechnungs-
zeit auf 65 Jahre erhöhen. Der Abschaffung
der Abschläge bei vorzeitigem Rentenein-
tritt erteilte er jedoch eine Absage. „Es ist
gerechtfertigt, aufgrund eines längeren
Rentenbezugs Abschläge in Kauf zu neh-
men“, sagte Straubinger.
Jörg Schneider (AfD) befürwortete den An-
trag der Linken, betonte gleichzeitig, er ge-
he seiner Fraktion nicht weit genug. „So-
ziale Marktwirtschaft bedeutet eben auch,
dass derjenige, der nicht mehr arbeiten
kann, tatsächlich ein Auskommen hat.“ In
welcher Größenordnung sich dies konkret
bewegen soll, sagte Schneider nicht.
Michael Gerdes (SPD) forderte eine „Gene-
ralüberholung in Richtung Prävention“.
Denn die Abschaffung der Abschläge löse
das Problem der „nichtauskömmlichen

Rente“ nur bedingt. Menschen mit vermin-
derter Erwerbsfähigkeit bräuchten bessere
Hilfen beim Wiedereinstieg in den Beruf.
„Prävention vor Reha. Reha vor Rente. Die-
ser Kulturwandel muss sich erst durchset-
zen“, sagte Gerdes.
Johannes Vogel (FDP) plädierte auch für
eine längere Zurechnungszeit. „Dennoch
sind bei vorzeitigen Erwerbsminderungs-
renten Abschläge zumutbar“, betonte er. Er
nutzte die Gelegenheit, um für einen voll-
ständig flexiblen Renteneintritt zu werben.
„Das wäre eine mutige Reform“, so Vogel.
Für Markus Kurth (Bündnis 90/Die Grü-
nen) ist es durchaus nötig, über die Ab-
schläge zu diskutieren. Denn es sei ein Un-
terschied, ob jemand freiwillig eher in Ren-
te gehe oder durch Krankheit gezwungen.
Immerhin 96 Prozent der Erwerbsminde-
rungsrentner müssten Abschläge hinneh-
men, kritisierte er. che T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Erster Schritt zur Einigung
EUROPA Bundestag diskutiert kontrovers über die Pläne der Kanzlerin zur Reform der Euro-Zone

S
ie hat sich viel Zeit gelassen. In
einem Interview mit der „Frank-
furter Allgemeinen Sonntagszei-
tung“ (FAS) skizzierte Bundes-
kanzlerin Angela Merkel (CDU)
am vorvergangenen Sonntag ih-

re Vorstellungen für eine Reform von EU
und Eurozone – neun Monate, nachdem
Frankreichs Präsident Emmanuel Macron
seine weitreichenden Ideen in Paris prä-
sentiert hatte. Die lang er-
wartete Antwort enttäusch-
te viele. Einen „Balanceakt
ohne eigene Visionen“
nannte sie die Grünen-Vor-
sitzende Annalena Baer-
bock. Der Parlamentarische
Geschäftsführer der SPD-
Fraktion, Carsten Schnei-
der, hielt der Regierungs-
chefin bei ihrer Befragung
vergangene Woche im Bun-
destag (siehe auch Seite 5)
entgegen: „Das ist ein klei-
ner Schritt für die Union,
aber lange kein großer Schritt für Europa.“
Dass die Kanzlerin ihre Vorhaben zuerst in
den Medien präsentierte, kam bei einigen
Abgeordneten ebenfalls nicht gut an: „Sie
haben eine Antwort auf den französischen
Präsidenten gegeben, nicht hier im Bun-
destag, aber immerhin hinter der Bezahl-
schranke einer Sonntagszeitung“, bemerkte
FDP-Chef Christian Lindner bissig.

Auch in Paris war man nicht nur erfreut.
Zwar geht Merkel in Sachen Eurozonen-Re-
form einige Schritte auf Macron zu. Doch
im Detail gibt es noch viele Differenzen.
So begrüßt Merkel zwar ausdrücklich die
Schaffung eines eigenen Budgets für die
Eurozone, um wirtschaftliche Unterschiede
in den Mitgliedstaaten auszugleichen und
Strukturreformen zu unterstützen. Dieser
Investivhaushalt soll ihrem Willen nach

aber nur „im unteren zwei-
stelligen Milliardenbe-
reich“ liegen und nicht, wie
Macron es vorschwebt,
mehrere hundert Milliar-
den Euro umfassen.
Auch im Krisenfall hat
Merkel andere Vorstellun-
gen: Wie die EU-Kommissi-
on will die Kanzlerin den
Euro-Rettungsfonds ESM
zu einem Europäischen
Währungsfonds (EWS) um-
bauen, der weiter langfristi-
ge, aber künftig auch kurz-

laufende Kredite an Länder in Not verge-
ben soll. Er soll außerdem mehr Kompe-
tenzen, etwa bei der Haushaltsüberwa-
chung, bekommen, um Notlagen aktiv
vorzubeugen. Es bleibe dabei, versicherte
sie den Abgeordneten: „Das Prinzip ‚Kon-
ditionalität gegen Hilfsleistung bei be-
stimmten Umständen‘ wird in keiner Wei-
se infrage gestellt.“ Auch sollen die natio-

nalen Parlamente ihre im ESM verankerten
Beteiligungsrechte behalten. Im Bundestag
ist die Sorge quer durch alle Fraktionen
groß, ein neu zu schaffender EWF könnte
das nationale Budgetrecht untergraben.
Doch auch so ist die Kritik an Merkels Plä-
nen groß: „Man kann den Eindruck gewin-
nen: Hier wird ein Dispokredit in der Eu-
rozone eingerichtet“, mutmaßte Christian
Lindner mit Blick auf den EWF. Ein Son-
derbudget für die Eurozone
lehnen die Liberalen eben-
falls ab. Nötige Strukturre-
formen könnten umgangen
und durch „politisch ge-
wollte Konsumausgaben
oder zweifelhafte Konjunk-
turprogramme“ ersetzt wer-
den, warnen sie in einem
Antrag (19/2535), über
den der Bundestag am ver-
gangenen Donnerstag erst-
mals beriet.
Nach Ansicht der Links-
fraktion, die ebenfalls ei-
nen Antrag vorgelegt hat (19/2517), würde
ein Eurozonen-Budget die wirtschaftliche
Desintegration in der EU vorantreiben. Sie
fordern eine Abkehr von der „schädlichen
Austeritätspolitik“ der vergangenen Jahre.
Die AfD verlangt in einem Antrag
(19/2534) gar „konkrete Pläne zur Abwick-
lung der Eurozone“ und ein Ende der Haf-
tung für die Schulden anderer Euroländer.

Rückendeckung bekam Merkel vor allem
von den Grünen sowie von zahlreichen Ex-
perten in einer öffentlichen Anhörung des
Europaauschusses: Ob EWF oder Stabilisie-
rungsbudget für die EU – in ihrem Antrag
(19/2534) ermutigen die Grünen die Bun-
desregierung, aktiv zu werden und zusam-
men mit Frankreich eine „starke Reformal-
lianz zu bilden“.
Johannes Beermann, Vorstandsmitglied bei

der Deutschen Bundesbank
betonte im Ausschuss, die
EU-Kommission solle dem
ESM die Überwachung der
nationalen Haushalte und
im Krisenfall auch die Ver-
antwortung für die Koordi-
nierung übertragen. Der
stellvertretende For-
schungsleiter am Jacques
Delors Institut, Lucas Gut-
tenberg, zeigte sich über-
zeugt, dass der ESM, würde
er in einen EWF umgewan-
delt und in Unionsrecht

überführt, eine stärkere parlamentarische
Kontrolle durch das Europäische Parla-
ment und den Europäischen Rechnungs-
hof sowie mehr Stabilität ermögliche. Um
die Eurozone insgesamt widerstandsfähiger
zu machen, müssten jedoch weitere Schrit-
te zur Vollendung der Bankenunion erfol-
gen, mahnte er. So brauche es eine euro-
päische Einlagensicherung oder mindes-

tens ein Rückversicherungssystem, um klar-
zustellen, „dass ein Euro in einem europäi-
schen Bankkonto am Ende überall gleich
sicher ist.“
Marcel Fratzscher, Präsident des Deutschen
Instituts für Wirtschaftsforschung, appel-
lierte – auch mit Blick auf die Lage in Ita-
lien – grundsätzlich an die Politik, die ab
2010 geschaffene Krisenarchitektur noch
nachhaltiger zu gestalten. Eine EU-Einla-
gensicherung hielt auch er für sinnvoll. Au-
ßerdem sollte ein „Schlechtwetterfonds“
notleidenden Staaten in Zukunft schnell
und kurzfristig helfen.

Erste Weichenstellungen Dass es weitere
Reformen braucht, um die EU besser vor
Krisen zu wappnen, ist den Hauptakteuren
in Europa klar. Auf dem EU-Gipfel Ende
Juni in Brüssel steht die Reform der Wirt-
schafts- und Währungsunion daher ganz
oben auf der Agenda der Staats- und Regie-
rungschefs. Deutschland und Frankreich
wollen bis dahin eine gemeinsame Positi-
on erarbeiten – viel Zeit bleibt nicht, zu-
mal im kommenden Frühjahr Europawah-
len sind. Die EU-Kommission zeigte sich
nach Merkels Aufschlag aber optimistisch,
bald zu Entscheidungen zu kommen. Über
seinen Sprecher ließ Präsident Jean-Claude
Juncker mitteilen, die Ideen der Kanzlerin
seien aus Kommissionssicht „ein Parame-
ter für eine Einigung in den wichtigen Fra-
gen“. Johanna Metz T

Bundeskanzlerin Angela Merkel (rechts, CDU) und Frankreichs Präsident Emmanuel Macron im Mai bei der Verleihung des Karlspreises in Aachen. Beide wollen bis zum EU-Reformgipfel Ende Juni eine gemeinsame Position zur
Zukunft der Europäischen Union vorlegen. Im Detail gibt es aber noch viele Differenzen. © picture-alliance/Ina Fassbender/dpa

»Hier
wird ein

Dispokredit
in der

Euro-Zone
eingerichtet.«

Christian Lindner, FDP-
Partei- und Fraktionschef

»Das Prinzip
‚Konditio-

nalität gegen
Hilfe‘ wird

nicht in Frage
gestellt.«

Angela Merkel (CDU)
,Bundeskanzlerin

Das Kernproblem liegt an Land
AUSWÄRTIGES Die Bundesregierung will den Einsatz gegen Schleuser vor der libyschen Küste verlängern

Ein guter Start, aber noch keine gute Lö-
sung – dies betonen selbst die Befürworter
des Bundeswehreinsatzes vor der Küste Li-
byens im Rahmen der EU-Operation
SOPHIA (EUNAVOR MED). Die Bundesre-
gierung legte in der Plenarsitzung am ver-
gangenen Donnerstag einen Antrag (19/
2381) auf Verlängerung des Mandats zur
ersten Lesung vor, der anschließend in die
Ausschüsse überwiesen wurde. Die Bundes-
wehr soll sich ein weiteres Jahr mit bis zu
950 Soldaten am Einsatz von 26 Mitglied-
staaten der Europäischen Union im Mittel-
meer beteiligen. Ziel sei nicht nur die Be-
kämpfung von Schleusern und die Umset-
zung des UN-Waffenembargos gegen Liby-
en, sondern auch der Aufbau und die Un-
terstützung der libyschen Küstenwache.
Insbesondere dieser Punkt war in der De-
batte heftig umstritten, vor allem links der
Mitte. Die Ausbildung der Küstenwache
mit dem Zweck, Flüchtlinge nach Libyen
zurückzubringen, wo menschenunwürdige
Bedingungen herrschten, sei – ganz entge-

gen der völkerrechtlichen Verpflichtung,
die die Regierung betont – völkerrechts-
widrig, sagte Alexander Neu (Linke). Mit
der Zurückdrängung der Flüchtlinge über-
nehme Libyen „den schmutzigen Job der
Europäischen Union“.
Auch Agniezska Brugger (Grüne) kritisierte
die Ausbildung der Küstenwache als nicht
sinnvoll, „schon gar nicht mit Blick auf die

Menschenrechte“, solange nicht sicherge-
stellt sei, dass die Küstenwache nicht mit
Schleusern kooperiere. Linke und Grüne
forderten stattdessen einen stärkeren Ein-
satz gegen Fluchtursachen, für legale
Fluchtwege nach Europa und vor allem ei-
ne Stärkung der zivilen Seenotrettung.
Die AfD beanstandete die Mandatsverlän-
gerung aus anderen Gründen: Jan Ralf

Nolte plädierte für eine konsequente Rück-
führung der Flüchtlinge. Das Ziel der Ope-
ration sei zwar sinnvoll, die Umsetzung je-
doch nicht, da sie helfe „Migranten aus
Afrika selbst nach Europa zu fahren“.
Peter Tauber (CDU), Parlamentarischer
Staatssekretär für Verteidigung, wies dies
zurück und verteidigte den aktuellen Weg
der Bundesregierung. Er bat um Unterstüt-
zung für die Verlängerung des Mandats,
„im Interesse der Sicherheit, aber auch der
Menschlichkeit“.

Lager Dem Wunsch wollen die Liberalen
nachkommen: Ulrich Lechte (FDP)
sprach die Zustimmung seiner Fraktion
zur EU-Operation aus. Es müsse außer-
dem darum gehen, „die Menschen, die in
Libyen in den Lagern wie Sklaven gehal-
ten werden, aus den Lagern herauszuho-
len.“ Auch die CDU/CSU-Fraktion beton-
te, dass man endlich darüber mitbestim-
men wolle, wie mit den Flüchtlingen in
Libyen umgegangen wird. Bisher sei der
Einsatz wirksam und richtig, jedoch
„nicht die Lösung des Problems“, so Jür-
gen Hardt (CDU). Bisherige Einsätze im
Mittelmeer seien nur „Symptombekämp-
fung“, sagte Reinhard Brandl (CSU). „Das
eigentliche Kernproblem muss an Land
gelöst werden.“ Michelle Trimborn T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper Flüchtlingslager nahe der libyschen Hauptstadt Tripolis © picture alliance/Simon Kremer/dpa

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Evaluierungen sollen besser werden
ENTWICKLUNG Der Leiter des Deutschen
Evaluierungsinstituts für Entwicklungszusam-
menarbeit (DEval), Jörg Faust, hat sich vergan-
gene Woche im Entwicklungsausschuss für
ressortübergreifende Evaluierungen ausge-
sprochen. Um die Wirksamkeit der deutschen
Entwicklungszusammenarbeit insgesamt zu
verbessern, sei es sinnvoll, nicht nur die Arbeit
der Durchführungsorganisationen des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (BMZ) zu untersuchen,
sondern auch entwicklungspolitische Initiati-
ven unter den Dach des Auswärtigen Amtes
und des Bundesumweltministeriums. Die For-
derung wurde von Union und Grünen sowie
vom Parlamentarischen Staatssekretär im
BMZ, Norbert Barthle (CDU), unterstützt.
Kritik äußerten die Fraktionen am Programm
DeveloPPP, mit dem das BMZ seit 1999 Unter-
nehmen bei Projekten in Entwicklungs- und
Schwellenländern unterstützt, die einen lang-
fristigen Nutzen für die lokale Bevölkerung ha-
ben sollen. Christoph Hartmann, als Teamleiter
zuständig für die im Jahr 2017 veröffentlichte
Evaluierungsstudie zum Programm, erläuterte
im Ausschuss, dass DeveloPPP seine Ziele nur
sehr begrenzt realisieren könne. Die Projekte
wirkten oft lediglich auf enger lokaler Ebene,
weitere Synergieeffekte, wie die Steigerung
von Einkommen und Beschäftigung, blieben

meist aus. Für mehr Effektivität müssten Ziel-
setzung und Konzeption überarbeitet werden,
empfahl er.
Ein Vertreter der Unionsfraktion wies auf mög-
liche Mitnahmeeffekte hin. Grüne und Linke
kritisierten den Einsatz von privatem Unter-
nehmenskapital in Entwicklungspartnerschaf-
ten wegen anzunehmender Zielkonflikte
grundsätzlich. Die FDP wertete die Zusammen-
arbeit mit der Privatwirtschaft als wichtiges In-
strument, da private Investitionen eine große
Hebelwirkung entfalten könnten. Zielkonflikte
zwischen Privatwirtschaft und politischen An-
spruch schloss sie dennoch nicht aus.
Für die Umsetzung der DEval-Empfehlungen
durch die Durchführungsorganisationen – na-
mentlich die„Deutsche Gesellschaft für Inter-
nationale Zusammenarbeit (GIZ) und die Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau (KfW) – interes-
sierte sich die SPD. DEval sollte dem Ausschuss
spätestens ein Jahr nach Ende einer Evaluie-
rung Rückmeldung geben, inwiefern die Emp-
fehlungen mgesetzt worden seien, schlug ein
Vertreter der Fraktion vor. Die AfD-Fraktion
verwies auf frühere Medienberichte, demzufol-
ge die Behörde wenig ausgelastet sei und der
Output zu wünschen übrig lasse. Immerhin
würde das seit 2012 bestehende Institut der-
zeit mit 7,5 Millionen Euro an Steuergeldern
finanziert. joh T

Partnerschaft
mit Afrika
ABKOMMEN Die Fraktionen von FDP und
Die Linke wollen die Partnerschaft der Eu-
ropäischen Union mit Afrika stärken. Kon-
krete Vorschläge haben sie in zwei Anträ-
gen (19/2519, 19/2528) vorgelegt; über sie
hat der Bundestag am vergangenen Don-
nerstag erstmals beraten.
Anlass für die Initiativen sind die in die-
sem Jahr beginnenden Verhandlungen
über die Nachfolge des Cotonou-Abkom-
mens, das die Zusammenarbeit zwischen
der EU und den Ländern Afrikas, der Kari-
bik und des Pazifiks („AKP-Staaten“) re-
gelt. Es läuft 2020 aus.
Beide Fraktionen fordern die Bundesregie-
rung auf, sich für gerechtere Beziehungen
zwischen der Europäischen Union und
den afrikanischen Staaten einzusetzen. Vor
allem die Armutsbekämpfung soll dabei
im Vordergrund stehen.
Die Liberalen wollen die Schaffung einzel-
ner und unabhängiger Verträge zwischen
der EU und den drei AKP-Regionen, um
den unterschiedlichen regionalen Gege-
benheiten und Bedürfnissen gerecht zu
werden. Auch die nordafrikanischen Staa-
ten sollten sich dem Abkommen anschlie-
ßen können. Außerdem soll sich die Bun-
desregierung für eine einheitliche EU-Afri-
kastrategie einsetzen.
Während die Liberalen Freihandelsabkom-
men ausdrücklich befürworten, ist aus
Sicht der Linken ein Stopp der Freihandels-
abkommen zwischen der EU und Afrika
zentral. Die Entwicklungsinteressen der
afrikanischen Partnerländer müssten „über
den Interessen der EU-Unternehmen am
Zugang zu Märkten und Investitionsfeldern
in Afrika stehen“, betonen sie. mtr T

AfD will keine
EU-Steuern
NEUE EINNAHME Die AfD-Fraktion fordert
die Bundesregierung auf, gegen die Einfüh-
rung von Steuern zu votieren, die direkt
von der EU erhoben werden sollen. Damit
würde das Budgetrecht der nationalen Par-
lamente unterlaufen, warnen die Abgeord-
neten in einem Antrag (19/2572), über
den der Bundestag am vergangenen Don-
nerstag in Erster Lesung beriet.
Über die Einführung eigener EU-Einnah-
mequellen wird in Europa seit vielen Jah-
ren kontrovers diskutiert. Die EU-Kommis-
sion hat im Rahmen der laufenden Ver-
handlungen über den Mehrjährigen Fi-
nanzrahmen der EU von 2021 bis 2027
vorgeschlagen, dass künftig Teile der Mehr-
wert- und der Unternehmenssteuern nach
einheitlichen Prinzipien an die EU fließen
sollen, außerdem Teile des Gewinns der
Europäischen Zentralbank (EZB) und der
Einnahmen aus dem Handel mit Treib-
hausgaszertifikaten. Die Zuweisungen der
Mitgliedstaaten, aus denen der EU-Haus-
halt sich bisher speist, würden dadurch
sinken.
In ihrem Antrag spricht sich die AfD-Frak-
tion darüber hinaus dafür aus, dass die
durch den Austritt Großbritanniens aus der
EU fehlenden zwölf bis 14 Milliarden Euro
im Haushalt „nur durch Einsparungen, ins-
besondere beim Kohäsionsfonds, kompen-
siert werden“. Zudem sollten alle Ausgaben
laufend auf die festgelegten Ziele hin eva-
luiert werden. „Neue Aufgaben der EU, die
weitere Kosten verursachen, dürfen nur
dann aufgenommen werden, wenn diese
Kosten durch Umverteilung an anderer
Stelle des EU-Haushalts eingespart wur-
den“, schreiben die Abgeordneten. joh T
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Diplomatische Zeitbombe
IRAN Mit der US-Aufkündigung des Atomabkommens wächst die Sorge vor einem Wettrüsten im Nahen Osten

D
em US-Präsidenten wird
häufiger der Vorwurf ge-
macht, er betreibe eine
Politik des Spaltens.
Doch mit Blick auf das
vor drei Jahren geschlos-

sene Abkommen mit dem Iran (Joint Com-
prehensive Plan of Action, JCPOA), das das
Land von atomaren Aufrüstung abhalten
soll, zeigte sich vergangenen Freitag im
Bundestag fast so etwas wie
Geschlossenheit in der Kri-
tik an der Entscheidung
Donald Trumps, sich für
die US-Seite einseitig aus
dem Vertragswerk zurück-
zuziehen. Anlass der Debat-
te waren zwei Anträge der
FDP und der Linken, die
beide in die Ausschüsse
überwiesen wurden und
deren gemeinsamer Kon-
sens sich mit einer einfa-
chen Formel skizzieren lie-
ße: Das bestehende Ab-
kommen ist besser als gar kein Abkom-
men. Doch es zeigen sich auch große Diffe-
renzen. Während die Linksfraktion die
Bundesregierung auffordert „Druck auf US-
Präsident Donald Trump auszuüben, sich
an geltende völkerrechtliche Verträge zu
halten“, schlagen die Liberalen ein erwei-
tertes Atomabkommen vor mit längeren
Laufzeiten und weitreichendere Inspektio-
nen der Internationale Atomenergie-Orga-
nisation (IAEA), ergänzt um die „Begren-

zung und Kontrolle des ballistischen Rake-
tenprogramms des Iran“. Denn: Das Land
nehme unbestritten eine destabilisierende
Rolle in der Region ein. Es spiele eine akti-
ve Rolle als Akteur in den Konflikten in Sy-
rien und im Jemen. Gleichzeitig treibe die
iranische Führung aktiv das eigene Rake-
tenprogramm voran. „Die Nachbarstaaten
des Iran und die internationale Gemein-
schaft beobachten diese Entwicklung mit

äußerster Sorge. Insbeson-
dere die israelfeindliche Po-
litik des Iran verurteilt
Deutschland mit Nach-
druck“, argumentieren die
Liberalen.
Sevim Dagdelen (Die Lin-
ke) bezeichnete die Aufkün-
digung der USA als „gefähr-
lichen Bruch des Völker-
rechts“, der die ganze Nah-
ostregion zu destabilisieren
drohe. Dahinter stehe die
gleiche „Regime-Change-
Politik“, die mit der Lüge

der Massenvernichtungswaffen Saddam
Husseins in den Irakkrieg geführt habe.
Wenn die Bundesregierung der US-Seite
nicht ein „klares, eindeutiges Stoppzeichen“
setze, sei sie am Ende mitverantwortlich für
einen neuen Krieg im Nahen Osten. Dagde-
len warnte zudem vor drohenden US-Sank-
tionen gegen Unternehmen, die im Iran ak-
tiv sind: Die Bundesregierung unternehme
hier wenig Konkretes, um für diese einen
Schutzschirm zu installieren.

Markus Koob (CDU) betonte, dass die
IAEA bisher stets bestätigen konnte, dass
sich der Iran an das Abkommen hält, es
also keine Versuche gebe, waffenfähiges
Plutonium herzustellen. Bei allen Defizi-
ten, etwa mit Blick auf das iranische Ra-
ketenprogramm, könne das Abkommen
ein nukleares Gefährdungspotential im
Nahen Osten einhegen: „ein echtes diplo-
matisches Erfolgsergebnis“. Koob formu-
lierte aber auch ein Unbe-
hagen mit dem Abkom-
men und erinnerte an die
„Serie unerträglicher Pro-
vokationen“ und die Hass-
reden iranischer Führer
Richtung Israel. „Israels
Existenzrecht und Sicher-
heit sind für uns nicht ver-
handelbar.“
Anton Friesen (AfD) argu-
mentierte, dass die Aufkün-
digung des Abkommens
keinen Beitrag dazu leiste,
die Bedrohung Israels zu
beseitigen. Nunmehr sei das Reformlager
im Iran geschwächt, die Hardliner dort
könnten sich ins Fäustchen lachen „und
deutsche Unternehmen zahlen die Zeche,
gerade die mittleren und kleinen, die sich
keine Rechtsabteilungen leisten können“.
Wie auch die Linksfraktion forderte Friesen
die Bundesregierung zu einer diplomati-
schen Initiative für eine „Konferenz für Si-
cherheit und Zusammenarbeit im Nahen
und Mittleren Osten“ auf.

Karl-Heinz Brunner (SPD) sagte, dass das
Abkommen eine „Tür“ für weitere Abrüs-
tung und Verifikation in der Region geöff-
net habe. Der US-Präsident signalisiere
nun, dass solche Verträge nicht mehr gel-
ten sollen. Ohne das Zusammenstehen
der Europäer und ihr klares Signal, am
Vertragswerk festzuhalten, drohten Ero-
sionen mit unabsehbaren Folgen: „Was
würde geschehen, wenn wir einfach Ver-

träge einseitig beenden?
Wer würde ernsthaft noch
Vereinbarungen schließen,
die über Regierungswech-
sel und Wahlen hinaus
Gültigkeit haben sollen?“
Marcus Faber (FDP) argu-
mentierte, dass man die
Bedenken in Israel gegen
das Abkommen gut nach-
vollziehen könne, es unter
dem Strich jedoch ein Er-
folg für den Schutz Israels
und gegen ein atomares
Wettrüsten im Nahen Os-

ten gewesen sei. Der Rückzug der USA
stelle dies infrage. Faber plädierte für
neue Verhandlungen, die insbesondere
auch das ballistische Raketenprogramm
des Irans in den Blick nehmen sollten. Es
müsse darum gehen, weiter die Verständi-
gung zu suchen. Die restlichen Vertrags-
parteien, also China, Russland, Großbri-
tannien, Frankreich und Deutschland so-
wie die EU brächten dafür ein eigenes Ge-
wicht mit.

Omid Nouripour (Grüne) verwies darauf,
wie aggressiv der Iran in Syrien, im Liba-
non und im Irak agiere und mit welcher
Vehemenz iranische Führer das Existenz-
recht Israels infrage stellen würden. All
dies ändere aber nichts an der Gleichung:
„Ein Iran ohne Atomwaffen ist besser als
ein Iran mit Atomwaffen.“ Trump habe ge-
gen eine Vielzahl von Stimmen in der eige-
nen Administration, in den israelischen Si-
cherheitsstrukturen und vor allem gegen
die europäischen Partner entschieden.
„Das ist ein Vorgang, den wir nicht akzep-
tieren können.“ Die EU müsse nun zusam-
menhalten um die Proliferationsspirale
und ein atomares Wettrüsten in unmittel-
barer Nachbarschaft zu verhindern.
Die fraktionslose Abgeordnete Frauke Petry
zeigte indes Verständnis für Trump. Er habe
sich auch deshalb über sämtliche Bedenken
hinwegsetzen können, weil sein Vorgänger
Barack Obama den Vertrag einst „rück-
sichtslos am US-Kongress vorbei“ auf den
Weg gebracht habe. Trump stelle die Dinge
wieder vom Kopf auf die Füße, denn eine
Mehrheit im Kongress habe das Abkom-
men nie gewollt. Petry monierte außerdem
die langen Ankündigungsfristen für Kon-
trollbesuche der IAEA im Iran. Das sei, wie
der israelische Premier Benjamin Netanja-
hu richtigerweise angemerkt habe, in etwa
so, als kündigte die Drogenpolizei ihre
Razzien an. Die geopolitische Wahrheit sei:
„Wir können nicht so leicht gleichzeitig der
Freund Israels und der Freund des Irans
sein.“ Alexander Heinrich T

Atomkraftwerk Buschehr im Iran. Die Sorge ist, dass das Land verbrauchte Brennstäbe dieses Kraftwerks zur Gewinnung von waffenfähigem Plutonium nutzen könnte. © picture-alliance/dpa

»Israels
Existenzsrecht
und Sicherheit

sind für uns
nicht ver-

handelbar.«
Markus Koob

(CDU)

»Ein Iran ohne
Atomwaffen

ist besser
als ein

Iran mit
Atomwaffen.«

Omid Nouripour
(Bündnis 90/Die Grünen)

Rückkehr der Rohingya
MYANMAR Breite Mehrheit im Bundestag macht sich für die bedrängte Volksgruppe stark

Die Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und
Bündnis 90/Die Grünen machen sich für
ein Ende der Gewaltexzesse gegen die Ro-
hingya und deren vollständige Anerken-
nung als gleichberechtigte Volksgruppe in
Myanmar stark. Das geht aus einem Antrag
der vier Fraktionen (19/1708) hervor, der
vergangenen Donnerstag gegen die Stim-
men der AfD-Fraktion angenommen wur-
de. Keine Mehrheit fand ein Antrag der
Fraktion Die Linke (19/1688), die mehr
Engagement gegen die Staatenlosigkeit in
Deutschland und weltweit gefordert hatte:
Ihr Antrag wurde von den Fraktionen von
CDU/CSU, SPD, AfD und FDP bei Zustim-
mung der Grünen abgelehnt.
Frank Schwabe (SPD) bezeichnete die Ro-
hingya als Hauptleidtragende der Konflikte
in Myanmar, „weil sie staaten- und weitge-
hend rechtlos sind und weil sie einem
massenhaften strukturellen Rassismus und
insbesondere abartigen Hassreden ausge-
setzt sind“. Myanmar müsse die vollständi-
ge Rückkehr der nach Bangladesch geflüch-
teten Rohingya in ihre Heimatprovinz Rak-
hine State ermöglichen und ihnen volle
staatsbürgerschaftliche Rechte geben.
Jürgen Braun (AfD) warf den anderen Frak-
tionen vor, Ursache und Wirkung zu ver-
wechseln. „Zuerst gab es die Überfälle, die
Massenmorde durch islamische Terroristen,

dann antwortete das birmanische Militär.“
Die „Altparteien“ tönten von Völkermord
an einer Volksgruppe, die von islamisti-
schen Terroristen gelenkt sei, das Schicksal
von Buddhisten, Christen und Hindus in
Myanmar sei offenbar nebensächlich.
Norbert Altenkamp (CDU) sprach von ei-
nem altbekannten Mechanismus: „Mehr-
heiten unterdrücken Minderheiten und
verwehren ihnen Rechte. Teile dieser Min-

derheiten radikalisieren sich und geben da-
mit Mehrheiten die vermeintliche Rechtfer-
tigung, umso brutaler gegen Minderheiten
vorzugehen.“ Es müsse darum gehen, ei-
nen Kernpunkt der Kofi-Annan-Kommissi-
on umzusetzen und das sei „die Anerken-
nung der Rohingya als Volksgruppe und
die Klärung ihrer staatsbürgerlichen Rechte
und Pflichten“.
Gyde Jensen (FDP) warf der AfD vor, ange-
sichts der Vertreibung von 700.000 Men-
schen zuallererst die Frage nach der Schuld
zu stellen und die Notwendigkeit für Hilfe
infrage zu stellen. „Bei Gefahr in Verzug
handeln wir aus Notwendigkeit und fragen
nicht zuallererst nach Verantwortlichkeit.“
Zaklin Nastic (Die Linke) machte darauf
aufmerksam, dass die Rohingya die größte
Gruppe der weltweit zehn Millionen Staa-
tenlosen seien. In Myanmar werde das Pro-
blem der Staatenlosigkeit sichtbar: „Staa-
tenlose werden erst zum Sündenbock und
danach zum Freiwild.“
Margarete Bause (Grüne) machte auf „Er-
mordungen, Folter, Massenvergewaltigun-
gen, andere sexuelle Übergriffe“ auch als
bewusst eingesetzte Mittel des Terrors des
Militärs Myanmars gegen die Volksgruppe
der Rohingya aufmerksam. Wer wie die
AfD diese Verbrechen relativieren wolle,
mache sich mit den Tätern gemein. ahe TRohingya-Flüchtlingslager in Bangladesh
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Stellvertreterkrieg auf Kosten des Volkes
SYRIEN Streit um die Beurteilung der westlichen Luftangriffe als Antwort auf Giftgaseinsatz

Die Fraktionen von AfD und die Linke for-
dern die Bundesregierung auf, sich von
den Luftschlägen der USA, Frankreichs und
Großbritanniens gegen Syrien im April die-
ses Jahres als Reaktion auf den Einsatz von
Giftgas zu distanzieren und diese als völ-
kerrechtswidrig zu verurteilen. Zwei ent-
sprechende Anträge (19/2470, 19/2518)
wurden vergangenen Donnerstag in die
Ausschüsse überwiesen – ebenso wie zwei
weitere Anträge der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen (19/1876, 19/2513), die auf
mehr diplomatische Initiativen der EU für
ein Ende der Gewalt in Syrien sowie auf
die Ahndung der dort begangenen Völker-
straftaten drängen.
Roland Hartwig (AfD) nannte die Luftan-
griffe des Westens in Syrien „rechtswidrig“
und verwies dabei auch auf ein Gutachten
des Wissenschaftlichen Dienstes des Bun-
destages, das zu diesem Urteil kam. Den
Regierungsfraktionen fehle der Mut der
Bundesregierung Grenzen aufzuzeigen, die
diesen Angriff auf Syrien als „erforderlich
und angemessen“ bezeichnet habe. „Sie
können sich nicht nur dann auf das Recht
berufen, wenn es Ihnen nützlich erscheint,
und es beiseiteschieben, wenn es Sie stört.“
Roderich Kiesewetter (CDU) kritisierte,
dass die AfD in ihrem Antrag kein Wort
über den Krieg in Syrien, „die schlimmste

humanitäre Katastrophe seit 1945“ verlie-
re. Das Assad-Regime sei ein „verbrecheri-
sches System, das Chemiewaffen gegen die
eigene Bevölkerung einsetzt“. Statt einseitig
das Handeln des Westens anzuprangern,
sei für Syrien eine Strategie gefragt, „die ei-
nen Wiederaufbau möglich macht, die den
politischen Prozess zustande bringt und
dann mit weitem Blick die Rückkehr der
Flüchtlinge ermöglicht“.

Nachkriegsordnung Auch Bijan Djir-Sarai
(FDP) plädierte dafür, sich „dringend mit
der Frage zu beschäftigen, wie wir die Gewalt
in Syrien beenden können“. Der ursprüngli-
che Bürgerkrieg sei ein „komplexer Konflikt“
und heute ein „Stellvertreterkrieg auf Kosten
des syrischen Volkes“, in dem sich bereits ei-
ne neue Nachkriegsordnung abzeichne:
„Russland und vor allem der Iran sind dabei,
sich in Syrien dauerhaft einzurichten.“
Daniela De Ridder (SPD) erinnerte daran,
dass die Ziele der Angriffe potenzielle Ein-
richtungen der Chemiewaffenproduktion
gewesen seien. „Syrien – und das ist rele-
vant an dieser Stelle – ist doch in die Orga-
nisation für das Verbot chemischer Waffen
eingetreten, und dennoch kam es zum Ein-
satz von Sarin, obgleich alle Chemiewaffen
vernichtet werden sollten, auch das mithil-
fe Russlands.“

Heike Hänsel (Die Linke) kritisierte, dass
die Angriffe ohne Beweise erfolgt seien. „Es
wurde einfach losgebombt und danach
sollte aufgeklärt werden.“ Das sei „Wild-
westmentalität a la Trump“, die Bundesre-
gierung beziehe mit ihrem Stillschweigen
eine „skandalöse“ Position. „Wer in den
internationalen Beziehungen das Faust-
recht statt das Völkerrecht unterstützt, der
hat im UN-Sicherheitsrat nichts verloren“,
sagte Hänsel mit Blick auf die deutsche Be-
werbung für das Gremium.
Agnieszka Brugger (Grüne) warf AfD und
Linken vor, das Völkerrecht nur selektiv zu
verteidigen. Es habe in sieben Jahren Krieg
27 Giftgasangriffe in Syrien gegeben, die
der Menschenrechtsrat der Vereinten Na-
tionen dem Assad-Regime klar zuordnen
konnte. Bei der AfD aber seien „die übel-
sten Völkerrechtsbrüche offensichtlich er-
laubt, wenn sie von den Diktatoren began-
gen werden, die Sie verehren und mit de-
ren Unterstützern Ihre Reisedelegation ger-
ne Kaffee trinkt“. ahe T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Fortsetzung
im Kosovo
BUNDESWEHR II Die Bundeswehr soll sich
weiterhin an der internationalen Sicherheits-
präsenz im Kosovo (KFOR) beteiligen. Vor-
gesehen ist die Entsendung von unverändert
bis zu 800 Soldatinnen und Soldaten, heißt
es in einem Antrag der Bundesregierung
(19/2384), der vergangenen Donnerstag in
die Ausschüsse überwiesen wurde. Die Koali-
tionsfraktionen CDU/CSU und SPD sowie
die Fraktionen von FDP und Grünen signali-
sierten Zustimmung, die Fraktionen der AfD
und der Linken lehnten das Mandat ab.
Die Lage im Kosovo sei weiterhin „überwie-
gend ruhig und stabil“, allerdings verbleibe
nach wie vor ein Konflikt- und Eskalations-
potenzial insbesondere im Norden des Lan-
des, schreibt die Bundesregierung. Zu den
Aufgaben der Bundeswehr gehörten neben
der Unterstützung der „Entwicklung eines
stabilen, demokratischen, multiethnischen
und friedlichen Kosovo“ der Aufbau der Ko-
sovo Security Force beziehungsweise der Ko-
sovo Armed Forces (KAF) „und anderer Ak-
teure im Rahmen der Sicherheitssektorre-
form (SSR) unter Vorbereitung der weiteren
Einbindung in euro-atlantische Strukturen“.
Die Kosten für die einsatzbedingten Zusatz-
ausgaben der Bundeswehr beziffert die Bun-
desregierung auf insgesamt rund 29,8 Millio-
nen Euro. Die Bundesministerin der Verteidi-
gung soll laut Antrag ermächtigt werden, im
Einvernehmen mit dem Bundesminister des
Auswärtigen die deutsche KFOR-Beteiligung
„die hierfür genannten Fähigkeiten weiterhin
zeitlich unbegrenzt einzusetzen, unter der
Voraussetzung, ein Mandat des Sicherheitsra-
tes der Vereinten Nationen, ein entsprechen-
der Beschluss des Nordatlantik-Rates sowie
die konstitutive Zustimmung des Deutschen
Bundestages liegen vor“. ahe T

Einsatz vor der
Küste Libanons
BUNDESWEHR I Deutsche Soldatinnen und
Soldaten sollen sich ein weiteres Jahr an der
UNIFIL-Mission (United Nations Interim
Force in Lebanon) vor der libanesischen Küs-
te beteiligen. Ein entsprechender Antrag der
Bundesregierung (19/2383) wurde vergange-
nen Donnerstag vom Bundestagsplenum in
die Ausschüsse überwiesen: Vertreter der Ko-
alitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD
sowie der FDP und von Bündnis 90/Die Grü-
nen signalisierten Zustimmung, Abgeordnete
der AfD und der Linken lehnten das Mandat
ab. Wie aus dem Antrag hervorgeht, sollen
unverändert bis zu 300 Soldaten vor allem
zwei Aufgaben übernehmen: „In erster Linie
soll verhindert werden, dass Rüstungsgüter
und sonstiges Wehrmaterial ohne Zustim-
mung der libanesischen Regierung in den Li-
banon verbracht werden“, schreibt die Bun-
desregierung. Neben der Seeraumüberwa-
chung und der Sicherung der seeseitigen
Grenzen mit Israel sehe der Einsatz aber
„auch die Unterstützung der libanesischen
Streitkräfte beim Aufbau von Fähigkeiten da-
für vor, die Küste und die territorialen Gewäs-
ser des Landes selbstständig zu überwachen“.
Die einsatzbedingten Zusatzausgaben für die
Verlängerung des Mandates bis Ende Juni
2019 beziffert die Bundesregierung auf rund
28,4 Millionen Euro. Der Einsatz erfolge auf
Grundlage einer Reihe von Resolutionen des
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, zu-
letzt 2373 (2017). Die libanesische Regie-
rung habe mit Schreiben an die Vereinten
Nationen 2006 unter Verweis auf Resolution
1701 (2006) um Unterstützung bei der Absi-
cherung der seeseitigen Grenzen des Libanon
gebeten. ahe T
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Die autoritäre Versuchung
DEMOKRATIE Das Modell eines liberalen Staates gerät in immer mehr Nationen unter erheblichen Druck

I
n den Hochzeiten des Kalten Krieges
fand ein politisches Deutungsbild eine
beachtliche Zustimmung: die Domi-
no-Theorie. In Anlehnung an das Ge-
sellschaftsspiel mit den rechteckigen
schwarzen Steinen, so hieß es, könn-

ten aufgrund der massiven Expansion des
Sowjetkommunismus in Osteuropa gegen
Ende der 1940er Jahre auch westliche Staaten
dem roten Totalitarismus reihenweise an-
heim fallen, durch Unterwanderung der Par-
teiensysteme, durch Schwächung des Rechts-
staates, durch Destabilisierung der Demokra-
tien.
Bekanntlich verlief die historische Entwick-
lung in Europa anders. Mit der Implosion des
real existierenden Sozialismus und dessen
Bündnissystemen 1989/90 erledigten sich Ri-
siken und Befürchtungen einer kommunisti-
schen Umwälzung des Kontinents. Das „Ende
der Geschichte“ sah damals bereits der US-
amerikanische Politikwissenschaftler Francis
Fukuyama heraufdämmern, eben durch den
Sieg der liberalen Demokratie und der freien
Marktwirtschaft über die marxistische Ideolo-
gie.
Die kühne Projektion erleidet jedoch in
jüngster Zeit immer häufigere und empfindli-
chere Rückschläge. In einer wachsenden Zahl
von Ländern stehen die demokratischen
Strukturen zur Disposition, es mehren sich
die Staaten mit autoritären und autokrati-
schen Strukturen, verbunden mit populisti-
schen Parteien von rechts wie links, zumeist
begleitet von einem stramm nationalisti-
schen Fundus. „Heute werden wir Zeugen des
Aufstiegs einer neuen Autoritären Internatio-
nalen“, kommentierte der in Princeton (US-
Bundesstaat New Jersey) lehrende Politikwis-
senschaftler Jan-Werner Müller im Rückgriff
auf historische kommunistische Vorbilder. Er
nennt den Vorgang daher eine „Umkehrung
von 1989“.

Bedrückender Blick Die Belege für diese
happige Feststellung sind geradezu erdrü-
ckend, wie ein Blick auf die europäische
Landkarte schnell zeigt. Im Frühjahr ließ sich
Victor Orban mit seiner rechtspopulistischen
Fidesz-Partei bei den ungarischen Parla-
mentswahlen bestätigen. Wenig später tat es
ihm Russlands neuer Zar Wladimir Putin
gleich. Ende Juni will sich der Autokrat Recep
Tayyip Erdogan mit einer neuen Präsidialver-
fassung zum unumschränkten Potentaten der
Türkei wählen lassen. Diese drei Politiker gel-
ten – neben dem massenwirksamen Verbal-
Bulldozer Donald Trump mit seinem Premi-
um-Amerikanismus – als Prototypen eines
antidemokratischen Backslash und einer au-
toritär-populistischen Aufrüstung. Doch es
bei diesen Beispielen zu belassen, wäre fatal.
Denn das Register ist viel länger.
Im Frühjahr 2017 katapultierte sich der
Rechtspopulist Geert Wilders bei der nieder-
ländischen Parlamentswahl an die zweite
Stelle. Marine Le Pen bot bei der Präsidenten-
wahl in Frankreich Emmanuel Macron selbst-
bewusst die Stirn. In Wien ging der konserva-
tive Jungstar Sebastian Kurz mit dem scharf-
macherischen FPÖ-Chef Heinz-Christian
Strache eine Koalition ein. Polens unbehagli-
cher Strippenzieher Jaroslaw Kaczynski treibt
mit seiner Partei PiS den Umbau des Staates

unaufhörlich weiter, in Verwaltung, Justiz,
Kultur, Medien – trotz wiederholter Einsprü-
che der Europäischen Union. In Tschechien
versucht Staatspräsident Milos Zeman seit
Monaten, den belasteten Populisten Andrej
Babis, nur geschäftsführender Regierungschef,
im Parlament mehrheitlich durchzusetzen.
Der slowakische Premier Robert Fico, streng
nationalistisch gesinnt, stolperte über den
Mord an dem Journalisten Jan Kuciak, der
enge Verbindungen von Regierungskreisen
zum organisierten Verbrechen
aufgedeckt hatte. Ein Bündnis
zwischen linken und rechten
Populisten regiert in Grie-
chenland; in Spanien bekam
die linksorientierte Bewegung
Podemos bei der Installation
eines sozialistischen Regie-
rungschefs eine Chance. In
Skandinavien, einst Hochburg
der Sozialdemokratie, geben
Populisten längst den Ton an,
in Parlamenten wie Regierun-
gen. Dem jahrelangen Wüten
und Wühlen von Nigel Farage
verdankt Großbritannien letztendlich den
Brexit. Der AfD gelang es in Deutschland,
sich als stärkste Oppositionspartei im Bun-
destag zu platzieren.

Italien auf der Kippe Und nun steht, mit
der so ungereimt erscheinenden Allianz von
rechtspopulistischer Liga und linkspopulisti-
scher Cinque Stelle, sogar Italien auf der Kip-
pe. Da fällt, mit einem jahrzehntelangen Ma-
tador des europäischen Demokratisierungs-
und Einigungsprozesses nach 1945, schon
ein recht wertvoller Domino-Stein. Die auto-
ritäre Versuchung, so will es scheinen, wu-
chert gleichsam wie ein unaufhaltsames

Krebsgeschwür durch die geopolitische Land-
schaft.
„Immer mehr Menschen werden autokratisch
regiert“, stellt deshalb auch der jüngste Trans-
formationsindex der Bertelsmann-Stiftung
(BTI) fest, der seit vielen Jahren die Qualität
des Regierungshandelns untersucht. In Zah-
len: Die Bevölkerung in Autokratien stieg im
Zeitraum 2003 bis 2017 von 2,3 Milliarden
auf 3,3 Milliarden. Dagegen veränderte sich
diese Größe in Demokratien kaum, nämlich

von 4,0 Milliarden nur auf
4,2 Milliarden. Der Index
führt – bei 128 analysierten
Staaten – bereits 58 Länder
als Autokratien auf. Und
dann weitet sich das Spek-
trum weit über Europa hi-
naus. China mit seinen re-
pressiven Machtmechanis-
men und beflissenem Per-
sonenkult um Xi Jinping
nimmt da zweifellos einen
Spitzenplatz ein. Aber der
Blick fällt auch auf Staaten
wie Thailand, Bangladesch,

Libanon, Uganda, Mosambik, Nicaragua,
Brasilien und Venezuela. Dieser Negativsaldo,
so das Fazit, sei maßgeblich auf „defekte De-
mokratien“ zurückzuführen, „in denen
Rechtsstaatlichkeit und politische Beteili-
gungsmöglichkeiten zunehmend einge-
schränkt werden“.
Der Begriff „defekte Demokratien“ erfasst
trefflich die Ambivalenz autoritärer Regime.
Denn viele so strukturierte Staaten leisten
sich nach außen wie innen den schönen
Schein pluralistisch-liberaler Ordnungen, mit
Parlamenten, Wahlen, Parteien, zuweilen so-
gar mit einer sichtbaren Gewaltenteilung,
auch wenn sie nur formalistischen Charakter

besitzt. „Autoritär“, darauf hat schon Ralf
Dahrendorf hingewiesen, heiße etwas ganz
anderes als „totalitär“. Autoritarismus sei kei-
ne Tyrannei oder Despotie, seine Politik be-
diene sich nicht ausschließlich der Regressi-
on. Autoritäre Regime seien durchaus auch
mit einem fürsorglichen Staat vereinbar, klas-
sifizierte der Soziologe bestimmte Herr-
schaftsformen des kaiserlichen Deutschland.
Nur eines sei in solchen Staaten nicht er-
laubt: „Die Entfaltung des Untertanen zum
vollen Staatsbürger mit al-
len Rechten dieser Sozialfi-
gur. Seine Basis ist die Un-
mündigkeit derer, die in
ihm leben.“
Die Entfaltung zum vollen
Staatsbürger: Diese Ambiti-
on verbindet sich mit der
engen, ja fast schon sym-
biotischen Verbindung von
Liberalismus und Demo-
kratie, die zu den Grund-
überzeugungen der westli-
chen Moderne zählt. Parti-
zipation und Emanzipation
durch Freiheits- und Menschenrechte, Tole-
ranz und Minderheitenschutz, Pluralismus
und Universalismus bildeten die Eckpunkte
demokratischer Ordnungs- und Stabilisie-
rungsbemühungen, nicht zuletzt vor dem
Hintergrund der bitteren Erfahrungen mit
den totalitären Ideologien des Faschismus,
Nationalsozialismus, Kommunismus. Sie
stellten auch den politischen Impetus des
amerikanischen Jahrhunderts dar, das Do-
nald Trump nunmehr abrupt beendet.

Dramatische Folgen Diese so lange unstrei-
tigen Prinzipen erodieren gegenwärtig in Ra-
sanz, und damit schwindet die vermeintlich

unzertrennliche Einheit von Liberalismus
und Demokratie, nicht zuletzt durch dynami-
sche Exzesse kapitalistischer Finanzwirtschaft.
Dieses Auseinanderklaffen „ist genau das, was
wir gerade erleben“, meint der in Havard
(Cambridge, US-Bundesstaat Massachusetts)
tätige Politologe Yascha Mounk. Er befürchtet
dramatische Folgen, skizziert auch die ersten
Effekte vom „Aufstieg der illiberalen Demo-
kratie, einer Demokratie ohne Rechte, und
des undemokratischen Liberalismus, von

Rechten ohne Demokratie“.
Nicht von ungefähr will Or-
ban Ungarn in einen „illibera-
len, auf nationale Grundlagen
gestellten Staat“ verwandeln.
Noch anschaulicher wird diese
Tendenz durch den politi-
schen Wettersturz in den USA.
Der Wahlsieg Trumps doku-
mentiert, wie stark inzwischen
Amerikaner für eine autoritäre
Alternative zur liberalen De-
mokratie empfänglich sind.
Zudem belegt der Mann im
Weißen Haus mit seinem erra-

tischen Regierungsstil, dass er jegliche Nor-
men von Regeln, Verlässlichkeit und Wahr-
heit auf den Kopf zu stellen bereit ist.
Liberale Demokratien geraten weltweit im-
mer mehr unter Druck. Die Krise politischer
Repräsentation wirft fast zwangsläufig Fragen
nach den Legitimationsgrundlagen dieses
Ordnungsmodells aus. Angesichts zuneh-
mender Komplexität internationalen Gesche-
hens, mit Begriffen wie Globalisierung, Fi-
nanzkrise, Digitalisierung, Transformations-
zwang, Identitätsbruch grob umschrieben,
wachsen Bedenken, ob demokratisch organi-
sierte Staaten wegen der „neuen Unübersicht-
lichkeit“ ihre genuine Steuerungsfähigkeit
und notwendige Lösungskompetenz noch
nachkommen können. Eine effiziente Regier-
barkeit wird mehr und mehr infrage gestellt.
Der Befund von Friedbert Rüb, der politische
Soziologie an der Berliner Humboldt-Univer-
sität lehrt, fällt da ziemlich rigoros aus. „Poli-
tik hat die Kraft zur Gestaltung der Verhält-
nisse verloren.“ Stattdessen treibe Politik mit
reaktiven Anpassungskonzepten auf dem
Meer kontingenter Probleme, meint er, „ohne
Richtung, ohne Kompass, ohne grundlegende
Orientierung, allein damit beschäftigt, sich
nicht selbst aufzugeben“.

Wahrer Volkswillen Solche ernüchternden
Diagnosen sind nicht mehr abwegig. Es ge-
hört längst zum Kernbestand autoritär-popu-
listischer Diskursvorgaben, dass die liberale
Demokratie ein Projekt des Establishments
darstellt, eben korrupter Eliten, die nur eige-
nen Interessen oder fremden Mächten folgen,
beraten von illegitimen Experten und unter-
stützt von einer gewissenlosen „Lügenpresse“.
Dagegen wird der selbstermächtigte Allein-
vertretungsanspruch „Wir sind das Volk“ ge-
setzt, eben nur als getreue Vollstrecker des
wahren und authentischen Volkswillens zu
agieren. Dieser anti-elitäre Affekt verbindet
sich mit starken antipluralistischen Reflexen.
Denn zum Volk zählen nur die Mitglieder der
eigenen homogenen Kommunität, nicht Min-
derheiten, nicht Außenseiter, nicht Andere.
Der Historiker Ulrich Herbert hat trefflich

von „Gemeinschaftsfremden“ geredet. Damit
spitzt sich das Politikverständnis auf ein
Freund-Feind Verhältnis zu, auf das der
Staatsrechtler Carl Schmitt den „Begriff des
Politischen“ gebracht hat. Für Schmitt, der
den geistigen Wegbereitern des Nationalso-
zialismus zuzuordnen ist, bedeutet es „die
spezifisch politische Unterscheidung“. Sie
wird für ihn umso politischer, je mehr sie
sich dem äußersten Punkt nähert, der
Freund-Feindgruppierung. „Der politische
Feind braucht nicht moralisch böse, er
braucht nicht ästhetisch häßlich zu sein. Er
ist eben der andere, der Fremde, und es ge-
nügt zu seinem Wesen, daß er in einem be-
sonders intensiven Sinne existentiell etwas
anderes und Fremdes ist.“

Im Namen der Autorität Das Andere, eben
im Denken, im Handeln, im Glauben, im
Träumen: Mit dieser Abgrenzung, ja Ausgren-
zung, wird ein Wesensmerkmal der Demo-
kratie ausdrücklich negiert, nämlich die Mög-
lichkeit und Fähigkeit zu Ausgleich und
Kompromiss, gerade im Verhältnis von Mehr-
heiten und Minderheiten. Deshalb könne der
autoritäre Charakter, so meint der Historiker
Volker Weiß, der sich intensiv mit der Neuen
Rechten und deren identitäres Umfeld in
Deutschland beschäftigt hat, „die Welt nur in
den Modi des Ernstfalls und des Ausnahme-
zustands“ sehen, eine Perspektive, die ihn
Schritt für Schritt aus dem Rahmen von Hu-
manismus und Aufklärung herausführe. „Es
kommt zur Revolte nicht gegen, sondern im
Namen der Autorität.“
Die Ergebnisse eines solchen Weges sind hin-
reichend bekannt. Autoritäre Regime unter-
nehmen intensive Versuche, ihre Gesellschaf-
ten unter Kontrolle zu bringen. Vier Katego-
rien geraten besonders in den Fokus: Ein-
schränkung, gar Abschaffung der unabhängi-
gen Justiz; Schmälerung, sogar Ausschaltung
der Medienfreiheit; Manipulationen des
Wahlrechts; einseitige Ämterpatronage mit
Oligarchiebildung und Korruptionsanfällig-
keit. Zugleich verlagern sich Entscheidungen
extrem von der Legislative auf die Exekutive.
So schaffe sich ein solches System, meint Jan-
Werner Müller, „letztlich genau das Volk, in
dessen Namen es immer bereits gesprochen
und agiert hat“. Präsident Trump ist fast täg-
lich mit solcher Zielsetzung unterwegs.
Francis Fukuyama hat kürzlich in einem In-
terview darauf bestanden, dass im Trend zu
autoritären Regimen nicht das Ende der Ge-
schichte liege. Denn es sei extrem voreilig,
das Modell der liberalen Demokratie für be-
endet zu erklären. „Meiner Ansicht nach wird
es sich wahrscheinlich selbst korrigieren.“ Es
bleibt zu hoffen, dass der amerikanische Pro-
fessor diesmal mit seiner Prognose recht be-
hält. Heinz Verfürth T

Der Autor ist Publizist und
Journalist in Berlin.

Domino-Effekt in Europa: Ein Land nach dem anderen, so will es scheinen, unterliegt auf dem Kontinent der autoritären Versuchung. Die Prinzipien liberaler Demokratien werden zusehends aufgeweicht. © picture-alliance/Ulrich Baumgarten

Ein
Blick

auf die
europäische
Landkarte

ist geradezu
erdrückend.

Neue Allianz in Italien: Pemierminister Giuseppe Conte (Mitte) mit den Stellvertretern Salvini (links) und Di Maio. © picture-alliance/abaca

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Einheit von
Liberalismus
und Demo-

kratie
schwindet.
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Z
u einem Schlagabtausch
zwischen Union und SPD
entwickelte sich die Debat-
te über zwei Anträge und
einen Gesetzentwurf der
Linksfraktion zur Mietpreis-

entwicklung in Deutschland am Donners-
tag im Plenum des Bundestages. Dabei
ging es um einen in der Presse veröffent-
lichten Referentenentwurf aus dem SPD-
geführten Justizministerium, den die Uni-
onsfraktion als nicht vereinbar mit dem
Koalitionsvertrag wertete. Die Sozialdemo-
kraten wiesen die Kritik zurück.
Die Linken-Abgeordnete Caren Lay schil-
derte zu Beginn der Debatte die Dringlich-
keit, die Mietpreisbremse zu schärfen. Seit
deren Einführung 2015 habe sich die Preis-
explosion unvermindert fortgesetzt. Das
entsprechende Gesetz funktioniere nicht
und müsse nachgebessert werden. Deshalb
mache Die Linke Druck. Sprecher der an-
deren Fraktionen wiesen die Argumente
Lays zurück und betonten die Notwendig-
keit, mehr Wohnungen zu bauen. Nach
der zum Teil emotional geführten Diskus-
sion wurde der Linken-Antrag mit dem Ti-
tel „Für eine echte Mietpreisbremse“
(19/259) ebenso abgelehnt wie ein Gesetz-
entwurf (19/258), der vorsieht, die Rechte
der Mieter gegenüber den Vermietern zu
stärken. Einen Antrag (19/2516), in dem
die Bundesregierung aufgefordert wird, die
„Mietenexplosion“ zu stoppen, indem sie
die Bestandsmieten deckelt, überwiesen
die Abgeordneten in den Rechtsausschuss.
Zum bisher nicht veröffentlichten Referen-
tenentwurf für ein Gesetz zur Reform der
Mietpreisbremse aus dem von Katarina
Barley (SPD) geführten Justizministerium
sagte Lay, sie erwarte, dass dieser Entwurf

an der Blockadehaltung der Union schei-
tern werde. Zudem sei er fehlerhaft und
könne daher nicht funktionieren. Bei einer
konsequenten Mietpreisbremse müssten
alle Ausnahmen abgeschafft und wirkungs-
volle Sanktionen eingeführt werden.

Diskussion über Referentenentwurf In
dem Referentenentwurf heißt es einem Be-
richt des Magazins „Der Spiegel“ zufolge,
leider habe das bisherige Gesetz „nicht zu
den erhofften Wirkungen geführt“. Immer
häufiger könnten sich Mieter die Miete für
ihre Wohnung nach einer umfangreichen
Modernisierung nicht mehr leisten und
müssten ihr gewohntes Umfeld verlassen.
Man müsse insbesondere dem missbräuch-
lichen Herausmodernisieren ein Ende be-
reiten. Laut Bericht müssen Vermieter
künftig unaufgefordert mitteilen, wenn sie
eine höhere als die gesetzlich zulässige
Miethöhe verlangen wollen; Mietern wird
es dagegen erleichtert, eine Miete zu rügen.
Weiter dürften laut Entwurf Vermieter
künftig nur noch acht statt aktuell elf Pro-
zent ihrer Renovierungskosten auf die Mie-
ter abwälzen und müssten sich an eine
Obergrenze für Mieterhöhungen wegen
Modernisierung halten.
Jan-Marco Luczak (CDU) sagte, die Ge-
währleistung bezahlbarer Mieten sei eine
der größten sozialpolitischen Herausforde-
rungen. Das Thema sei der Union wichtig,
und es müssten Maßnahmen gegen Ver-
drängung ergriffen werden. Es dürfe jedoch
nicht nach schnellen und einfachen Lösun-
gen gerufen werden, die sich am Ende
nicht einhalten ließen. Eine Verschärfung
der Mietpreisbremse würde die Lage vieler
Mieter verschlimmern. Das Problem müsse
bei den Wurzeln gepackt werden, es müsse

daher mehr und kostengünstiger gebaut
werden. Nur so sei die Lage in den Griff zu
bekommen. Der Koalitionsvertrag enthalte
dazu gute und ausgewogene Regelungen,
die eingehalten werden müssten. Er sei da-
her irritiert von dem nicht abgestimmten
Referentenentwurf aus dem Justizministeri-
um, in dem Dinge stünden, über die in der
Koalition nicht gesprochen worden seien.
Offenbar solle mit der Verbreitung des Ent-
wurfs Druck auf die Union aufgebaut wer-
den. Luczak sprach sich dafür aus, die
Mietpreisbremse nur an Stellschrauben zu
justieren und zunächst die laufende Eva-
luation abzuwarten.
Johannes Fechner (SPD) sagte, mehr be-
zahlbare Wohnungen zu bauen werden
seine Zeit dauern. Deshalb müsse man
jetzt ran an das Mietrecht. Er lobte den Re-

ferentenentwurf aus dem Justizministeri-
um. Es handele sich dabei um Dinge, die
im Koalitionsvertrag festgelegt und geregelt
worden seien. Er schütze Mieter vor explo-
dierenden Mieten und sorge für mehr Ge-
rechtigkeit im Mietrecht. Fechner kritisier-
te, dass das Bundeskanzleramt den Entwurf
blockiere. Der Koalitionsvertrag sieht unter
anderem den Bau von 1,5 Millionen Woh-
nungen und Eigenheimen vor, wobei der
Bestand an bezahlbarem Wohnraum gesi-
chert werden soll. Weitere Punkte sind die
Sicherung qualifizierter Mietspiegel, mehr
Transparenz bei der Mietpreisbremse, bes-
serer Schutz der Mieter bei Modernisie-
rungsmaßnahmen sowie Erleichterung der
Anforderungen an eine qualifizierte Rüge
des Mieters bezüglich der Miethöhe.
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
forderte Christian Kühn die Koalition auf,
endlich zu handeln. Auch der Bestand
müsse geschützt werden. Er warf den Uni-
onsparteien vor, seit Jahren Verbesserungen
des Mietrechts zu blockieren, und appel-
lierte an die SPD, dafür zu sorgen, dass der
Entwurf nicht hängenbleibt. Seine Frakti-
onskollegin Canan Bayram kündigte einen
eigenen Entwurf der Grünen an.
Sprecher von AfD und FDP sprachen sich
klar gegen eine Mietpreisbremse aus. Jens
Maier (AfD) sagte, „Mietpreissozialismus“
könne kein Problem lösen und sprach von
einem „Ruf aus der Gruft des Klassen-
kampfes“. Katharina Kloke (FDP) sagte, die
Mietpreisbremse sei gescheitert und gehöre
abgeschafft. Stattdessen müssten mehr An-
reize für den Wohnungsbau gegeben wer-
den. Der fraktionslose Abgeordnete Mario
Mieruch sagte, die Mietpreisbremse kom-
me einer teilweise Enteignung der Vermie-
ter gleich. Michael Wojtek T

Im April demonstrierten in Berlin Bürger gegen „Mietenwahnsinn und Verdrängung“. © picture-alliance/Wolfram Steinberg

Streit um
die Bremse
MIETPOLITIK Bundestagsabgeordnete
diskutieren über die Wege hin zu mehr
bezahlbarem Wohnraum in Städten

> STICHWORT
Mietpreisbremse

> Ziel Mit der Mietpreisbremse können die
Länder in angespannten Wohnungsmärk-
ten den Mietanstieg bei Neuvermietun-
gen deckeln. Die Regelung ist befristet.

> Ausnahmen Ausgenommen von der
Mietpreisbremse sind Wohnungen, die
erstmals vermietet werden, beziehungs-
weise Wohnungen, die umfassend mo-
dernisiert wurden.

> Kritik Die Regelung steht in der Kritik,
weil beispielsweise kein Rechtsanspruch
gegenüber dem Vermieter besteht, die
Höhe der Altmiete zu erfahren.

Gerichtshof-Pläne der EU
SCHIEDSKAMMER Anhörung zu geplanter Nachfolge

Die Absicht der Europäischen Union, Kon-
flikte zwischen Staaten und ausländischen
Investoren künftig der Rechtsprechung ei-
nes eigenen ständigen internationalen Ge-
richts zu überlassen, hat in einer Anhörung
des Wirtschaftsausschusses ein überwie-
gend positives Echo der geladenen Sachver-
ständigen gefunden. Gegenüber der bishe-
rigen Praxis, zur Regelung solcher Streitig-
keiten jeweils von Fall zu Fall eine Schieds-
kammer einzusetzen, sei von einem Multi-
lateralen Investitionsgerichtsgerichtshof
(Mulitateral Investment Court; MIC) ein
deutlicher Zuwachs an Transparenz und
Rechtssicherheit zu erwar-
ten, hieß es in der Sitzung
am Mittwoch. Bedenken ge-
gen das Vorhaben äußerte
in erster Linie der Vertreter
des Deutschen Richterbun-
des.
Gegenstand der Anhörung
war der Entwurf der EU-
Kommission für einen Be-
schluss des Rates, der die
Aufnahme von Verhandlun-
gen über die Gründung des
Multilateralen Hofes er-
möglichen soll. Dazu lagen
Anträge der Linksfraktion vor, die von ei-
ner „Paralleljustiz für Konzerne“ sprach
und sich gegen die Zustimmung zu dem
Mandat für die EU-Kommission wandte,
sowie der FDP, die das Projekt befürworte-
te.
In der Anhörung wies der Passauer Wirt-
schaftsrechtler Christoph Herrmann darauf
hin, dass das System des internationalen
Investorenschutzes wesentlich auf deutsche
Initiative zurückgehe. Bereits 1959 habe
die Bundesrepublik mit Pakistan das erste
einschlägige Abkommen geschlossen. Mitt-
lerweile sei Deutschland mit etwa 130 zu-
meist bilateralen Verträgen zum Investo-

renschutz „Weltmarktführer“ auf diesem
Gebiet. Der Kritik, Investorenschutz hebele
das Regulierungsrecht der Parlamente aus,
hielt Herrmann entgegen, dass das in den
Verträgen fixierte Klagerecht lediglich für
Fälle „krasser Enteignung“ und nicht zur
Anfechtung demokratisch legitimierter Ge-
setzgebung gelte.
Der Göttinger Völkerrechtler Till Patrik
Holterhus bezog sich auf die gängigen Be-
denken gegen das bestehende System der
Schiedsverfahren in Streitfällen zwischen
ausländischen Investoren und Staaten. Die
Vielzahl der von Fall zu Fall eingesetzten

Kammern beeinträchtige
die Rechtssicherheit, Beru-
fungsverfahren seien nicht
vorgesehen, die Streitpar-
teien hätten zu viel Ein-
fluss auf die Benennung
der Richter, was deren Un-
abhängigkeit beeinträchti-
ge. Überdies fehle es an
jeglicher Transparenz, weil
weder die Verfahren noch
die Schiedssprüche öffent-
lich gemacht werden müss-
ten.
Gemessen daran seien von

dem geplanten Investitionsgerichtshof er-
hebliche Fortschritte zu erwarten, ergänze
der in Dänemark lehrende Rechts-Professor
Steffen Hindelang. Dies gelte insbesondere
für die Garantie der richterlichen Unabhän-
gigkeit, da die Mitglieder des MIC unabhän-
gig von den zu entscheidenden Streitfällen
berufen würden. Christian Tietje, Wirt-
schaftsrechtler der Universität Halle-Witten-
berg, und Gabriel Felbermayr vom Münche-
ner ifo-Institut für Wirtschaftsforschung wi-
dersprachen gestützt auf statistische Daten
der Vermutung, in den bisher geläufigen
Schiedsverfahren würden einseitig die In-
vestoren bevorzugt. wid T

»Vom In-
vestitionsge-
richtshof sind

erhebliche
Fortschritte zu

erwarten.«
Steffen Hindelang,

Rechts-Professor

Bauen statt Bürokratie
REGIERUNGSPLÄNE Deregulierung Thema bei Treffen

Der für Bauen und Heimat zuständige Mi-
nister Horst Seehofer (CSU) hat angekün-
digt, in der Bau- und Wohnungsfrage zeit-
nah konkrete Schritte hin zu einem Ent-
spannen der schwierigen Marktsituation
einzuleiten. Im Mittelpunkt eines geplan-
ten Wohnungsgipfels der Bundesregierung
im Herbst sollten Maßnahmen für Deregu-
lierung und Entbürokratisierung stehen,
sagte Seehofer bei seinem Antrittsbesuch
im Bauausschuss. Nur mit thematischen
Schwerpunkten könne bei dem Treffen mit
Vertretern von Wirtschaft,
Politik und Verbänden auf
greifbare Ergebnisse hinge-
wirkt werden. Es gehe da-
rum, dass die Baukosten
zumindest nicht explodie-
ren, sagte Seehofer.
Auf einen Impuls der
CDU/CSU-Fraktion hin
will er zusätzlich Fragen
rund um das Gewinnen
von Bauland als Thema
vorschlagen. Zugleich ver-
wies der Minister darauf,
dass es bei dieser Diskussi-
on um ein Austarieren mit Zielen des
Flächensparens gehe: Aspekte wie Verdich-
tung, in die Höhe bauen oder die Revitali-
sierung von Zentren gewännen an Bedeu-
tung. Auch werde man sich damit
auseinandersetzen müssen, manche Ver-
kehrsverbindungen unter die Erde zu le-
gen.
Im Ministerium soll der Parlamentarische
Staatssekretär Marco Wanderwitz (CDU)
eine Kommission leiten, die sich der Bau-
landakquirierung widmet. In weiteren Bau-
Fragen arbeitet der Minister zudem eng
mit Staatssekretär Gunther Adler (SPD) zu-
sammen, der bereits in der vergangenen
Legislaturperiode für Bauen, Wohnen und
Stadtentwicklung zuständig war – damals

noch im Umweltministerium von Barbara
Hendricks (SPD).
Seehofer bezeichnete Wohnungs- und Bau-
politik als „die soziale Frage unserer Zeit“.
Er sicherte den Fraktionsvertretern in dem
neu berufenen Ausschuss zu, Bauen, Mie-
ten und energetischer Sanierung gleichwer-
tige Bedeutung zukommen zu lassen – in-
haltlich und finanziell: Für Baukindergeld,
sozialen Wohnungsbau und die Förderung
von energetischer Gebäudesanierung soll
so viel Geld vorhanden sein, dass keine

Maßnahme eine andere ab-
würgt. Das werde nur mit
mehr Geld gehen, bekann-
te der Minister. Wenn man
alles umsetzen wolle, brau-
che man insgesamt mehr
Mittel, hieß es. Wieviel bei-
spielsweise das umstrittene
Baukindergeld den Bund
kostet, ist schwierig zu
schätzen – noch ist unklar,
wie viele sich dafür bewer-
ben werden und wie die
Förderung organisiert wer-
den soll; die Bundesregie-

rung hat unlängst erklärt, sie rechne mit
Mehrkosten von bis zu vier Milliarden
Euro jährlich. Auch beim geplanten Wie-
dereinstieg des Bundes in die soziale
Wohnraumförderung gibt es noch Frage-
zeichen zu Volumen und Organisation.
Seehofer machte indes klar, dass er den
Blick auf die angespannten Ballungsräume
weiten will – hinein in die Gegenden, die
unter Wegzug und Verfall leiden. In sol-
chen Landstrichen könnten nur Struktur-
veränderungen langfristig für neues Leben
sorgen. Er erwähnte das Ansiedeln von Be-
hördenteilen, Investitionen in Bildung und
Kultur sowie ein Stärken von Ortskernen
und Innenentwicklung auch und gerade
auf dem dünn besiedelten Land. pez T

»Wohnungs-
und Baupolitik

ist die
soziale

Frage unserer
Zeit.«

Horst Seehofer (CSU),
Bauminister

Mit dem Strafrecht gegen »Steuergeldverschwendung«
RECHT AfD-Fraktion sieht strafrechtspolitischen Handlungsbedarf bei Haushaltsuntreue. Kritik der übrigen Fraktionen

Die AfD-Fraktion fordert, strafrechtlich ge-
gen Haushaltsuntreue vorzugehen. Einen
entsprechenden Gesetzentwurf (19/2469)
der Fraktion hat der Bundestag am vergan-
genen Donnerstag in erster Lesung disku-
tiert und zur Beratung in den Ausschuss für
Recht und Verbraucherschutz überwiesen.
In seiner Rede sagte Roman Johannes
Reusch, im ganzen Land würde über Steu-
ergeldverschwendung diskutiert. Während
den Bürgern, die sich ihren Steuerpflichten
entzögen, Strafverfolgung drohe, hätten
Leute, die Steuergelder „sinnlos verschwen-
den“ eine „Carte Blanche“.

Deshalb soll laut Entwurf ein neuer Straf-
tatbestand in das Strafgesetzbuch eingefügt
werden. Zudem fordert die Fraktion einen
Ordnungswidrigkeitentatbestand im Haus-
haltsgrundsätzegesetz. Desweiteren soll es
künftig eine Mitteilungspflicht des Bundes-
rechnungshofes, der Landesrechnungshöfe
und aller Prüfinstanzen für die Prüfung öf-
fentlicher Haushalte an die Staatsanwalt-
schaft geben. Zur Begründung heißt es,
dass angesichts des enormen Ausmaßes der
„öffentlichen Verschwendung“ Handlungs-
bedarf bestehe. Die frühere strafrechtliche
Sanktionierung der Haushaltsuntreue sei
aufgrund des Umschwungs in der Recht-
sprechung in der sogenannten „Bugwellen-
entscheidung“ im Jahr 1997 „praktisch
aufgehoben worden“.
Die übrigen Fraktionen teilten diese Ein-
schätzung der AfD nicht. So sagte Jan-Mar-
co Luczak für die Union, es sei klar, dass

Steuerverschwendung „Folgen haben“
müsse. Es sei aber fraglich, ob es dafür ei-
nen neuen Straftatbestand brauche. Der
AfD-Vorstoß, jeden Verstoß gegen das
Haushaltsrecht als straf-
würdig zu erklären und so
Fehlentscheidungen zu kri-
minalisieren, sei nicht der
richtige Weg. Es gebe be-
reits „nicht nur das Diszip-
linarrecht, das greift, wenn
jemand gegen das Haus-
haltsrecht verstößt“ und
das „für die Beamten oft-
mals ein sehr, sehr scharfes
Schwert“ sei. Es gebe zu-
dem Amtshaftungsansprü-
che, korrektive Institutio-
nen wie den Bund der
Steuerzahler, den Bundesrechnungshof
und nicht zuletzt die Öffentlichkeit und

die Medien, „die an diesen Stellen auch
sehr genau hinschauen“.

Abgeschrieben Stefan Ruppert (FDP) sag-
te, der Antrag habe zumin-
dest in Teilen die richtige
Stoßrichtung. Allerdings
habe die AfD den Gesetz-
entwurf nicht erarbeitet,
sondern „von einem verita-
blen Strafrechtsprofessor
abgeschrieben“ und dabei
„die notwendige Transfer-
leistung, nämlich eine ein-
zelne Norm in einen Ge-
samtkontext zu überfüh-
ren, nicht erbringen kön-
nen“. Daher könne er „im
Strafrecht so nicht funktio-

nieren“. Ruppert sagte weiter, die vorge-
schlagene Ausweitung des Amtsträgerbe-

griffs würde Menschen, die sich ehrenamt-
lich engagierten, kriminalisieren. Dies
schade dem Ehrenamt.
Für die SPD widersprach Sonja Amalie
Steffen der Auslegung der AfD, der Bundes-
gerichtshof habe 1997 in der „Bugwellen-
entscheidung“ zu Paragraf 266 des Strafge-
setzbuches die strafrechtliche Sanktionie-
rung von Steuerverschwendung aufgeho-
ben und es gehe seither in Deutschland
„rechtlos“ zu. Es sei schlicht falsch, dass
Untreue zu Lasten der öffentlichen Hand
nicht strafbar sei. In seiner Entscheidung
habe das Gericht „damals zutreffenderwei-
se festgestellt, dass eine Haushaltsüber-
schreitung bei zweckmäßigem Mittelein-
satz nicht den Straftatbestand der Untreue
erfüllt“; es habe „keineswegs die Haus-
haltsuntreue aufgehoben“, sagte Steffen.
Der Linken-Abgeordnete Friedrich Straet-
manns sagte, die BFH-Entscheidung habe

klargestellt, dass das Schutzgut von Para-
graf 266 des Strafgesetzbuches das Vermö-
gen sei und „nicht jede kleine Haushaltsre-
gel der öffentlichen Hand“. Der AfD-Vor-
schlag stelle Amtsträger unter Generalver-
dacht. Würde der Vorschlag umgesetzt,
würde dadurch massiv Bürokratie aufge-
baut, mahnte Straetmanns.
Canan Bayram (Bündnis 90/Die Grünen)
sagte, der Antrag gebe vor, Lösungen zu
finden, die darin bei genauerer Betrach-
tung nicht enthalten seien. Bei dem ange-
strebten Umbau des Bundesrechnungshofs
in eine „Unterstützungsbehörde der Staats-
anwaltschaft“ müsse man fragen, ob dies
überhaupt möglich sei. Zudem entspreche
der schematische Grundsatz – „Jeder Feh-
ler wird hart bestraft“ – „nicht unserem
Rechtsstaatsprinzip in seiner Differenziert-
heit und Verhältnismäßigkeit“, kritisierte
die Abgeordnete. Susanne Kailitz T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Es gibt die
Öffentlichkeit

und die
Medien, die
sehr genau

hinschauen.«
Jan-Marco Luczak (CDU)
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KURZ NOTIERT

AfD-Kandidaten
erneut gescheitert
Die AfD-Fraktion ist vergangene Woche
erneut mit ihren Kandidaten für diverse
haushalts- und finanzpolitische Gremien
gescheitert. Der für das Vertrauensgre-
mium nominierte Abgeordnete Marcus
Bühl (19/2440) erhielt 287 Ja-Stimmen
bei 314 Gegenstimmen und 52 Enthal-
tungen sowie drei ungültigen Stimmen.
Damit verfehlte er den Einzug in das
Gremium, das die Wirtschaftspläne der
Nachrichtendienste prüft und billigt. Die
erforderliche Mehrheit für die Besetzung
des Gremiums nach Paragraf 3 des Bun-
desschuldenwesengesetzes verfehlten
ebenfalls die AfD-Abgeordneten Albrecht
Glaser und Volker Münz (19/2441). Auf
Glaser entfielen 218 Ja-Stimmen bei 372
Gegenstimmen und 49 Enthaltungen so-
wie acht ungültige Stimmen. Münz kam
auf 287 Ja-Stimmen bei 296 Gegenstim-
men und 60 Enthaltungen sowie vier un-
gültige Stimmen. Schließlich scheiterten
auch die AfD-Abgeordneten Peter Boeh-
ringer als ordentliches Mitglied und Bir-
git Malsack-Winkemann als stellvertre-
tendes Mitglied für das Sondergremium
nach Paragraf 3 des Stabilisierungsme-
chanismusgesetzes (19/2442). In gehei-
mer Wahl entfielen auf den Haushalts-
ausschuss-Vorsitzenden Boehringer 265
Ja-Stimmen bei 330 Gegenstimmen und
59 Enthaltungen sowie drei ungültige
Stimmen. Birgit Malsack-Winkemann
konnte 273 Stimmen auf sich vereinigen
bei 329 Gegenstimmen und 54 Enthal-
tungen sowie zwei ungültigen Stimmen.
Alle Kandidaten der AfD hatten bereits
in den Wahlgängen am 1. März und am
19. April die erforderlichen Mehrheiten
verfehlt. eis/vom T

Grüne und Linke wollen die
Werbung für Tabak regulieren

Die Grünen wollen die Werbung für Ta-
bak einschränken. In einem Gesetzent-
wurf (19/1878), der am Donnerstag erst-
mals beraten wurde, fordert die Fraktion
ein Verbot von Außen- und Kinowerbung
für Tabakerzeugnisse, elektronische Ziga-
retten und Nachfüllbehälter. Zudem soll
die kostenlose Abgabe von Tabakerzeug-
nissen untersagt werden, heißt es in der
Vorlage. Darüber hinaus hatte auch die
Fraktion Die Linke einen Antrag (19/
2539) vorgelegt, der ein umfassendes
Tabak- und Alkoholverbot fordert. Beide
Vorlagen wurden zur weiteren Beratung
an den Ausschuss für Ernährung und
Landwirtschaft überwiesen. pk/nal T

Das Monster am Bankschalter
ANLEGERSCHUTZ Vorlage von Gehaltsnachweisen vor Kauf bestimmter Wertpapiere geplant

Mit dem Lohnstreifen zur Bank: Das gab es
bisher nur, wenn der Kunde einen Kredit
bekommen wollte. In Zukunft kann es
auch Anlegern passieren, dass sie Gehalts-
bescheinigungen oder Vermögensnachwei-
se zum Bankberater mitbringen müssen,
wenn sie eine einfache Anleihe zum Bei-
spiel von einem Unternehmen kaufen wol-
len. Die Bundesregierung verspricht sich
davon eine Verbesserung des Verbraucher-
schutzes.
Enthalten ist die Neuregelung in dem Ent-
wurf eines Gesetzes zur Ausübung von Op-
tionen der EU-Prospektverordnung und
zur Anpassung weiterer Finanzmarktgeset-
ze (19/2435), der am Donnerstag vom
Bundestag zur weiteren Beratung an die
zuständigen Ausschüsse überwiesen wurde.

Drei Seiten reichen Die Neuregelung
sieht vor, das nicht für alle öffentlichen
Angebote von Wertpapieren ein umfang-
reicher Prospekt vorgelegt werden muss.
Bei öffentlichen Angeboten mit einem Ge-
samtgegenwert von 100.000 Euro, aber we-
niger als acht Millionen Euro, soll statt ei-
nes Prospekts ein Wertpapier-Informati-
onsblatt (in der Branche auch „Beipackzet-
tel“ genannt) vorgelegt werden müssen.
Dieses dreiseitige Wertpapier-Informati-
onsblatt solle potenziellen Anlegern als In-

formationsquelle für ihre Anlageentschei-
dung dienen und den Vergleich von ver-
schiedenen Angeboten erleichtern, heißt
es. Und weiter: „Auf drei DIN-A-4-Seiten
soll eine kurze, für den durchschnittlichen
Anleger allgemeinverständliche Informati-
on über die wesentlichen Merkmale und
Risiken der Wertpapiere, des Anbieters, des
Emittenten und etwaiger Garantiegeber so-
wie die Kosten der Wertpapiere erfolgen.“
In den Fällen (unter acht Millionen Euro
Volumen), wo kein umfangreicher Pro-
spekt veröffentlicht werden muss, sind au-
ßerdem Einzelanlageschwellen zu beach-
ten, die für „nicht qualifizierte Anleger“
gelten. „Sofern von einem nicht qualifi-
zierten Anleger ein Betrag von über 1.000
Euro investiert werden soll, ist dies nur
dann zulässig, wenn der nicht qualifizierte
Anleger entweder über ein frei verfügbares
Vermögen in Form von Bankguthaben und
Finanzinstrumente von mindestens
100.000 Euro verfügt oder er maximal den
zweifachen Betrag seines durchschnittli-
chen monatlichen Nettoeinkommens in-
vestiert. In jedem Fall ist die Einzelanlage
auf 10.000 Euro begrenzt“, heißt es.
Der Erwerb von Finanzanlagenprodukten
ist in Deutschland und der EU seit der Fi-
nanzkrise immer stärker reguliert worden.
Dabei kam es seit Jahresbeginn im Um-

gang mit der EU-Verordnung über Basisin-
formationsblätter für verpackte Anlagepro-
dukte für Kleinanleger und Versicherungs-
anlageprodukte (PRIIP-VO) zu Problemen,
wie auch die Bundesregierung in einer Ant-
wort (19/2087) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/1809) bestätigte. Bei der
Darstellung der Kosten von Finanzproduk-
ten gibt es unterschiedliche Angaben in
den Basisinformationsblättern nach der
PRIIP-Verordnung und den Kosteninfor-
mation nach der EU-Richtlinie MiFID II.
Das heißt.: Ein Anleger, der ein Wertpapier
erwerben will, bekommt zwei Informati-
tonsblätter, die unterschiedliche Angaben
zur Höhe seiner Kosten für den Kauf des
Papiers machen.
Thomas Richter, Hauptgeschäftsführer des
Fondsverband BVI, in dem die Fonds-An-
bieter zusammengeschlossen sind, erklärte,
MIFID und PRIIP hätten 2012 als sinnvolle
Vorhaben zum Verbraucherschutz begon-
nen, sich aber „im weiteren Prozess zu ad-
ministrativen Monstren entwickelt“. hle T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Letzte Schritte
BANKENUNION AfD und FDP wollen keine gemeinsame Einlagensicherung in Europa

K
urz vor Erreichen des Ziels
ist es am schwersten. Das
weiß jeder Bergsteiger. Ähn-
lich in der Politik. Auf dem
Weg zur Europäischen Ban-
kenunion gestaltet sich die

dritte Etappe als besonders schwierig. Die
ersten beiden Etappen waren im Vergleich
zur letzten noch einfach: Erst wurde die
Aufsicht über die größten Kreditinstitute
bei der Europäischen Zen-
tralbank (EZB) zusammen-
gefasst, dann wurde ein ge-
meinsamer Abwicklungs-
mechanismus für den Fall
von Banken-Krisen instal-
liert. Jetzt geht es um die
dritte Stufe: Und zu der ge-
hört nach den Vorstellun-
gen der EU-Kommission
ein gemeinsamer Geldtopf
(auch mit dem Geld der
deutschen Sicherungssyste-
me), aus dem Anleger in
Europa bei Bank-Pleiten
entschädigt werden sollen. Zudem soll als
allerletztes Mittel ein neuer Europäischer
Währungsfonds (EWF) an strauchelnde
Banken Kredite durchreichen, damit die
Geldhäuser wieder auf die Beine kommen.
Eines der Haupthindernisse auf dem
schweren Weg heißt faule Kredite. Deren
Anteil an den Gesamtausleihungen italie-
nischer und anderer südländischer, aber
auch französischer Banken kann 30 Pro-
zent und mehr betragen. Das erhöht die

Gefahr von Bank-Pleiten. Zum Vergleich:
In Deutschland gelten gerade drei Prozent
der Kredite als faul. Ob die Koalition sagen
könne, um welchen Prozentsatz die faulen
Kredite, deren Volumen derzeit europaweit
auf 800 Milliarden Euro geschätzt werde,
reduziert werden müssten, ehe die Verge-
meinschaftung der Einlagensicherung star-
ten könne, wollte der Vorsitzende des
Haushaltsauschusses des Bundestages, Pe-

ter Boehringer (AfD), am
Freitag im Bundestag wis-
sen. Antwort von Metin
Hakverdi (SPD): „Es geht
nicht darum, ob eine be-
stimmte Prozentzahl er-
reicht ist, sondern es geht
insgesamt um die ökono-
mische Situation der kre-
ditausgebenden Institute.“
Dass die ökonomische Si-
tuation der Banken verbes-
sert werden muss, daran
ließ auch Antje Tillmann
keinen Zweifel. Der Zeit-

punkt für eine europäische Einlagensiche-
rung sei daher noch nicht reif, erklärte die
CDU-Politikerin. Darauf habe die Koaliti-
on bereits früher hingewiesen. Es müssten
erst die Risiken in den Bankbilanzen abge-
baut werden, „und wir sind auf dem Weg,
diese Risiken zu reduzieren“. Probleme ge-
be es bei der Vereinbarung der Regeln von
europäischem Beihilferecht und Banken-
union, sagte sie mit Blick auf die erfolgte
Staatsfinanzierung italienischer Banken.

Auch Hakverdi erklärte, vor der gemeinsa-
men Einlagensicherung müsse über den
Abbau von Risiken gesprochen werden.

Mit lautem Knall Ganz anders im Ton die
AfD: „Wer eine Nullzinspolitik betreibt
und damit Kapitalblasen aufpumpt, der
sollte sich nicht wundern, wenn ihm diese
Blasen mit lautem Knall um die Ohren
fliegen“, stellte Bruno Hollnagel (AfD)
fest. „Und wer Risiken bei
Staatsanleihen nicht sach-
gerecht bewertet, steuert
sein Kapitalschiff direkt auf
die Klippen, ab denen es
zerschellen wird“, fuhr der
Abgeordnete fort. Er be-
zweifelte, dass durch ver-
ordnete Haftungsgemein-
schaften Risiken und ihre
Ursachen aus der Welt ge-
schafft werden könnten.
„Wir müssen die Ketten der
Gemeinschaftshaftung
sprengen, sonst werden sie
uns in den Abgrund reißen“, appellierte
Hollnagel.
Auch die FDP will die letzten Schritte zum
Ziel nicht mitgehen. Florian Toncar sagte
in der Debatte, die Bundesregierung habe
bisher weder die Idee einer zentralen Ein-
lagensicherung noch die einer Letztsiche-
rung explizit ausgeschlossen. Bei der Einla-
gensicherung werde auf Zeit gespielt, und
bei der Letztsicherung gebe es offenbar ei-
ne Bereitschaft zur Zustimmung, dass Kre-

dite an Banken von einem neuen Europäi-
schen Währungsfonds vergeben würden.
Toncar kritisierte dies als Weg zurück da-
hin, „dass Staaten und Steuerzahler für
Banken geradestehen müssen“.
Die Finanzmarktkrise habe die Unhaltbar-
keit des herrschenden Finanzsystems offen-
gelegt, sagte Jörg Cezanne (Linke). Die
richtigen Lehren seien noch nicht gezogen
worden. So gebe es bis jetzt keine Finanz-

transaktionssteuer, mit der
Spekulationen zurückge-
drängt werden könnten.
Und es gebe keinen Fi-
nanz-TÜV für die Geneh-
migung neuer Finanzpro-
dukte. Der weitgehend un-
regulierte Schattenbanken-
sektor wachse weiter. So
habe der Vermögensverwal-
ter Blackrock seit der Krise
sein verwaltetes Vermögen
von 1.300 Milliarden Dol-
lar auf 6.300 Milliarden
Dollar fast verfünffacht.

Die europäische Bankenunion müsse end-
lich auf eine nachhaltige und stabile
Grundlage gestellt werden, forderte Fran-
ziska Brantner (Grüne). Sie wies darauf
hin, dass die Institutssicherung der Spar-
kassen in Deutschland im Fall der Landes-
banken nicht ausgereicht habe. „Wenn
man die Überforderung nationaler Siche-
rungssysteme vermeiden will, muss man
das Risiko auf mehrere Schultern vertei-
len“, appellierte sie. Klüger als die von der

EU-Kommission geforderte Vergemein-
schaftung wäre eine Rückversicherung der
nationalen Töpfe, die nur im Fall der na-
tionalen Überforderung greifen würde.
„Wir habe die Aufgabe, das europäische
Haus wetterfest zu machen, denn ein zwei-
tes Haus haben wir nicht“, so die Abgeord-
nete.
Ein Vorstoß der FDP-Fraktion, die Schaf-
fung der gemeinsamen Einlagensicherung
abzulehnen, da diese für eine stabile und
erfolgreiche europäische Währungsunion
„weder notwendig noch zielführend“ sei,
wurde vom Bundestag mit den Stimmen
von Union, SPD, Linken und Grünen zu-
rückgewiesen. Neben der FDP-Fraktion
stimmte nur die AFD-Fraktion für den An-
trag (19/2525). Darin heißt es, „eine euro-
päische Einlagensicherung würde das Ver-
trauen der Sparer in die Sicherheit ihrer
Einlagen nicht erhöhen, sondern senken,
weil die bislang eigenkapitalstarken Ban-
ken nunmehr für viele instabile Institute
haften müssten“. Ein weiterer FDP-Antrag
(19/2527) wurde an die Ausschüsse über-
wiesen.
Ebenfalls überwiesen wurde ein AfD-An-
trag (19/2573), in dem gefordert wird, den
Euro-Rettungsfonds ESM abzuwickeln statt
ihn zu einem Europäischen Währungs-
fonds (EWF) auszubauen. „Durch diesen
Schritt könnte eine Abwälzung von Verlus-
ten durch Bankpleiten auf den europäi-
schen insbesondere deutschen Steuerzahler
abgewendet werden“, erwartet die
AfD-Fraktion. Hans-Jürgen Leersch T

Italienische Bankfiliale in Mailand: Ohne vertragswidrig eingesetzte Steuergelder würde es viele Banken in Italien schon längst nicht mehr geben. © picture-alliance/MOLLONA/Leemage

»Wir
müssen die
Ketten der

gemeinsamen
Haftung

sprengen.«
Bruno Hollnagel (AfD)

»Es geht
nicht darum,

ob eine
bestimmte
Prozentzahl
erreicht ist.«
Metin Hakverdi (SPD)

Kritik an
EU-Agrarplänen
LANDWIRTSCHAFT Richtig glücklich mit
den Plänen von EU-Agrarkommissar Phil
Hogan für die Gemeinsame Agrarpolitik
der EU (GAP) ab 2020 ist offenbar nie-
mand. Das wurde während einer Aktuellen
Stunde in der vergangenen Woche deut-
lich. Hogan will unter anderem den Mit-
gliedstaaten mehr Flexibilität bei der Mit-
telverwendung geben und an den Direkt-
zahlungen an Landwirte festhalten.
Renate Künast (Grüne) nannte die EU-Plä-
ne enttäuschend. Immerhin würden
40 Prozent des gesamten EU-Haushaltes
für den Agrarsektor ausgegeben. Eine in
die Zukunft gerichtete Gestaltung sei den-
noch nicht zu erkennen, sagte sie. Außer-
dem stellten die Vorschläge keinen Beitrag
zur Senkung der CO2-Emissionen dar.
Licht und Schatten erkannte Agrarministe-
rin Julia Klöckner (CDU) in den Plänen.
Zwar seien die GAP-Vorschläge als ein Be-
kenntnis zur europäischen Integration und
der Schaffung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse zu sehen. Doch seien damit neue
bürokratische Belastungen für Landwirte
verbunden. Klöckner machte zugleich
deutlich, dass bei den Direktzahlungen
nicht die Axt angelegt werden dürfe.
Franziska Gminder (AfD) kritisierte, die
GAP fördere Monokulturen. Ihre Fraktion
setze sich für vielgliedrige Fruchtfolgen, ei-
ne Steigerung des ökologischen Landbaus
und eine Tierhaltung in kleinen und mitt-
leren Betrieben ein, sagte Gminder.
Im Umweltministerium sei man „nicht
glücklich“ mit den Vorschlägen, machte
Umwelt-Staatssekretärin Rita Schwarze-
lühr-Sutter (SPD) deutlich. Obwohl die
Direktzahlungen ineffizient ausgestaltet
seien, werde an ihnen festgehalten, be-
mängelte sie. Stattdessen werde der Rotstift
bei Natur- und Umweltschutz angesetzt,
was nicht zustimmungsfähig sei.
Auch Carina Konrad (FDP) zeigte sich ent-
täuscht über die geplanten Kürzungen in
dem Bereich. Es müsse gelingen, die Er-
nährungssicherheit, die Einkommenssi-
cherheit für die Bauern und den Ressour-
censchutz in Einklang zu bringen, forderte
sie.
Kirsten Tackmann (Die Linke) bewertete
die EU-Agrarpolitik als „sozial und ökolo-
gisch gescheitert“. Es gelte, Landwirtschaft
völlig neu zu denken, sagte sie. hau T
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Entschädigung für AKW-Betreiber
ATOMGESETZ Koalition will Gerichtsurteil umsetzen. Kernbrennstoffsteuer gefordert

Mit Änderungen im Atomgesetz wollen die
Koalitionsfraktionen und die Bundesregie-
rung die rechtlichen Grundlagen für die
Entschädigung von Energiekonzernen in
Folge des 2011 von der schwarz-gelben Re-
gierung beschlossenen Atomausstieges le-
gen. Hintergrund des Gesetzentwurfes der
Fraktionen CDU/CSU und SPD (19/2508)
– die Bundesregierung hat einen gleichlau-
tenden Entwurf im Bundesrat eingebracht
– ist ein Urteil des Bundesverfassungsge-
richts vom 6. Dezember 2016 (1 BvR 2821/
11), das den Atomkraftwerksbetreibern be-
stimmte Ausgleichsansprüche einräumt.
Bei der ersten Lesung am Freitag im Bun-
destag bekräftigen Redner aller Fraktionen
– mit Ausnahme der AfD –, dass die mit
breiter Mehrheit getroffene Entscheidung
zum Atomausstieg von 2011 richtig gewe-
sen sei. Im Detail sah vor allem die Oppo-
sition noch Verbesserungsbedarf am vorlie-
genden Gesetzentwurf.

Ausstieg vom Ausstieg Hintergrund des
Vorhabens der Koalition sind die Folgen
der Wirren der Atompolitik in den Jahren
2010 und 2011. Nachdem die rot-grüne Re-
gierung 2002 die Weichen für den Ausstieg
aus der kommerziellen Nutzung der Kern-
energie gelegt hatte, vollzog Schwarz-Gelb
Ende 2010 eine Kehrtwende und setzt er-
hebliche Laufzeitverlängerungen durch.
Die Tinte im Gesetzblatt war kaum ge-
trocknet, da kippte Schwarz-Gelb erneut
um: Nach der Reaktorhavarie im japani-
schen Fukushima am 11. März 2011 be-
schlossen Regierung und Bundestag mit
dem 13. Gesetz zur Änderung des Atomge-
setzes vom 31. Juli 2011, die Laufzeitverlän-
gerungen und Elektrizitätsmengen-Erhö-
hungen zurückzunehmen und den Atom-
ausstieg bis zum 31. Dezember 2022 zu
vollenden.

Wenig überraschend gefiel das den AKW-
Betreibern nicht – sie klagten. Am eigentli-
chen Atomausstieg der schwarz-gelben Re-
gierung hatten die Karlsruher Richter letzt-
lich wenig auszusetzen, sahen aber trotz-
dem einen begrenzten Entschädigungsan-
spruch für die Atomkonzerne.
Mit dem Gesetzentwurf will die Koalition
im Atomgesetz nun regeln, dass die AKW-
Eigentümer zum einen Anspruch auf einen
Ausgleich für bestimmte „frustrierte Inves-
titionen“ in ihre Anlagen haben, die sie im
Vertrauen in die Laufzeitverlängerungen tä-
tigten. Einen weiteren, in der Praxis wohl
gewichtigeren Ausgleichsanspruch haben
laut Gesetzentwurf zum anderen die Be-
treiber der AKW Brunsbüttel, Krümmel
und Mülheim-Kärlich für nicht mehr ver-
wertbare Strommengen. Die voraussichtli-
che Belastung des Bundeshaushaltes durch
die Ausgleichszahlungen lässt sich laut Ge-
setzentwurf bisher nicht beziffern.

Die Parlamentarische Staatssekretärin im
Bundesumweltministerium, Rita Schwarze-
lühr-Sutter (SPD), betonte, dass das Verfas-
sungsgericht nur Nachbesserungen in
Randbereichen angeordnet habe, die nun
umgesetzt würden. Ähnlich äußerte sich
Karsten Möring (CDU). Mit dem Entwurf
werde dafür gesorgt, dass der Staat nicht
mehr als notwendig zahle. Zudem werde
mit dem Entwurf Vorsorge getroffen, um
auf das von Vattenfall angestrengte und
noch laufende Schiedsgerichtsverfahren
reagieren zu können, sagte Möring.

Neuer Anlauf Sylvia Kotting-Uhl (Grüne)
und Hubertus Zdebel (Linke) warben für
einen erneuten Anlauf bei der Kernbrenn-
stoffsteuer, die vergangenes Jahr vom Bun-
desverfassungsgericht kassiert worden war.
Das Urteil hatte zu milliardenschweren
Rückzahlungen an die AKW-Konzerne ge-
führt. Zudem forderten Zdebel und Kot-
ting-Uhl, die Übertragung von Reststrom-
mengen auf AKW in sogenannten Netzaus-
baugebiete zu verhindern. Auch Nina
Scheer (SPD) zeigte sich für diese Idee of-
fen, bestünde doch ein Zielkonflikt, wür-
den Strommengen in diese Gebiete über-
tragen und somit erneuerbare Energiequel-
len abgeregelt. Zudem sei die SPD-Fraktion
auch für die Neuauflage der Kernbrenn-
stoffsteuer offen, sagte Scheer.
Judith Skudelny (FDP) schlug vor, auch die
Möglichkeit zu eröffnen, die Entschädi-
gungen über einen öffentlich-rechtlichen
Vertrag zu regeln. Skudelny bezweifelte zu-
dem, ob die geplanten Ausgleichsregelun-
gen den Vorgaben des Gerichts entsprä-
chen. Es bestünde das Risiko weiterer Kla-
gen. Rainer Kraft (AfD) kritisierte die Aus-
gleichsmodalitäten ebenfalls. Er forderte,
dass jede Kilowattstunde erzeugt, vermark-
tet und verbraucht werden solle. scr T

Das AKW Krümmel steht im Zentrum der
Debatte um Reststrommengen.
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Das Ende des Flickenteppichs
DATENSCHUTZ Opposition übt Kritik an nationaler Umsetzung der EU-Verordnung

Kritik an der Bundesregierung wurde wäh-
rend einer von der AfD beantragten Aktu-
ellen Stunde zur Umsetzung der EU-Da-
tenschutz-Grundverordnung (DS-GVO)
laut. Oppositionsredner warfen der Regie-
rung vor, die zweijährige Anpassungsphase
an die DS-GVO nicht ausreichend genutzt
zu haben, um über die Änderungen aufzu-
klären und zu informieren. Folge davon sei
ein großes Maß an Verunsicherung, hieß
es. Der grundsätzlichen Ablehnung seitens
der AfD, deren Vertreterin Joana Cotar von
einem „kaum zu toppenden Irrsinn“
sprach und die sofortige Aussetzung der
DS-GVO forderte, schlossen sich FDP, Lin-
ke und Grüne aber nicht an.

Bußgelder Die Datenschutz-Grundverord-
nung gilt einheitlich in allen EU-Staaten
und sieht unter anderem eine deutliche Er-
höhung der Bußgelder bei Verstößen vor.
Diese können bis zu 20 Millionen Euro be-
tragen. Durch die DS-GVO werden die An-
forderungen an eine rechtswirksame Ein-
willigung der betroffenen Personen erhöht
und deren Rechte, insbesondere auf Infor-
mation und Auskunft, erweitert. Die Verar-
beitung personenbezogener Daten wird –
außer in einigen Ausnahmen – nur mit
Einwilligung der betroffenen Person mög-
lich sein.
Als ein „Konjunkturprogramm für die Ab-
mahnindustrie“ bezeichnete Cotar die DS-
GVO. Mit der Verordnung habe man wohl
die Großen treffen wollen, wie Google

oder Facebook. Stattdessen stünden mittel-
ständische Unternehmen, Startups, Verei-
ne, Freiberufler und Ehrenamtliche nun
vor einem Bürokratiemonster, „das vor
Rechtsunsicherheiten nur so strotzt“, sagte
die AfD-Abgeordnete.
Der Parlamentarische Innen-Staatssekretär
Stephan Mayer (CSU) entgegnete, das von
der AfD aufgemalte Horrorszenario sei völ-
lig unberechtigt. Deutschland sei sehr gut
vorbereitet auf die DS-GVO. Im Übrigen
sei es vor allem im Interesse der deutschen
Wirtschaft, „dass es nun ein einheitliches
Datenschutzniveau in der EU gibt“.
Manuel Höferlin (FDP) warf der Koalition
vor, zwei Jahre geschlafen und Möglichkei-
ten der Anpassung nicht ergriffen zu ha-
ben. Österreich beispielsweise, so der FDP-
Abgeordnete, habe die vorhandenen Öff-
nungsklauseln in der DS-GVO genutzt.

Das sei auch der Bundesregierung möglich
gewesen, die dies aber sträflich vernachläs-
sigt habe.
Mit der DS-GVO sei der Flickenteppich in
Europa in Sachen Datenschutz beendet
worden, sagte Saskia Esken (SPD). Aus ih-
rer Sicht ist die DS-GVO „kein Grund zur
Panik“. Am Ende stehe ein Mehr an Daten-
schutz. Esken räumte zugleich ein, dass es
verpasst worden sei, „dieses wunderbar
durchsetzungsfähige Datenschutzrecht mit
einer Kampagne unter die Leute zu brin-
gen“.

Helfender Staat Anke Domscheit-Berg
(Die Linke) sagte, für das aktuelle Chaos
sei nicht die DS-GVO verantwortlich, son-
dern die Bundesregierung, die es versäumt
habe, „die Regelung vernünftig in nationa-
les Recht zu überführen und in der Gesell-
schaft sinnvoll zu begleiten“. Grundsätz-
lich sei die DS-GVO eine gute Sache, be-
fand sie. Nun brauche es einen helfenden
Staat, der die Bürger nicht im Stich lässt.
Tabea Rößner (Grüne) bemängelte: „Statt
frühzeitig eine grundsätzliche Lösung ge-
gen Abmahnmissbrauch auf den Weg zu
bringen, will man die Probleme jetzt im
Husch-Husch-Verfahren flicken.“ Eine
Übergangslösung in Verbindung mit der
Musterfeststellungsklage im Omnibusver-
fahren durchschleusen zu wollen, sei aber
nicht der richtige Weg, sagte sie.
Marc Henrichmann (CDU) wandte sich
gegen die Einschätzung, die Bundesregie-
rung habe nicht ausreichend informiert.
Allein 31 Termine habe es mit Kammern
und Verbänden gegeben, bei denen deut-
lich darauf hingewiesen worden sei, „was
da auf uns zukommt“, sagte er. Zugleich
betonte der Unionsabgeordnete, Deutsch-
land profitiere sehr von einer einheitlichen
Lösung im Datenschutz. . hau T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Angebot für eine DS-GVO-Schulung
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G
ut gemeint bedeutet nicht
zwangsläufig gut gemacht –
diese Erkenntnis dräute
auch den Koalititonsfraktio-
nen bei den Regelungen für
Bürgerenergiegesellschaften.

Die Abgeordneten im Bundestag verab-
schiedeten daher am Freitag ein Gesetzent-
wurf des Bundesrates (19/1320, 19/2581)
in geänderter Fassung, mit dem sie sich ein
paar Jahre Luft für das Erarbeiten hieb- und
stichfester Richtlinien verschaffen. Künftig
gilt auch für Bürgerenergiegesellschaften:
Sie können sich nur an Ausschreibungen
für ein Projekt beteiligen, für das eine im-
missionsschutzrechtliche Genehmigung
vorliegt. Diese Regelung sollte laut Bundes-
rat zunächst bis 1. Mai 2019 gelten. Der
Bundestag verlängerte diesen Zeitraum nun
um ein Jahr bis 1. Juni 2020.
Die Koalitionsfraktionen wurden bei ihrer
Zustimmung von der FDP unterstützt, AfD
und Linke stimmten dagegen. Die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen enthielt sich; sie
brachte einen eigenen Entwurf zur Ände-
rung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
(19/2108) ein, in dem sie Sonderausschrei-
bungen fordert, um Ausbaumengen zu er-
höhen. Nach der erstern Lesung wurde er
ebenso in die fachlich zuständigen Aus-
schüsse überwiesen wie Anträge der Frakti-
on Die Linke mit dem Titel „Bürgerenergie
retten“ (19/1006) und der Grünen mit dem
Titel „Stromstau auflösen statt erneuerbare
Energien zu bremsen“ (19/2109). Die Feder-
führung obliegt in allen Fällen dem Aus-
schuss für Wirtschaft und Energie
Für die Unionsfraktion umriss der Abge-
ordnete Andreas Lenz (CSU) die Problem-
lage bei den Regelungen für Bürgerenergie-
gesellschaften, die ursprünglich mit Blick
auf eine bessere Teilhabe der Bevölkerung
an der Energiewende geschaffen worden
waren. Es habe Zuschläge für Bürgerener-
giegesellschaften gegeben, die gar keine
waren, und es hätten Projekte Zuschläge
erhalten, die später nie gebaut wurden. Für
die besondere Gesellschaftsform galt bis
vor einiger Zeit, dass sie sich ohne Immis-
sionsschutzgenehmigung bewerben konn-
ten – in manchen Fällen erhielten sie diese
Genehmigung hernach nicht. „Es wird kei-
nen Fadenriss geben“, versprach Lenz. Man
habe Zeit, um sich zu überlegen, wie Bür-
gerenergiegesellschaften innerhalb des
Wettbewerbs zielgerichtet gefördert werden
könnten. Der SPD-Abgeordnete Johann
Saathoff bezeichnete die Bürger als die ei-
gentlichen Vordenker der Energiewende.
Um so bedauerlicher sei es, dass die Gesell-
schaftsform trotz der eingebauten Sicher-
heiten ausgenutzt worden sei. In einer dau-
erhaften Neuregelung solle stärker berück-
sichtigt werden, wie sich Kommunen an
Erneuerbare-Energien-Projekten beteiligen
können.

Zwist auch koalitionsintern Bei der De-
batte am Mittag wurde indes deutlich, wie
sehr die Koalitionspartner bei weitergehen-
den Energie-Themen um eine gemeinsame
Linie ringen. Während Abgeordnete von
CDU und CSU einen „Ausbau mit Augen-
maß“ forderten, mahnten Vertreter der
SPD vor allem mit Blick auf Bayern Treue
zum Koalitionsvertrag an. Es geht dabei
um Sonderausschreibungen für Wind- und
Sonnenergieprojekte, mit denen das Errei-
chen der Klimaziele unterstützt werden

soll. Der Koalitionspartner bremse, hielt
Timon Gremmels (SPD) fest.
Die AfD-Fraktion untermauerte in ihren
Redebeiträgen die ablehnende Haltung
zum Erneuerbare-Energien-Gesetz. Es ge-
höre abgeschafft. Änderungen daran be-
deuteten lediglich ein Herumdoktorn in-
nerhalb eines Systems, das falsch laufe,
sagte Leif-Erik Holm. Für die FDP-Fraktion
bestätigte die Abgeordnete Sandra Weeser
zwar die Zustimmung ihrer Fraktion zu
dem Bürgerenergie-Gesetz, kritisierte je-
doch den Umgang mit dem Parlament.
Obwohl die Missstände lange bekannt ge-
wesen seien, prügele man das Gesetz erst
jetzt im Hau-Ruck-Verfahren durch. Im
Übrigen belege der Änderungsantrag ge-
genüber der Bundesrats-Fassung die Unei-

nigkeit zwischen den Koalitionspartnern in
der Frage des Ausbaupfads. Die Koalition
hatte zusätzliche Ausbaumengen streichen
lassen, weil über Sonderausschreibungen
noch keine Einigkeit herrscht.
Vor diesem Hintergrund stellte Lorenz
Gösta Beutin (Die Linke) die Frage, wie
denn dann die Klimaziele für 2030 erreicht
werden sollten. Auch seine Fraktion fordert
Sonderausschreibungen. Außerdem sollten
kleine Projekte bis 18 Megawatt ohne Aus-
schreibung vergeben werden können; es
gehe auch um Demokratie bei der Energie-
wende, sate Beutin.
Das, was die Koalition vorgelegt habe, sei
nicht genug, bilanzierte Ingrid Nestle
(Bündnis 90/Die Grünen). Ihre Fraktion
fordert in dem Gesetzentwurf Sonderaus-

schreibungen für das laufende und die Fol-
gejahre. Bestehende Stromnetze müssten
zudem optimaler genutzt werden. Der Kli-
mawandel sei für Millionen Menschen bit-
tere Realität, betonte dazu Julia Verlinden.
Zögern sei eine Insolvenzverschleppung
auf Kosten künftiger Generationen.
Während SPD-Mann Saathoff in den An-
trägen ein gemeinsames Verständnis für die
Notwendigkeit zu handeln erkannte, lehn-
te der Koalitionspartner die Inhalte ab. Der
Abgeordnete Jens Koeppen (CDU) sprach
mit Blick auf die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen von Ideologie und Weltfremdheit.
Mario Mieruch (fraktionslos) schließlich
forderte eine offene Diskussion: Gegen die
Energiewende an sich könne schließlich
keiner etwas haben. Kristina Pezzei T

Zukunftstechnologie im Nebel: Windräder in Rheinhessen © picture-alliance/dpa

Unter Strom
ENERGIEPOLITIK Der Deutsche Bundestag verschafft
sich mit einer Gesetzesänderung Luft, die umstrittenen
Regelungen für Bürgerenergie zu schärfen. Die
Ausbaumengen sorgen für Streit

Revolution in der
Informationsverarbeitung
DIGITALISIERUNG Quantentechnologie im Fokus

Intel arbeitet daran, IBM auch und Google
sowieso. Selbst die EU-Kommission hat
unlängst ein sogenanntes Flaggschiff-Pro-
jekt mit einer Milliarde Euro bewilligt. Das
Ziel dieser Bemühungen stellt nichts Ge-
ringeres dar als eine Revolution in der In-
formationsverarbeitung: die
Entwicklung eines leistungs-
fähigen Quantencomputers.
Deutlich leistungsfähiger als
heutige klassische Super-
computer soll er sein. Statt
mit Bits, den kleinsten Spei-
chereinheiten klassischer
Computer, arbeitet der
Quantencomputer mit soge-
nannten Qubits, die sich
nicht nur in einem Zustand
– Null oder Eins – befinden
können, sondern in beliebig
vielen Zwischenständen,
und daher deutlich komplexere Rechnun-
gen vornehmen können.
Über den derzeitigen Stand bei der Ent-
wicklung von Quantencomputern disku-
tierte der Ausschuss Digitale Agenda mit
sieben Experten in einem öffentlichen
Fachgespräch. Dabei wurde klar, dass der-
zeit noch nicht absehbar ist, wann es den
ersten leistungsfähigen Quantencomputer
geben wird. Die Experten machten zu-
gleich deutlich, dass neben großen Mög-
lichkeiten wie der Entwicklung neuer Stof-
fe und Chemikalien auch Gefahren – etwa
für die IT-Sicherheit – mit dem Quanten-
computer verbunden sind.

Neue Materialien Stephan Ritter vom Un-
ternehmen Toptica Photonics sagte, die
Herausforderung bestehe unter anderem
darin, Atome und Ionen, die lange Zeit
noch nicht einmal beobachtet werden
konnten, vollständig unter Kontrolle zu
bekommen, um sie als
Qubits einsetzen zu kön-
nen. Die möglichen An-
wendungsgebiete reichten
von der Entwicklung neu-
er Medikamente und neu-
er Materialien bis hin zur
Steuerung des Verkehrs-
flusses und in den Bereich
des autonomen Fahrens,
sagte Ritter. Einfach ausge-
drückt bestehe der Vorteil
des Quantencomputers ge-
genüber dem klassischen
Computer darin, „dass er
nicht kapituliert, wenn das zu berechnende
System groß wird“.
Man sei derzeit in einem Stadium, „der der
klassischen Computerei der 1950er Jahre
ähnelt“, sagte Frank Wilhelm-Mauch, Pro-
fessor an der Universität des Saarlandes.
Auf der experimentellen Seite gebe es eine
Reihe von Hardwareplattformen. Im Au-
genblick seien Quantenprozessoren mit bis
zu 20 Qubits – die einem Megabyte eines
klassischen Computers entsprächen – über
die Cloud zugänglich. Ab etwa 50 Qubits
könne der Quantenvorteil erreicht werden,

also der Punkt, an dem dieser Quanten-
computer nicht mehr durch die größten
klassischen Supercomputer simuliert wer-
den kann, sagte Wilhelm-Mauch.
Auf die Gefährdung der IT-Sicherheit durch
Quantencomputer wies Marian Margraf,

Professor an der Freien
Universität Berlin hin. Na-
hezu alle der heutzutage
zur Verschlüsselung einge-
setzten kryptographischen
Verfahren könnten seiner
Aussage nach durch
Quantencomputer ausge-
hebelt werden. Auch
wenn heute noch nie-
mand sagen könne, wann
es Quantencomputer ge-
ben wird, müsse schon
jetzt damit begonnen wer-
den, „entsprechende an-

dere Algorithmen zu entwickeln“. Margraf
forderte, in die Erforschung der sogenann-
ten quantencomputerresistenten Krypto-
verfahren viel mehr Finanzmittel zu inves-
tieren.

Weichen gestellt Quantencomputer stell-
ten die größte Revolution auf dem Gebiet
der Informationsverarbeitung dar, „seit-
dem wir damit angefangen haben, Stein-
chen zu zählen“, sagte Hendrik Bluhm,
Professor an der Technischen Hochschule
Aachen. Was die Forschung in dem Bereich
angeht, so ist aus seiner Sicht in Deutsch-
land und Europa eine sehr hohe Kompe-
tenz vorhanden. Die Technologieentwick-
lung stehe aber hinter der in den USA zu-
rück. Dennoch seien inzwischen durch ver-
schiedene Programme auf EU-Ebene aber
auch in Deutschland „die Weichen gestellt,
dies zu ändern“, sagte er.
Johannes Buchmann, Professor an der TU

Darmstadt ging auch auf
das Thema IT-Sicherheit ein.
Es stimme, dass derzeitige
Schutzsystem aufgebrochen
werden können. Die Quan-
tenkryptographie könne
aber einen wichtigen Beitrag
dazu leisten, Systeme zu
entwickeln, die sehr lang-
fristig sicher seien. Entspre-
chende Experimente gebe es
schon, betonte er.
Einstein habe die Quanten-
physik einst als gespenstisch
beurteilt, sagte Winfried

Hensinger, der an der Universität Sussex in
Großbritannien lehrt. Mittels Quantenphy-
sik sei nachgewiesen worden, dass ein me-
chanisches Objekt an zwei Orten gleichzei-
tig sein kann, „Mit Menschen funktioniert
das noch nicht, mit Atomen aber schon“,
sagte er. Dies würden sich die Forscher bei
der Entwicklung des Quantencomputers zu
nutze machen. Das Problem dabei: „Es ist
unglaublich schwierig, solche Quan-
tenphänomene in dem Sinne zu kontrol-
lieren, wie es gebraucht wird“, sagte Hen-
singer. Götz Hausding T

»Der Quanten-
computer
kapituliert
nicht, wenn
das System
groß wird.«
Stephan Ritter, Firma

Toptica Photonics

»Es ist
schwierig,
Quanten-

phänomene
zu

kontrollieren.«
Winfried Hensinger,
Universität Sussex
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Aus aller Herren Länder
BOLOGNA-PROZESS Deutschlands Hochschulen sind deutlich internationaler geworden

E
s war ein ambitioniertes Ziel,
das die Bildungs- und Wissen-
schaftsminister Deutschlands,
Frankreichs, Italiens und
Großbritanniens im Sommer
1998 in Paris ausgaben:

Europas Hochschulen sollten zukünftig
eng zusammenrücken und
den wissenschaftlichen Aus-
tausch inhaltlich wie perso-
nell vorantreiben. Bereits ein
Jahr später mündete diese
Initiative in der Unterzeich-
nung der Bologna-Erklärung
durch 30 europäische Staaten
mit dem Ziel, bis zum Jahr
2010 einen gemeinsamen eu-
ropäischen Hochschulraum
zu schaffen. Inzwischen sind
48 Staaten in den sogenann-
ten Bologna-Prozess invol-
viert, der in Deutschland bis
heute kontrovers diskutiert wird.
Mit Master und Bachelor sollten vergleich-
bare Studienabschlüsse eingeführt werden,
ebenso wie ein Leistungspunkte-System
(European Credit Transfer System, ECTS).
Dadurch sollte es Europas Studierenden er-
leichtert werden, Auslandsaufenthalte in
ihr Studium zu integrieren und Abschlüsse
im Ausland zu erwerben, die in den Län-
dern auch auf dem Arbeitsmarkt anerkannt
werden.
Ende Mai trafen sich nun die Bildungs-
und Wissenschaftsminister der Bologna-
Staaten zu einer Konferenz, um über das
Erreichte und die Zukunft zu beraten.

Pünktlich zum Auftakt der Konferenz legte
die Bundesregierung ihren Bericht „zur
Umsetzung der Ziele des Bologna-Prozes-
ses 2015 bis 2018“ (19/1445) vor, der ne-
ben positiven Entwicklungen aber auch auf
handfeste Probleme hinweist.
Ganz ohne Zweifel sind Deutschlands

Hochschulen im Zuge
des Bologna-Prozesses
deutlich internationaler
geworden und erfreuen
sich bei ausländischen
Studenten wachsender
Beliebtheit. Im Winterse-
mester 2016/17 waren
insgesamt 358.895 aus-
ländische Studierende an
deutschen Hochschulen
eingeschrieben. Dies ent-
spricht einer Quote von
12,8 Prozent aller Stu-
denten. Innerhalb der

ausländischen Studenten bilden die soge-
nannten Bildungsausländer, ausländische
Studenten mit einer ausländischen Hoch-
schulzugangsberechtigung, mit 265.484
die größte Gruppe. Ihr Anteil stieg von 8,4
Prozent im Wintersemester 2013/14 auf
9,5 Prozent aller Studierender. 197.516
von ihnen waren an Universitäten und
67.968 an Fachhochschulen immatriku-
liert. Allerdings stammen bei weitem nicht
alle Bildungsausländer aus Europa. Die Eu-
ropäer bilden zwar mit 40,5 Prozent die
größte Gruppe, aber auf Platz zwei liegen
mit 40,4 Prozent annähernd gleichauf Stu-
denten aus Asien.

Aber nicht nur die Studentenschaft ist in-
ternationaler geworden, sondern auch das
forschende und lehrende Personal. So wa-
ren 2016 43.647 wissenschaftliche und
künstlerische Mitarbeiter an deutschen
Hochschulen beschäftigt – rund 5.600
mehr als drei Jahre zuvor. Dieser Steige-
rung um 15 Prozent steht lediglich ein An-
stieg von 4,25 Prozent bei allein wissen-
schaftlichen und künstlerischen Mitarbei-
tern entgegen. Rund 60 Prozent der Mitar-
beiter kommen aus Europa, gefolgt von
Asien mit 25 Prozent. Besonders hoch ist
der Anteil der Europäer mit 76 Prozent un-
ter den ausländischen Professoren.

Auslandsaufenthalt Es zieht jedoch nicht
nur eine wachsende Zahl von ausländi-
schen Studierenden nach Deutschland,
auch deutsche Studenten sammeln ver-
mehrt im Ausland Erfahrungen. Etwa 30
Prozent von ihnen haben in den höheren
Semestern bereits einen Auslandsaufent-
halt absolviert. Damit hat Deutschland das
Ziel der Bologna-Staaten, dass mindestens
20 Prozent aller Hochschulabsolventen ei-
nen mindestens dreimonatigen Studien-
oder Praktikumsaufenthalt im Ausland ab-
solviert haben sollen, übererfüllt. Eine stu-
dienbegleitende Auslandserfahrung, die
den Kriterien von Bund und Bundeslän-
dern entspricht, können sogar 36 Prozent
der deutschen Studenten vorweisen. Ange-
strebt wird von Bund und Ländern aller-
dings eine Mobilitätsquote von 50 Pro-
zent. Immerhin ist Deutschland laut Be-
richt der Bundesregierung bislang der ein-

zige Bologna-Unterzeichnerstaat, der ver-
bindlich geregelt hat, dass die Hochschu-
len jedem Studierenden die Möglichkeit ei-
nes Auslandsaufenthaltes bieten muss.

Probleme bei Anerkennung Bei der Um-
setzung des Bologna-Prozesses sieht die
Bundesregierung vor allem bei der Aner-
kennung von Studienleistungen und Studi-
enabschlüssen „nach wie vor Verbesse-
rungsbedarf“. So führen unterschiedliche
Kriterien bei der Bewertung im ECTS-
Punktesystem, mangelnde Transparenz
und Qualitätssicherung in etlichen Bolog-
na-Staaten dazu, dass Abschlüsse und Stu-
dienleistungen nicht anerkannt werden.
Besonders Sorge bereitet der Bundesregie-
rung aktuell die Einschränkung der Wis-
senschaftsfreiheit und der institutionellen
Autonomie von Hochschulen. So stelle die
politische Entwicklung in einzelnen Staa-
ten den Europäischen Hochschulraum „in
Frage“, heißt es im Regierungsbericht. Ex-
plizit werden die Verhaftung von Wissen-
schaftlern, die Diskreditierung wissen-
schaftlicher Diskurse und der Versuch, po-
litisch unliebsame Hochschulen zu schlie-
ßen. „Vielzitierte gemeinsame europäische
Werte erfahren eine inakzeptable Relativie-
rung im Lichte dieser Entwicklungen“,
schreibt die Bundesregierung. So mahnte
Bildungsministerin Anja Karliczek (CDU)
auf der Pariser Konferenz auch an, alle
Länder müssten „die Freiheit von Wissen-
schaft und Forschung garantieren und gute
Studienbedingungen an den Hochschulen
fördern“. Alexander Weinlein T

Nach den Europäern bilden Asiaten die größte Gruppe ausländischer Studenten an deutschen Hochschulen. Die meisten von ihnen kommen aus China und Indien. © picture-alliance/Ulrich Baumgarten

»Alle Länder
müssen die
Freiheit von
Wissenschaft

und Forschung
garantieren.«

Anja Karliczek (CDU),
Bundesbildungsministerin

Die Welt und das »deutsche Wesen«
KULTUR Müntefering will Washingtoner Erklärung auf koloniale Kulturgüter übertragen

Eigentlich war Michelle Müntefering
(SPD), Staatsministerin für internationale
Kultur- und Bildungspolitik im Auswärti-
gen Amt, in der vergangenen Woche in den
Kulturausschuss gekommen, um die Frak-
tionen über ihre Vorhaben in der Legisla-
turperiode zu informieren. Doch einmal
mehr war die Ausschusssitzung vor allem
von den diametralen Unterschieden im
Kulturverständnis zwischen der AfD und
den übrigen Fraktionen geprägt.
Ziel ihrer Politik sei es die Freiheit zu stär-
ken – von Kulturschaffenden, Künstlern
und Wissenschaftlern, sagte Müntefering.
Als Beispiel benannte die Staatsministerin
die 2015 ins Lebens gerufene und auch
durch das Auswärtige Amt finanzierte Phi-
lipp Schwartz-Initiative der Alexander von
Humboldt-Stiftung, die es Hochschulen
und Forschungseinrichtungen ermöglicht,
gefährdete und verfolgte Wissenschaftler
im Rahmen eines Stipendiums für 24 Mo-
nate aufzunehmen.
Müntefering betonte, dass Kultur nicht an
nationalen grenzen halt mache. Angesichts
immer komplexer werdender internationa-
ler Konflikte stehe für sie die Zusammen-
führung von Zivilgesellschaften an erster
Stelle. Es gebe aber nicht um den Export
deutscher Kultur im Sinne von „am deut-
schen Wesen soll die Welt genesen“, son-
dern um Kooperation beziehungsweise Ko-

produktion von Kultur. Dabei dürfe man
auch nicht vor „schwierigen Partnern“ im
Ausland zurückschrecken.
Als weitere Schwerpunkte benannte Mün-
tefering den Ausbau des Jugendaustausches
und die Aufarbeitung des kolonialen Erbes.
So könnten die Grundsätze der Washing-
toner Erklärung über die Rückgabe von
NS-Raubkunst in ähnlicher Form auf Kul-
turgüter übertragen werden, die während
der Kolonialzeit aus Afrika nach Deutsch-
land gebracht worden seien. In dieser Frage

werde sie eng mit Kulturstaatsministerin
Monika Grütters (CDU) zusammenarbei-
ten, die dieses Thema ebenfalls auf die
Agenda gesetzt habe.
Prinzipiell begrüßten alle Fraktionen die
von Müntefering ausgegebene Ziel, auswär-
tige Kulturpolitik im Sinne der Völkerver-
ständigung zu betreiben und als Friedens-
politik zu begreifen. Allerdings mahnte die
AfD an, deutsche Interessen und die deut-
sche Kultur müssten als Priorität gesetzt
seien. Oder halte es Müntefering mit ihrer
Parteikollegin Aydan Özoguz, die jenseits
der deutschen Sprache keine spezifisch
deutsche Kultur erkennen könne, lautete
die provokante Frage aus den Reigen der
AfD an die Staatsministerin.
Im Ausschuss stieß der AfD-Standpunkt
auf entschiedenen Widerspruch. Die deut-
sche Kultur erfreue sich weltweit großer Be-
liebtheit, entwickle sich aber eben auch im
internationalen Kontakt, hieß es aus der
CDU/CSU-Fraktion. Und die Grünen füg-
ten an: Ohne Internationalität sei die Kul-
tur „nur ein dünnes Pflänzchen“. aw T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperStaatsministerin Michelle Müntefering (SPD)
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KURZ REZENSIERT

Thea Dorn hat ihr neuestes Buch allen
Deutschen gewidmet, die „weder Rat-
tenfängern noch Wolkenkuckucks-
heimern folgen“, die sich in der aktuel-
len Diskussion über Werte und deutsche
Kultur nicht irremachen lassen wollen
und den syrischstämmigen Förster eben-
so willkommen heißen wie den urdeut-
schen. Die bekannte Romanautorin und
meinungsstarke Fernsehjournalistin, Phi-
losophin und Literaturkritikerin hatte
2011 zusammen mit Richard Wagner die
Publikation „Die deutsche Seele“ vorge-
legt: eine kulturhistorische Enzyklopädie
der Deutschen. In 64 Stichwörtern be-
schrieben die Autoren Tugenden und
Bräuche, um die deutsche Identität und
Seele zu entziffern. Ihr aktuelles Buch
hingegen ist deutlich politischer und po-
lemischer, aber auch informativ, manch-
mal witzig und einfach wunderbar ge-
schrieben.
Dorns kulturhistorische Wanderung
durch die deutsche Politik und Kultur ist
eine Antwort auf die aktuelle Radikali-
sierung der Gesellschaft und die Wieder-
kehr der „Leitkultur“-Debatte. Diesen
Begriff will die Autorin um eine „Leitzivi-
lität“ ergänzen. Zugleich fordert sie die
Deutschen auf, das „Glück der zweiten
Chance“ nicht zu verspielen. Dies seien
sie sich selbst, der Vergangenheit und
der Zukunft schuldig.
Dorn widersetzt sie sich allen Versuchen,
die Existenz einer eigenen deutschen
Kultur zu leugnen. Dazu analysiert sie
Begriffe wie Identität, Heimat, Europa
und Weltbürgertum, aber auch Nation
und Patriotismus. Dürfen „wir“ unser
Land lieben und es gar „Heimat“ nen-
nen? Warum erkennen „wir“ nicht an,
fragt Dorn, dass „der liberal verfasste,
kulturell nicht beliebige, aber dennoch
heterogene Nationalstaat – einstweilen
zumindest – das beste Gehäuse für un-
ser gemeinschaftlich-gesellschaftliches
Leben darstellt?“ Schließlich könne er
das Bedürfnis nach einer Identität befrie-
digen und zugleich Offenheit, Toleranz
und Rechtsstaatlichkeit bieten. manu T

Thea Dorn:

Deutsch, nicht
dumpf.
Ein Leitfaden für
aufgeklärte Pa-
trioten.

Knaus Verlag,
München 2018;
334 S., 24 €

Steven Levitsky und Daniel Ziblatt haben
selbst nicht daran geglaubt, je ein Buch
über die existenzielle Gefährdung der
westlichen Demokratien vorlegen zu
müssen. International bekannt wurden
die beiden Politikwissenschaftler von der
Harvard-Universität mit Publikationen
über parlamentarische Demokratien und
Autoritarismus in Lateinamerika und
Europa. Dass sie ihre Expertise jetzt aus-
gerechnet auf die USA anwenden müs-
sen, hat sie hart getroffen. Levitsky und
Ziblatt mussten in den vergangenen
zwei Jahren mitansehen, wie Politiker
Dinge sagen und tun, die bis dahin „in
den Vereinigten Staaten ohne Beispiel
waren“ und von denen sie wissen, dass
sie andernorts demokratischen Krisen
vorausgegangen sind.
Politiker behandeln ihre Konkurrenten
als Feinde, versuchen die freie Presse
einzuschüchtern und Gerichte, Nachrich-
tendienste, Polizei und Aufsichtsbehör-
den zu schwächen. In Ungarn, Polen, der
Türkei und in den USA gehen populisti-
sche Regierungen offen gegen demokra-
tische Institutionen vor. Und auch in
Österreich, Frankreich, Deutschland in
den Niederlanden könnten die „extre-
mistischen Kräfte“ bei Wahlen deutliche
Zugewinne verbuchen.
In ihrem allgemeinverständlich geschrie-
benen Buch betonen Levitsky und Ziblatt
die Rolle der Parteien und Parlamente
als wichtigste Wächter der Demokratie.
Zugleich zeigen sie, wie Populisten die
demokratischen Regierungssysteme aus-
höhlen. Demokratien seien viel zerbrech-
licher als selbst jene Bürger meinen, die
ihre Freiheitsrechte in Anspruch nehmen.
Die Menschen müssten bereits den ers-
ten Versuchen der Populisten entgegen-
treten, sollten sie die demokratischen
Leitplanken durchbrechen wollen. Wür-
den diese beiseite geräumt, weite „sich
der Bereich akzeptablen politischen Ver-
haltens“. Dies ermögliche „Worte und
Taten“, die die Demokratie nicht nur von
Innen gefährden, sondern letztlich zer-
stören. manu T

Steven Levitsky,
Daniel Ziblatt:

Wie Demokratien
sterben.
Und was wir da-
gegen tun können.

DVA,
München 2018;
336 S., 22 €



Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Sehnsucht
nach Olaf

Zu den Lehrweisheiten der kü-
chen-, kneipen- und wohnzim-
merpsychologischen Liebesthe-
rapie gehört: „Willst Du gelten,

mach‘ Dich selten!“ Quasi wie ein Dia-
mant. Insofern geriert sich Bundesfi-
nanzminister Olaf Scholz (SPD) aktuell
als Diamant der Politik. Denn er macht
sich rar – zumindest in Bundestag. Vol-
ler Sehnsucht warten dort nämlich die
Haushälter der Opposition auf ein haus-
halts- und finanzpolitisches Techtel-
mechtel mit ihm. Eifersüchtig blicken
sie auf seinen Terminkalender: Mal zeigt
sich Scholz in Brüssel beim Ecofin-Rat,
mal gar in Berlin bei einem Kongress.
Nur im schnöden Ausschusssaal im
Paul-Löbe-Haus ward er nicht gesehen.
Mehr als 80 Tage, so rechneten Opposi-
tions-Haushälter in wahrscheinlich
schlaflosen Nächten aus, ist Scholz
schon in Amt und straft sie seitdem mit
Ignoranz. Beziehung geht anders. Ein
Steinbrück, ein Schäuble – die haben als
Finanzminister die Haushälter nicht so
lange zappeln lassen, monieren sie fast
schon flehentlich. Da klingt auch ein
wenig verletzter Stolz an: Haushälter, die
quasi auf Zuruf Millionen, gar Milliar-
den bewegen, vor denen Minister nor-
malerweise zittern sollten, die lässt man
nicht so einfach sitzen. So sehr verzeh-
ren sich die Oppositionellen nach dem
Finanzminister, dass sie verzweifelt An-
träge im Ausschuss stellen, um ein Date
mit Scholz zu erzwingen.
Doch mit Union und SPD ist da nichts
zu machen. Sie wollen Scholz nicht zi-
tieren. Unverständlich ist das natürlich
nicht: Bei der Union wird der Tren-
nungsschmerz vom Finanzministerium
noch stark sein; und bei der SPD mag es
gar enttäuschte Liebe sein – denn der
neue Finanzminister wirkt dann doch
wie der alte. Sören Christian Reimer T

VOR 50 JAHREN...

Ende des
Filmboykottes
17.6.1968: ARD sendet „Irrlicht und
Feuer“ Für Filme aus DDR-Produktion
waren die Bildröhren der Bundesrepu-
blik eine Tabuzone. 1961 hatten west-
deutsche Intendanten vereinbart, keine
Geschäfte mit der staatlichen Fernseh-
sendeanstalt der DDR zu machen. Auf
keinen Fall sollte der Eindruck entste-
hen, man arrangiere sich „mit den Kom-
munisten“, hieß es von der ARD. Doch

1968 bröckelte der Boykott. Nachdem
das ZDF bereits im März das DDR-Fern-
sehspiel „Wolf unter Wölfen“ zeigte,
sendete am 17. Juni 1968 auch das Erste
Deutsche Fernsehen erstmals eine Ost-
Produktion – noch dazu aus westlicher
Feder. Zwei Jahre zuvor hatte die Defa
(das volkseigene DDR-Filmunterneh-
men Deutsche Film AG) als erstes Buch
aus der BRD den 1963 erschienenen
Bergarbeiterroman „Irrlicht und Feuer“
von Max von der Grün (1926-2005) ver-
filmt. Darin beschreibt der Arbeiter-
schriftsteller und Ex-Kumpel das schwe-
re Untertagewerk und die Arbeitsbedin-
gungen in den Zechen. Der Roman gilt
als Kritik an der Konsumgesellschaft und
den Auswüchsen des Leistungsgedan-
kens. Stoff, der nicht nur in der DDR gut
ankam. Selbst Kanzler Konrad Adenauer
(CDU) soll Kabinettsmitgliedern das
Buch empfohlen haben: „Da liest man
die Wahrheit, wie es heute in Arbeiterfa-
milien aussieht.“ Zwar hatte der NDR
schon 1964 Rechte an „Irrlicht und Feu-
er“ gekauft. Verfilmt wurde der Roman
dann aber von der Defa – unter ande-
rem im sächsischen Zwickau. Mit dem
Ergebnis war von der Grün zufrieden:
Der Drehbuchautor habe „an der Vorla-
ge nichts geändert, keine falschen Töne
komponiert“, sagte er. Benjamin Stahl T

Autor Max von der Grün in einer Auf-
nahme aus dem Jahr 1991
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LESERPOST

Zur Ausgabe 21-23 vom 22. Mai 2018,
„Koalition nicht im Gleichschritt“ auf
Seite 8:
Bundesverteidigungsministerin Ursula
von der Leyen (CDU) ist mit der Pla-
nung für den Verteidigungshaushalt
nicht zufrieden und beruft sich dabei auf
das 2-Prozent-Ziel der NATO. Dazu der
Text der Vereinbarung von Wales von
2014: „Die Bündnispartner, werden da-
rauf abzielen, sich innerhalb von zehn
Jahren auf den Richtwert von zwei Pro-
zent zuzubewegen, um ihre NATO-Fä-
higkeitenziele zu erreichen und Fähig-
keitslücken der NATO zu schließen.“
Das impliziert keine bindende Verpflich-
tung, es ist der kleinste gemeinsame
Nenner!
Das Wort „Zielkorridor“ im Koalitions-
vertrag gibt genau diese Unverbindlich-
keit wieder. Als Maßstäbe werden aber
genannt: „Diese Erhöhungen dienen der
Schließung von Fähigkeitslücken der
Bundeswehr und der Stärkung der euro-
päischen Zusammenarbeit im Verteidi-
gungsbereich wie auch gleichermaßen
der Stärkung der zivilen Instrumente der
Außenpolitik und Entwicklungszusam-
menarbeit.“ Das sollte reichen! Unsere
Regierung sollte nicht den Forderungen
von US-Präsident Trump nachgeben und
in einen Rüstungswettlauf eintreten. Die
Militärausgaben der NATO übersteigen
bereits jetzt bei weitem diejenigen von
Russland.

Wolfgang Tautz,
Güstrow

SEITENBLICKE

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 11. – 15.6.2018

Musterfeststellungsklage (Do)
Änderung des Parteiengesetzes (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

PERSONALIA

>Rudolf Kraus †
Bundestagsabgeordneter 1976-2005,
CSU
Am 18. Mai starb Rudolf Kraus im Alter von
77 Jahren. Der Baukaufmann aus Schnait-
tenbach/Kreis Amberg-Sulzbach schloss sich
1962 der CSU an, war von 1969 bis 1990
Kreisvorsitzender in München-Bogenhau-
sen, gehörte seit 1992 dem CSU-Bezirksvor-
stand Oberpfalz an und war seit 2000 Vor-
sitzender des CSU-Kreisverbands Amberg-
Sulzbach. Kraus amtierte von 1989 bis 1992
als Parlamentarischer Geschäftsführer der
CSU-Landesgruppe und war von 1992 bis
1998 Parlamentarischer Staatssekretär beim
Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung. Von 1998 bis 2005 stand er an der
Spitze des Ausschusses für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung.

>Roland Vogt †
Bundestagsabgeordneter 1983-1985,
Die Grünen
Roland Vogt starb am 20. Mai im Alter von
77 Jahren. Der Jurist und Diplom-Politologe
aus Bad Dürkheim gehörte von 1969 bis
1978 der SPD an. Bereits 1977 wurde er ei-
ner von drei Vorsitzenden des Bundesver-
bands „Bürgerinitiativen Umweltschutz“
und zählte 1979 zu den Mitbegründern der
Partei „Die Grünen“. 1981/82 war er Mit-
glied des Bundesvorstands und 1986/87
Sprecher des Landesverbands Rheinland-
Pfalz. Von 2000 bis 2003 stand Vogt an der
Spitze der Grünen in Brandenburg. Im Bun-
destag gehörte er dem Verteidigungsaus-
schuss an.

>Helmut Geiger
Bundestagsabgeordneter 1965, CSU
Am 12. Juni vollendet Helmut Geiger sein
90. Lebensjahr. Der Jurist und Diplom-Volks-
wirt trat 1949 der CSU bei, war seit 1956
Bezirksvorsitzender der Jungen Union in
Oberfranken und seit 1959 Mitglied des
Deutschlandrats der Organisation. Von 1957
bis 1959 arbeitete er als wissenschaftlicher
Assistent der CDU/CSU-Bundestagsfraktion.
Geiger rückte im Juni 1965 in den Bundes-
tag nach. Von 1972 bis 1993 amtierte er als
Präsident des Deutschen Sparkassen- und
Giroverbands.

>Eberhard Otto
Bundestagsabgeordneter 2002-2005,
FDP
Am 14. Juni wird Eberhard Otto 70 Jahre
alt. Der selbstständige Unternehmer aus
Crivitz/Kreis Ludwigslust-Parchim trat 1998
der FDP bei, war stellvertretender Vorsitzen-
der in Parchim und stellvertretender Lan-
desvorsitzender seiner Partei in Mecklen-
burg-Vorpommern. Im Bundestag engagier-
te sich Otto im Ausschuss für Verkehr, Bau-
und Wohnungswesen.

>Hans-Werner Kammer
Bundestagsabgeordneter 2005-2009,
2010-2017, CDU
Am 16. Juni wird Hans-Werner Kammer
70 Jahre alt. Der Baukaufmann aus Zetel/
Kreis Friesland trat 1974 der CDU bei und
stand von 2002 bis 2010 an deren Spitze in
Friesland. Seit 2018 ist er Vorsitzender des
CDU-Kreisverbands Wilhelmshaven. Kam-
mer, seit 1976 kommunalpolitisch engagiert
und von 1981 bis 1991 Bürgermeister der
Gemeinde Zetel, gehörte von 1980 bis 2011
dem Kreistag in Friesland an und amtierte
dort von 2001 bis 2011 als Vorsitzender der
CDU-Fraktion. Im Bundestag wirkte Kam-
mer im Innen- sowie im Verkehrsausschuss
mit. bmh T

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das
Parlament“ erscheint am 18. Juni.

Fürsprecher
der Kinder
KOMMISSION Mit der symbolischen Über-
gabe des Kiko-Adlers hat sich vergangene
Woche die Kinderkommission des Bundes-
tags (Kiko) konstituiert. Bettina Wiesmann
(CDU) erhielt das Stofftier-Maskottchen
als neue Vorsitzende der Kiko. „Dies ist ei-
ne verantwortungsvolle und schöne Aufga-
be, auf die ich mich sehr freue“, sagte
Wiesmann.Das Anliegen der Kommission,
die Kinder- und Jugendpolitik zu stärken,
betonte zur Einsetzung auch Bundesfamili-
enministerin Franziska Giffey (SPD) und
die Vorsitzende des Ausschusses für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend, Sabine
Zimmermann (Die Linke). Zu Beginn soll
sich die inzwischen 9. Kiko mit den The-
men kindgerechte Justiz sowie Digitalisie-
rung und Kindeswohl beschäftigen.
Die Kinderkommission gibt es seit 1988.
Sie ist ein Unterausschuss des Familien-
Ausschusses und vertritt die Interessen von
Kindern und Jugendlichen. Jede Fraktion
entsendet ein ordentliches Mitglied in das
Gremium. lau T

Das Arbeitsparlament live erleben
ANHÖRUNGEN Multiresistente Keime, Familiennachzug und Stuttgart 21 sind Themen

Auch in dieser Woche stehen im Bundestag
wieder zahlreiche öffentliche Anhörungen
zu Gesetzentwürfen, Anträgen und Co. auf
dem Programm. Die Gefahren multiresis-
tenter Keime werden beispielsweise am
Mittwoch, ab 11 Uhr, die Mitglieder des
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit beschäftigen. Im Rah-
men einer öffentlichen Anhörung steht ein
Grünen-Antrag (19/1159) zu dem Thema
im Fokus des Austausches mit den Sachver-
ständigen.
Der Finanzausschuss wird sich ebenfalls
am Mittwoch mit einem Gesetzentwurf der
Bundesregierung (19/2435)zur EU-Pro-
spektverordnung befassen. Beginn der öf-
fentlichen Anhörung ist um 15 Uhr.

Bereits am Montag wird es im Rechtsaus-
schuss um einen Gesetzesentwurf der Ko-
alition (19/2507) zur zivilprozessualen
Musterfeststellungsklage und einen Grü-
nen-Gesetzesentwurf zur Einführung von
Gruppenverfahren gehen. Die öffentliche
Anhörung beginnt um 15 Uhr.
Im Innenausschuss wird am Montag, ab
10 Uhr, öffentlich mit Sachverständigen
über die Änderung des Parteiengesetzes
(19/2509) debattiert. Ab 14 Uhr steht dort
die Anhörung zu Gesetzentwürfen der
Bundesregierung, der FDP sowie der Lin-
ken zum Familiennachzug (19/2438, 19/
2523, 19/2515) auf dem Programm.
Im Ausschuss für Verkehr und digitale In-
frastruktur geht es ebenfalls am Montag, ab

14.30 Uhr, um das Bahnprojekt Stuttgart
21. Anlass ist ein Antrag der Linken
(19/480) zu dem Thema.
Im Ausschuss für Arbeit und Soziales wird
am Montag, ab 13.30 Uhr, unter anderem
die Barrierefreiheit in der Privatwirtschaft
thematisiert. Die Sachverständigen sollen
zu einem Antrag der Linken (19/1342) so-
wie einem Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung (19/2072) Stellung nehmen.
Online werden diese und weitere Anhö-
rungen teils live übertragen oder lassen
sich als Aufzeichnungen abrufen:
www.bundestag.de/mediathek. Anmelde-
modalitäten für einen persönlichen Besuch
der Anhörungen sind den Ausschussweb-
seiten zu entnehmen. DP T

ORTSTERMIN: UNTERAUSSCHUSS BÜRGERSCHAFTLICHES ENGAGEMENT

»Ehrenamt ist zweites Standbein der Demokratie«
Alexander Hoffmann (CSU) ist über das Ehrenamt in die
Politik gekommen. Feuerwehr und Technisches Hilfswerk
prägten ihn einst in seiner Jugend, als aktives Mitglied
von acht Vereinen in der Heimat – vom Schriftführer bis
zum Faschingsprinzen – weiß der 43-Jährige, was es be-
deutet, ein Ehrenamt mit Leben und das Leben mit Eh-
renämtern zu füllen. Kein Wunder also, dass dem Abge-
ordneten der Vorsitz im Unterausschuss für Bürgerschaft-
liches Engagement ein Herzenswunsch war, wie er bei der
konstituierenden Sitzung vergangene Woche sagte. Dass
er zur konstituierenden Sitzung auch gleich Bundesfami-
lienministerin Franziska Giffey (SPD) begrüßen konnte,
sage viel über die Bedeutung des Unterausschusses aus,
hob der neue Vorsitzende hervor.
Die Ministerin betonte die große Rolle des Ehrenamts.
Bereits 30 Millionen Bürgerinnen und Bürger brächten
sich ehrenamtlich ein. „Das ist eine Zahl, die nicht bei al-
len im Bewusstsein ist und die auch stärker in die Bevöl-
kerung hineindringen muss, denn diese Menschen sind

Vorbilder für andere.“ In ihrem Ministerium gäbe es eine
eigene Abteilung für Demokratie und die Stärkung des
Ehrenamts. Vor allem ginge es dabei um partnerschaftli-
che Zusammenarbeit und das Zusammenführen verschie-
dener Programme: „Die Idee ist nicht, Formate für be-
stimmte Gruppen, wie etwa Geflüchtete zu machen, son-
dern Chancenpatenschaften zu schaffen, für all diejeni-
gen, die Hilfe brauchen“, sagte sie. Auch eine deutsche
„Engagement-Stiftung“ sei für 2019 in Planung. Diese sol-
le die Zusammenarbeit zwischen Bund und Bürgern stär-
ken, kündigte die Ministerin an.
Wodurch kann ehrenamtliches Engagement noch mehr
gefördert werden? Und wie kann das Thema in den parla-
mentarischen Entscheidungsprozessen verankert werden?
Darum werde es im Ausschuss genauso gehen, wie um
den zweiten Engagementbericht der Bundesregierung,
sagte der Vorsitzende mit Blick auf die kommenden Mo-
nate und Jahre. Ein besonderes Anliegen sei ihm die Fra-
ge, wie ehrenamtlich aktive Menschen die Möglichkeit

bekommen können, persönlich im Ausschuss vorzuspre-
chen. Die Beratungen des Unterausschusses sind grund-
sätzlich nicht öffentlich. In der vergangenen Wahlperiode
gab es aber einige öffentliche Termine und dies wolle
man auch beibehalten, sagte Hoffmann.
Das Gremium ist ein Unterausschuss des Ausschusses für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend. „Bürgerinnen und
Bürger engagieren sich in erheblichem Umfang für gesell-
schaftliche Belange“, sagte die Familienausschuss-Vorsit-
zende Sabine Zimmermann (Die Linke). „Unsere Aufga-
be ist es, ehrenamtliches Engagement durch förderliche
Rahmenbedingungen zu unterstützen und zu erleich-
tern.“ Neben Hoffmann amtiert Katrin Werner (Die Lin-
ke) als stellvertretende Vorsitzende des Unterausschusses.
In der vergangenen Legislaturperiode leiteten Willi Brase
(SPD) als Vorsitzender und Ingrid Pahlmann (CDU) als
stellvertretende Vorsitzende den Unterausschuss. Erstmals
wurde das Gremium im Jahr 2003 eingesetzt. Damit gibt
es ihn bereits zum fünften Mal. Lisa Brüßler T

Konstituierung abgeschlossen: Familienausschuss-Vorsitzende Sabine Zimmermann (Die Linke) und Unterausschuss-Vorsitzender Alexander Hoffmann (CSU) begrüßten dazu Bun-
desfamilienministerin Franziska Giffey (SPD, rechts) im Bundestag. © Deutscher Bundestag/Achim Melde
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Horst Seehofer, CSU, Bundesminister des Innern, für Bau und Heimat:

Familiennachzug aus
humanitären Gründen

Horst Seehofer (*1949)
Bundesminister

Wir debattieren heute
über neue Rechts-
grundlagen für den Fa-

miliennachzug bei subsidiär
Schutzberechtigten. Subsidiär
Schutzberechtigte sind Personen,
die einen eingeschränkten Schutz-
status in unserem Lande und in
der Regel nur ein befristetes Blei-
berecht haben. Seit dem Jahre
2013 bis einschließlich des Jahres
2017 gab es 265 000 Anerkennun-
gen von subsidiär Schutzberech-
tigten. Das ist der für den Famili-
ennachzug potenziell infragekom-
mende Personenkreis. Wir wer-
den, da dieser Familiennachzug
von März 2016 bis August dieses
Jahres ausgesetzt ist, ab dem 1.
August 2018 neue rechtliche
Grundlagen für den Familien-
nachzug aus humanitären Grün-
den bekommen, sofern Sie diesem
Gesetzentwurf zustimmen, und
zwar begrenzt auf 1 000 Personen
im Monat.

Ich möchte, nachdem ich ja
sehr intensiv an den Koalitionsver-
handlungen teilgenommen habe,
darauf hinweisen, dass die Zahl 1
000 nicht willkürlich gegriffen ist,
sondern dass dies eine Anlehnung
an das Relocation-Programm der
EU ist, das wir bis zum März die-
ses Jahres gegenüber Italien und
Griechenland erfüllt haben. Da
war für jedes Land die Zahl von
500 Personen vereinbart. Aus bei-
den Ländern zusammen durften
also 1 000 Personen pro Monat in
die Bundesrepublik Deutschland
einreisen, so wie in andere EU-
Länder auch. Diese Verpflichtung
ist weggefallen. An ihre Stelle
kommt nun die Zahl 1 000 beim

Familiennachzug aus humanitä-
ren Gründen für subsidiär Schutz-
berechtigte.

Es gibt auf diesen Familiennach-
zug keinen Rechtsanspruch, son-
dern im Gesetzentwurf ist eine
Reihe von humanitären Gründen
genannt, die beispielhaft, aber
nicht abschließend aufgezählt
sind. Es geht um den Familien-
nachzug der Kernfamilie. Huma-
nitäre Gründe, die zur Genehmi-
gung dieses Familiennachzuges
führen können, sind beispielswei-
se die Dauer der Trennung, min-
derjährige Kinder, Krankheit, Pfle-
gebedürftigkeit, Behinderung, und
dies immer unter besonderer Be-
rücksichtigung des Kindeswohls
und von Integrationsaspekten. Ich
glaube, wenn wir im Gesetz insbe-
sondere die humanitären und da-
mit auch die menschlichen Grün-
de aufführen, ist das eine gute
Grundlage für den Familiennach-
zug.

Es gibt auch klare gesetzliche
Regelungen, für wen der Familien-
nachzug nicht infrage kommt. Ers-
tens muss die Ehe vor der Flucht
geschlossen sein. Zweitens dürfen
keine schwerwiegenden Straftaten
begangen worden sein. Und drit-
tens darf es sich nicht um Gefähr-
der handeln. Eine vierte Regelung,
die im Gesetzentwurf, wie ich fin-
de, sehr gut verschärft wird, ist,
dass zusätzliche Anreize ausge-
schlossen werden sollen, die da-
durch entstehen, dass Minderjäh-
rige von ihren Eltern unter Ge-
fährdung des Kindeswohls auf die
gefährliche Reise vorgeschickt wer-
den. Das war in den letzten Jahren
leider Gottes Brauch. Ich wäre
dankbar, wenn das Parlament der
Bestimmung zustimmen könnte,
dass Schlepper, die Minderjährige
ausnutzen und sie allen mögli-
chen Gefahren aussetzen, um sie
hierherzubringen, künftig unter
ein schärferes Strafmaß gestellt
werden.

Meine Damen und Herren, in-
nerhalb der Regierung gab es eine
gewisse Diskussion über die Frage:
Wer vollzieht das Gesetz? Es ist ja
normalerweise das Auswärtige
Amt dafür zuständig. Es geht ja
um eine Visaerteilung. Wir haben
uns auf eine gute Kooperation ge-

einigt: Alle Aspekte, die auslands-
bezogen sind, wird das Auswärtige
Amt mit seinen Auslandsvertre-
tungen erledigen, und alle Aspek-
te, die inlandsbezogen sind, wer-
den die Ausländerbehörden in der
Bundesrepublik Deutschland erle-
digen.

Ich habe mich bereit erklärt,
dass das Bundesverwaltungsamt –
eine sehr qualifizierte Dienstleis-
tungsbehörde, übrigens für alle
Bundesministerien – für die Regie-
rung und damit auch für das Aus-
wärtige Amt verwaltungsintern,
aber verbindlich die 1 000 nach-
zugsberechtigten Personen nach
den Kriterien auswählt, die im Ge-
setz aufgeführt sind. Deshalb ist
das im Bundesverwaltungsamt gut
angesiedelt.

Meine Damen und Herren, die
Bundesrepublik Deutschland war
und ist nach wie vor Zielland ei-
ner hohen Zahl von Asylsuchen-
den. Das stellt unsere Integrations-
systeme bis auf Weiteres vor er-

hebliche Herausforderungen. Des-
halb müssen wir immer wieder
darauf achten, dass die Zahl der
Zuwanderungen im Einklang mit
der Aufnahme- und der Integrati-
onsfähigkeit unseres Landes steht.
Ich denke, die Regelung des Fami-
liennachzuges bei subsidiär
Schutzberechtigten ist ein verant-
wortungsvoller Kompromiss zwi-
schen dieser Aufnahmefähigkeit
der Bundesrepu-
blik Deutschland
einerseits und un-
seren humanitären
Verpflichtungen
andererseits, aber
auch den Interes-
sen der Schutzbe-
rechtigten.

Deshalb kann
ich Ihnen nur emp-
fehlen, diesen Ge-
setzentwurf nach der Beratung in
den Fachausschüssen anzuneh-
men.

Ich möchte die Gelegenheit hier
noch nutzen, ein wirklich drin-
gendes Problem, das auch im Zu-
sammenhang mit der Migrations-
frage steht, anzusprechen. Wir ha-
ben beim Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge eine Vielzahl
von befristeten Arbeitsverträgen.
Eine erhebliche Zahl dieser befris-
teten Arbeitsverträge ist wegen des

Verbotes der Kettenarbeitsverträge
nicht mehr zu verlängern. Des-
halb bitte ich das Parlament und
insbesondere natürlich auch unse-
ren Bundesfinanzminister um Un-
terstützung – wir sind ja in der
Schlussberatung des Haushalts im
Haushaltsausschuss –, dass wir
diese Befristung aufheben; denn
es wäre nicht ganz einfach zu er-
klären, wenn wir Mitarbeiterinnen

und Mitarbeiter, die
eingearbeitet sind
und ihr Metier be-
herrschen, jetzt ent-
lassen und Nichtan-
gelernte einstellen
müssten. Das würde
nicht nur in diesem
Amt, sondern auch
in der Öffentlichkeit
niemand verstehen.

Deshalb bitte ich
Sie alle in Ihren unterschiedlichen
Funktionen, Ihren Beitrag dafür
zu liefern, dass wir die Entfristung
dieser Stellen durchführen kön-
nen. Der Bundesfinanzminister
Olaf Scholz hat mir schon ange-
deutet, dass er dem positiv gegen-
übersteht.

Ich danke.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)
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Dr. Bernd Baumann, AfD:

Konjunkturprogramm
für arabische Großfamilien

Bernd Baumann (*1958)
Landesliste Hamburg

Seit Wochen schon gibt es
nur noch ein Thema: das
Scheitern des Bundesamtes

für Migration und Flüchtlinge.
Tausende sind illegal hereinge-
strömt, weil Frau Merkel, unsere
Kanzlerin, untätig blieb. Daher

wissen wir nichts über diese Leu-
te. Wir wissen nicht, wie sie hei-
ßen, wir wissen nicht, woher sie
kommen. Sind es wirklich Syrer,
Libanesen, Tunesier, Iraker? Wis-
sen wir das? Waren es vorher ein-
fache Angestellte, einfache Bau-
ern? Oder waren es Ganoven, is-
lamistische Gefährder, Folter-
knechte der Geheimdienste oder
gar der Bodyguard von Osama
Bin Laden höchstselbst? Wir wis-
sen es nicht. Sie wissen es nicht.
Sie prüfen es nicht. Die größten
Gefährder in diesem Land, meine
Damen und Herren, sitzen hier
auf der Regierungsbank.

Keine Behörde der Welt kann
über Nacht solche Menschenmas-
sen überprüfen, die aus ganz fer-
nen Kulturen zu uns strömen:
ohne Nachweis, ohne Zeugnis,
ohne Pass. Doch statt diesen

Wahnsinn zu stoppen, hat die Re-
gierung die Chuzpe, mit diesem
Gesetz die Schleusen noch weiter
zu öffnen. Ja, wie weit denn
noch? Das kann doch wohl nicht
wahr sein, meine Damen und
Herren.
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Fortsetzung auf nächster Seite

Dies ist eine gekürzte Version der Debatte.
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
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Deutschland
war und ist

nach wie vor
Zielland einer

hohen Zahl von
Asylsuchenden.
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Jetzt sollen sogar jene Migran-
ten ihre Familien nachholen, die
zunächst bloß für ein Jahr, also
nur subsidiär, Schutz bei uns ge-
nießen und deshalb keinen An-
spruch auf Familiennachzug ha-
ben. Zur Beruhigung der Wähler
sagen Sie, dass nur 1 000 Men-
schen im Monat kommen – bloß
1 000! –, weil, wie Sie wörtlich
sagen, nur so „die Integration ge-
lingen“ kann.

Doch gleichzei-
tig strömen über
Hintertreppen be-
reits Hunderttau-
sende per Famili-
ennachzug nach
Deutschland.

Allein im Jahr
2017 waren es 118
000. Diese berufen
sich nur auf andere
Schutzregelungen und dürfen
dann massenhaft ins Land. Wenn
aber, meine Damen und Herren,
1 000 gerade noch integrierbar
sind: Was ist denn dann mit den
über 100 000? Dann sind sie das
doch mit Sicherheit nicht. Das
zeigt doch die ganze Armseligkeit
Ihrer Argumente. Dann muss In-
tegration ja scheitern. In Paris
und Brüssel brannten die Ban-
lieues doch bereits.

Wenn sie dann zu uns kom-
men, werden wohl wieder Beam-

te geschmiert, Dolmetscher besto-
chen, Urkunden gefälscht, Sach-
bearbeiter beim BAMF durch kor-
rupte Anwälte belogen. Wer ga-
rantiert denn, dass nun die Anga-
ben zum Familienstand stim-
men? Herr Seehofer? Herr Alt-
maier? Das BAMF? Wie naiv kann
man denn sein, meine Damen
und Herren!

Sie versprechen, dass nur Klein-
familien nachzie-
hen: Vater, Mutter,
die minderjährigen
Kinder. Wie leicht
man aber die deut-
sche Politik über-
tölpeln kann, zeigt
der Fall der syri-
schen Familie Abu
K. – in großen
deutschen Zeitun-
gen war darüber zu

lesen –: Sohn Hussein reist mit
Onkel, Schwager, Nichte und
Schwester nach Deutschland. Sei-
ne Frau lässt er zurück. Sie kann
er ja später holen, über Familien-
nachzug. Stattdessen nimmt er
seine kleine Schwester mit. Denn
die ist minderjährig und kann
deshalb – anders als er – die El-
tern nachholen. Mit von der Par-
tie ist auch der Schwager. Er hat
eine der elf Schwestern von Hus-
sein geheiratet. Aber auch er hat
wieder nicht seine eigene Tochter

mitgebracht, sondern eine Nich-
te. Die Nichte kann ihre Eltern
nachholen, der Schwager seine
Frau und Kinder, und so geht es
weiter und weiter und weiter.
Durch einfache Ausnutzung des
naiven deutschen Rechts wandern
Großfamilien nach Deutschland
ein.

Meine Damen und Herren, Fa-
milie ist ja sympathisch. Dass
sich alle in der Familie wohlfüh-
len, können wir nachvollziehen.
Das ist doch nicht die Frage. Wir
verurteilen doch nicht die Flücht-
linge, sondern die Politiker hier-
zulande, die so bescheuerte Ge-
setze machen, dass jeder sie un-
terlaufen kann.

Führende Integrationsexperten
wie die Soziologin Necla Kelek
warnen – wörtlich –:

Familie heißt in orientalisch-
muslimischen Gesellschaften die
Großfamilie ... Mit dem Famili-
ennachzug importieren wir ein is-
lamisches Familiensystem, das ...
zu Parallelgesellschaften ... führt.

Experten wie Necla Kelek, die
ja, wie Sie wissen, selbst aus dem
Orient stammt und hier bei uns
studiert hat, wissen: Ihr Gesetz ist
ein Konjunkturprogramm für ara-
bische Großfamilien in Deutsch-
land, meine Damen und Herren!

Natürlich, um das ganz klar zu
sagen, sind nicht alle kriminell.

Wer würde das denn vorwerfen?
Aber fragen Sie mal Polizisten in
Berlin, in Bremen oder Duisburg
nach der Integrationsbereitschaft
arabischer Großfamilien. Da be-
herrschen sie ganze Stadtteile, ter-
rorisieren die deutsche Bevölke-
rung, erpressen Schutzgeld, kon-
trollieren Prostitution und Dro-
genhandel, kassieren dabei Hartz
IV und fahren auf Deutschlands
Straßen die dicksten Autos.

Meine Damen und Herren, Ihre
Politik gibt dem Begriff der Fami-
lienbande eine ganz neue Bedeu-
tung in Deutschland.

Aber der wichtigste Einwand
gegen Ihr Gesetz ist dies: Es ist
absurd. Denn – das muss doch je-
dem klar sein – unsere Grenzen
stehen nach wie vor jedem sperr-
angelweit offen. Will jemand sei-
ne Familie nachziehen, muss er
sie nur an die deutsche Grenze
bringen. 15 000 Menschen schaf-
fen das – Monat für Monat.

Sie machen doch seit 2015 kei-
ne echten Grenzkontrollen, las-
sen wahllos Hunderttausende ins
Land, ohne zu wissen, zu welcher
Familie jemand gehört. Ihr gan-
zer Gesetzentwurf ist eine Farce.
Merken Sie das denn gar nicht?

Und jetzt noch ein Wort zu Ih-
nen, liebe Sozialdemokraten.
Herbert Wehner, eine Legende Ih-
rer Partei, diktierte Ihnen schon

vor über 30 Jahren ins Stamm-
buch: Die Grenze der Integrati-
onsfähigkeit ist erreicht. Wenn
wir uns weiterhin einer Steuerung
des Asylproblems versagen, dann
werden wir eines Tages von unse-
ren eigenen Wählern hinwegge-
fegt. – Der stolze Sozi hatte recht.
Genau das werden Sie mit Ihrem
unverbesserlichen Willkommens-
wahn erreichen. Sind Ihnen denn
die 17 Prozent in den Umfragen
immer noch zu viel? Wollen Sie
unter die Fünfprozenthürde?
Wenn Sie unter die Fünfprozent-
hürde wollen, liebe SPD, dann
auf Wiedersehen!

Was Sie nicht verstehen: Die
deutsche Arbeiterschaft will keine
Clans, keine Parallelgesellschaf-
ten, keine Messerstecher aus Sy-
rien oder Eritrea, die obendrein
noch ihre Sozialkassen plündern,
während Deutsche im Müll nach
Plastikflaschen wühlen müssen.
So sieht’s aus in unserem Land.

Wenn Sie aber unbedingt abtre-
ten wollen, dann gehen Sie. Aber
nehmen Sie dieses idiotische Ge-
setz mit, und vor allen Dingen
gleich noch Ihre links-grün ver-
drehte sozialdemokratische Kanz-
lerin.

(Beifall bei der AfD)

Burkhardt Lischka, SPD:

Dieses Gesetz ist
ein Akt der Humanität

Burkhardt Lischka (*1965)
Landesliste Sachsen-Anhalt

Herr Kollege Baumann,
wissen Sie, wer sich in
der Flüchtlingspolitik

ausgerechnet mit dem Großmufti
von Herrn Assad berät, der zu
Terroranschlägen hier in Europa
aufruft, der hält natürlich auch
solche Reden im Deutschen Bun-
destag.

Jetzt kommen wir mal wieder
zum Kern, nämlich zu dem heuti-
gen Gesetzentwurf, den wir bera-
ten und der – ja, natürlich – ein
Kompromiss ist. Kompromisse
sind mühsam, sind manchmal

auch schmerzhaft. Häufig fehlt es
auch nicht an Kritikern. Das wird
auch die heutige Debatte zeigen.
Aber Kompromisse sind eben
auch der Kitt unserer Gesellschaft,
weil sie Dinge zusammenführen,
die uns üblicherweise trennen.
Deshalb ist das etwas ganz We-
sentliches für eine Demokratie.
Nur Populisten, meine Damen
und Herren, kennen keine Kom-
promisse, sondern haben für alles
immer Maximallösungen.

Diese Koalition aus CDU, CSU
und SPD hat jedenfalls mit dem
heute vorgelegten Gesetzentwurf
unter Beweis gestellt, dass sie zu
tragfähigen Kompromissen in der
Lage ist, auch dann, wenn ein
Thema – wie der Familiennach-
zug – so konträr, so emotional
und teilweise auch so unversöhn-
lich in der Öffentlichkeit disku-
tiert wird.

Deshalb sage ich auch den Kri-
tikern der hier vorgelegten Lö-
sung ganz deutlich: Ohne diesen
Kompromiss würden wir uns
doch noch wie am Anfang des
Jahres in den Schützengräben be-
finden, und kein Kind hätte in

den nächsten Wochen und Mona-
ten die reelle Möglichkeit, seine
Eltern wieder in die Arme zu
schließen. Deshalb werden wir
uns diesen Kompromiss auch
nicht schlechtreden lassen, meine
Damen und Herren.

Dieses Gesetz ist auf der einen
Seite ein Akt der
Humanität. Schon
deshalb, finde ich,
ist es ein gutes Ge-
setz. Es sorgt dafür,
dass Kinder wieder
zu ihren Eltern
kommen, dass
Ehegatten nicht auf
Dauer getrennt
werden. Es verwirk-
licht eigentlich das,
was überall auf der Welt gilt,
nämlich: Kinder gehören zu ihren
Eltern, genauso wie Ehefrau und
Ehemann zusammengehören.

Und ja, wir werden in den
nächsten Wochen mit denjenigen
beginnen, die es am nötigsten ha-
ben: mit den Kindern, mit Er-
krankten und mit Familien, die
besonders lange auf ein Wiederse-
hen warten. Und das ist auch gut

so, meine Damen und Herren.
Aber dieses Gesetz löst auf der
anderen Seite auch noch ein an-
deres Versprechen ein. Es sorgt
nämlich für Ordnung und Steue-
rung bei der Familienzusammen-
führung. 1 000 Menschen pro
Monat werden zusammengeführt.
Das sorgt für Planbarkeit gerade
in unseren Kommunen, die sich
um die Flüchtlinge kümmern
und für Plätze in Kindergärten
und Schulen sorgen. Jeder weiß
jetzt, wie viele kommen. Ja, 1 000
Frauen und Kinder werden ein
Land mit über 80 Millionen Ein-
wohnern nicht vor unlösbare

Aufgaben stellen.
Aber wer nun
meint, das gehe oh-
ne jegliche Plan-
barkeit, den möch-
te ich dann doch
noch einmal an
überfüllte Turnhal-
len und Zeltstädte
im Winter 2015/
2016 erinnern, als
genau diese Plan-

barkeit fehlte.
Deshalb ist es auch gut, dass es

in diesem Gesetz feste Zahlen
gibt. Das ist übrigens nicht Will-
kür, wie manche von der Opposi-
tion meinen, sondern das ist ver-
lässliche und berechenbare Poli-
tik. Ohne Steuerung und Ord-
nung ist auf Dauer eine humani-
täre Flüchtlingspolitik überhaupt
nicht denkbar.

Ich möchte bereits jetzt all den
Behörden und ihren Mitarbeitern
danken, die sich in den nächsten
Wochen und Monaten daranma-
chen werden, dieses Gesetz um-
zusetzen, den Botschaften und
Konsulaten, die für die Visaertei-
lung bei der Familienzusammen-
führung verantwortlich sind, dem
Bundesverwaltungsamt, das die
entsprechenden Auswahlentschei-
dungen trifft, den Ausländerbe-
hörden, die ihre Stellungnahmen
dazu abgeben. Ich weiß: All diese
Behörden werden engagiert ihre
Arbeit tun. Sie werden durch ihre
Arbeit übrigens dann auch dafür
sorgen, dass wir am Ende der Le-
gislaturperiode feststellen: Es gab
im Vorfeld dieses Gesetzes viel
Lärm. Aber das war viel Lärm um
nichts. Denn am Ende werden
wir die Familienzusammenfüh-
rung ruhig, geordnet und human
abgearbeitet haben. Zu diesen gut
funktionierenden Behörden ge-
hört auch – Herr Minister, da ha-
ben Sie recht – ein gut funktio-
nierendes BAMF. Insofern haben
Sie uns an Ihrer Seite, wenn es da-
rum geht, die Stellen dort zu ent-
fristen. Das ist eine Selbstver-
ständlichkeit.

Recht herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)
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Die größten
Gefährder

in diesem Land
sitzen hier

auf der
Regierungsbank.

Ohne Steuerung
und Ordnung ist
auf Dauer eine

humanitäre
Flüchtlingspolitik

nicht denkbar.
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Stephan Thomae, FDP:

Der Entwurf ist in
vielen Punkten misslungen

Stephan Thomae (*1968)
Landesliste Bayern

Herr Kollege Lischka, in ei-
nem Punkt kann man Ih-
nen nicht widersprechen:

Es gab in der Tat im Vorfeld des
heute vorliegenden Gesetzentwurfs
viel Lärm, und Sie haben auch
recht: Es war viel Lärm um nichts.
Denn das, was Sie uns vorlegen, ist
in der Tat ein sehr ernüchterndes
Resultat Ihrer Schaukämpfe, die Sie
zum Teil auf offener Bühne ausge-
tragen haben. Es gab viel Theater-
donner. Aber der von Ihnen errun-
gene Kompromiss, den Sie sehr lo-
ben, überzeugt nicht. Zum einen
ist da weiterhin das Problem der
Kontingentierung. Damit ich nicht

falsch verstanden werde: Auch die
Freien Demokraten halten es für
richtig, den Familiennachzug zu
begrenzen. Wir sind nicht für ei-
nen uneingeschränkten Familien-
nachzug. Aber es auf eine Zahl fest-
zulegen, ist und bleibt falsch. Des-
wegen bleiben wir dabei, dass ein
Sachgrund dazu gefunden werden
muss, wer Eingang finden kann,
wer die Familie nachholen kann
und wer eben nicht. Das ist doch
die richtige Lösung und nicht die
Festlegung auf eine Zahl. Deswe-
gen gab es diesen Theaterdonner,
gab es diesen Schaukampf auf offe-
ner Bühne.

1 000 pro Monat! Dann gab es
Diskussionen darüber: Heißt 1 000
pro Monat 12 000 pro Jahr – um
solche Dinge haben Sie sich hier
gezankt –, und was ist, wenn das
Kontingent in einem Monat nicht
ausgeschöpft wird? Kann es sozu-
sagen übertragen werden auf den
Folgemonat? Das waren die Pro-
bleme, mit denen Sie sich befasst
haben. Dabei ist aber das eigentli-
che Problem immer außer Betracht
geblieben: Wie wollen Sie es denn
priorisieren, Herr Minister? Das
bleibt doch das eigentliche Pro-
blem. Aktuell – Stand 31. März

2018 – liegen ungefähr 26 000 An-
träge auf Familiennachzug vor. Das
heißt, wenn Sie auf 1 000 pro Mo-
nat kontingentieren, sind schon
jetzt – je nachdem, wer in der
Amtsstube als Letzter die Nummer
zieht – bis zu über zwei Jahre War-
tezeit zu gewärtigen. Das kann bei
schweren Krankheitsfällen, bei
minderjährigen Kindern ein viel zu
langer Zeitraum sein. Das einzig
Richtige wäre, zu sagen: Wir neh-
men einen Sachgrund und schau-
en, wer ein echter Härtefall ist, und
der kann eben diesen Antrag stel-
len.

Da muss man auch gar keine
Angst haben, dass es irgendwie un-
geordnet wäre, dass man von
Nachzüglern überschwemmt wür-
de. Denn das ist doch ein geordne-
tes Verfahren: Es muss ein Antrag
gestellt werden. Der Antrag muss
bearbeitet werden. Er muss bewil-
ligt werden. Dann muss ein Visum
erteilt werden. Dann erfolgt die
Einreise. Das dauert doch ohnehin
Wochen oder gar Monate, selbst
wenn Sie es vom Bundesverwal-
tungsamt machen lassen. Da ist
doch nicht zu erwarten, dass wir
überschwemmt werden. Von daher
hätte ich gar keine Angst davor,

den Sachgrund zu wählen und
nicht diese Kunstfigur der bloßen,
in meinen Augen immer noch aus
der Luft gegriffenen Zahl.

Einen zweiten Punkt möchte ich
noch an die SPD richten. Liebe
Kolleginnen und Kollegen, Sie ha-
ben ja nun wirklich beim Thema
„Nachzug für ehemalige Gefähr-
der“ ein denkwürdiges Schauspiel
geliefert. Ich habe mich immer ge-
fragt: Wovon sprechen die eigent-
lich? Ihre Ministerin hat den Fami-
liennachzug für ehemalige Gefähr-
der in einer bestimmten Phase zur
Bedingung für die Zustimmung zu
diesem Gesetz gemacht. Sie haben
es durch das Kabinett durchgeboxt.
Das Bundeskanzleramt und die
Union haben zunächst einmal
nachgegeben, um den Koalitions-
frieden nicht noch mehr zu gefähr-
den. Und dann fordern Sie selbst
wieder die Streichung dieses Nach-
zugsrechtes für ehemalige Gefähr-
der. Dem gibt Herr Seehofer nach,
und dann feiern Sie sich dafür,
dass Sie eine Streichung für etwas
durchgesetzt haben, was Sie selbst
am Anfang gefordert haben. Das
versteht doch kein Mensch mehr
und zeigt Ihre Orientierungslosig-
keit.

Dabei läge die Lösung doch ei-
gentlich auf der Hand. Dass Ge-
fährder Familien grundsätzlich
nicht nachholen können, ist doch
völlig klar; die wollen wir ja los-
werden. Aber es kann in der Tat ei-
ne Fallgruppe geben, bei der es an-
ders ist. Jetzt komme ich zu den
ehemaligen Gefährdern, bei denen

man fragt: Was ist das eigentlich?
Ein Gefährder ist jemand, der zu-
nächst einmal noch gar keine Straf-
tat begangen hat, der aufgrund ei-
ner Prognose gefährlich erschien
und bei dem man überlegt, ob er
vielleicht eine Straftat begehen
könnte. Jetzt kann es schon mal
sein, dass man hinterher feststellt:
Da haben wir uns vertan; bei der
Prognose haben wir uns geirrt; den
gruppieren wir sozusagen wieder
aus, weil er gar nicht wirklich ge-
fährlich war. – Das wäre sozusagen
ein ehemaliger Gefährder. Dass so
jemand einen Antrag stellen kann
und dass dieser Antrag genauso zu
prüfen ist wie jeder andere auch,
leuchtet mir eigentlich ein. Deswe-
gen halten wir Ihren Entwurf wei-
terhin für in zu vielen Punkten
misslungen.

Wenn Sie es uns schon nicht
glauben – Herr Präsident, damit
komme ich zum Schluss –, dann
hören Sie auf den Normenkon-
trollrat, der in seltener Deutlichkeit
Ihren Entwurf kritisiert hat, ihm
die Praxistauglichkeit abgespro-
chen hat und erhebliche Unsicher-
heiten im Vollzug vorhersagt. Des-
wegen stellen wir Ihnen unseren
Vorschlag weiterhin zur Beratung
anheim. Wir wollen ihn mit Ihnen
konstruktiv beraten und hoffen,
dass wir in die parlamentarische
Beratung unsere Punkte einfließen
lassen können.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg.

Beatrix von Storch [AfD])
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Ulla Jelpke, Die Linke:

Familienleben
für alle Flüchtlinge

Ulla Jelpke (*1951)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Die Bundesregierung will
in der Tat heute den
Rechtsanspruch auf Fami-

liennachzug für subsidiär Schutz-
berechtigte abschaffen. Ihr Gesetz-
entwurf sieht eine Ermessensrege-
lung für höchstens 1 000 Angehö-
rige im Monat vor. Damit zwingen
Sie Zigtausende auf Jahre hinaus
in eine humanitäre Katastrophe.

Das ist schlicht und einfach grau-
sam. Die Linke fordert dagegen in
einem eigenen Gesetzentwurf, das
Recht auf ein gemeinsames Fami-
lienleben für alle Flüchtlinge un-
eingeschränkt wiederherzustellen.

Meine Damen und Herren, be-
gonnen hat alles mit Panikmache.
Eine Kostprobe haben Sie eben
von Herrn Baumann aus der rech-
ten Parallelgesellschaft der Hetzer
gehört. Der frühere Innenminister
behauptete ebenfalls, die Anzahl
der Flüchtlinge würde durch den
Familiennachzug verdoppelt oder
verdreifacht werden. Ich sage Ih-
nen hier einfach: Das ist falsch.
Richtig ist: 50 000 bis 60 000 An-
gehörige könnten kommen, wenn
ihnen der Nachzug erlaubt wäre.
Diese Zahl ergibt sich aus Statisti-
ken der Bundesregierung und bis-
herigen Erfahrungen, und sie wird
durch eine Studie des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung bestätigt.

Meine Damen und Herren, ver-
setzen Sie sich doch einfach mal
in die Lage der Betroffenen, deren
Angehörige in elenden Flücht-
lingslagern im Libanon oder in
der Türkei hausen. Kinderarbeit
anstatt Schulbesuch ist dort an der
Tagesordnung. Mädchen laufen
Gefahr, zur Prostitution gezwun-
gen zu werden. Durch Familien-
nachzug würde diesen Menschen
ein legaler und sicherer Weg er-
möglicht. Doch so werden die An-
gehörigen wieder auf lebensge-
fährliche Fluchtwege gezwungen.
Ich habe Ihnen schon im vorigen
Jahr hier das Schicksal einer syri-
schen Mutter geschildert, die beim
Versuch, zu ihrem Ehemann nach
Deutschland zu gelangen, mit ih-
ren beiden Kindern in der Ägäis
ertrank.

Meine Damen und Herren, der
Familiennachzug ist auch aus
Gründen der Integration geboten.
Solange sich Geflüchtete um ihre

Ehepartner, Kinder oder Eltern
sorgen müssen, können sie kaum
innerlich in Deutschland ankom-
men. Familiennachzug über Jahre
hinweg zu verbieten, ist Integrati-
onsverweigerung von oben und
vor allen Dingen pure Abschre-
ckungspolitik, und das muss end-
lich aufhören.

Im Grundgesetz heißt es: „Ehe
und Familie stehen unter dem be-
sonderen Schutze der staatlichen
Ordnung.“ Das gilt für alle, meine
Damen und Herren. Beschämend
ist hier das Grundverständnis der
Großen Koalition, abstoßend sind
die Forderungen Familiennachzug
nur für „Biodeutsche“ auf der
rechten Seite dieses Hauses. Die
Verweigerung des Familiennach-
zugs verstößt auch gegen die Euro-
päische Menschenrechts- und die
UN-Kinderrechtskonvention. Das
Deutsche Kinderhilfswerk warnt
daher in einem Rechtsgutachten
davor – ich zitiere –,

… die Grund- und Menschen-
rechte sehenden Auges zur Dispo-
sition zu stellen und damit in
Kauf zu nehmen, dass Menschen –
und insbesondere Kinder – in ih-
ren Rechten verletzt werden.

Meine Damen und Herren, es
ist ein Irrglaube, zu meinen, dass
subsidiär – also vorübergehend

für ein Jahr – geschützte Flüchtlin-
ge tatsächlich zurückgehen. Wir
reden hier vor allem von syrischen
Flüchtlingen, die aus Kriegsgebie-
ten kommen. Jeder hier weiß, dass
sie über Jahre hinaus nicht zu-
rückkehren können. Vor diesem
Hintergrund ist es besonders zy-
nisch, jetzt keinen Familiennach-
zug zuzulassen. Subsidiär Ge-
schützte gelten international als
Schutzberechtigte wie Flüchtlinge
nach der Genfer Flüchtlingskon-
vention. Deswegen muss man ih-
nen auch die gleichen Rechte ge-
währen. Alles andere ist schlicht-
weg Unrecht.

Die Regierungskoalition will ei-
ne Obergrenze von maximal 1
000 Nachzügen im Monat.
„Grund- und menschenrechtswid-
rig“ nannte das Deutsche Institut
für Menschenrechte eine solche
Kontingentregelung bei der Anhö-
rung vor dem Hauptausschuss des
Bundestages. Selbst bei voller Aus-
schöpfung des willkürlichen Kon-
tingents von 1 000 Nachzügen
würde es mindestens fünf Jahre
dauern – wenn man die Zeit des
Asylverfahrens dazuzählt, noch
länger –, bis sie alle ihre Familien-
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angehörigen hier nach Deutsch-
land herholen könnten.

Auch die Härtefallregelung ist
ein reines Placebo: Innerhalb von
zwei Jahren hat es gerade mal 160
Fälle gegeben, in denen Visa erteilt
wurden. Ich frage Sie: Ist nicht je-
der Familiennachzugsfall ein Här-
tefall? Oder wie wollen Sie das Le-

ben in Flüchtlingslagern und die
Trennung von engsten Angehörigen
sonst bezeichnen?

Mit unserer Kritik am unmensch-
lichen Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung wissen wir uns im Übrigen
einig mit den Kirchen, mit Wohl-
fahrtsverbänden, mit NGOs, mit
Flüchtlingsorganisationen. Es gibt

nur eine humanitäre Lösung, und
die lautet: Grund- und Menschen-
rechte dürfen nicht von der Her-
kunft abhängig gemacht werden.
Jeder Mensch hat ein Recht auf sei-
ne Familie, und das muss auch für
alle Flüchtlingsgruppen gelten.

Zum Schluss möchte ich doch
noch mal an die SPD appellieren.

Ich weiß, dass viele Abgeordnete
der SPD im Grunde genommen
diesen Entwurf ablehnen. Und ich
finde es feige, wenn Sie bei der na-
mentlichen Abstimmung am
Schluss diesem Antrag nicht Ihr
Nein entgegenbrüllen; denn das ist
wirklich geboten. Ich kann wirklich
nicht verstehen, wieso ausgerechnet

linke Sozialdemokraten einem so
schändlichen Gesetz zustimmen
möchten.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei

Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE

GRÜNEN)

Luise Amtsberg, Bündnis 90/Die Grünen:

Jede Familientrennung ist
ein besonders schwerer Fall

Luise Amtsberg (*1984)
Landesliste Schleswig-Holstein

Der Gesetzentwurf ist
schmerzhaft, aber die De-
batte hier, die ist es eben

auch. Wir haben es gerade gehört:
viel Lärm um nichts, Theater in der
Koalition. Ich meine, wir reden hier
über Menschen. Wir reden hier
zum übergroßen Teil, Herr Seeho-
fer, über syrische Flüchtlinge, die
von diesem Recht jetzt ausgeschlos-
sen sind. Wir reden vor allen Din-
gen auch über Kinder.

Wenn Sie sich hierhinstellen,
Herr Minister Seehofer, und von ei-
nem eingeschränkten Schutz spre-
chen, dann suggerieren Sie, dass
dieser Schutz von Natur aus einge-
schränkt und damit weniger wert
als der der Genfer Flüchtlingskon-
vention ist. Aber das ist mitnichten
so. Er ist eingeschränkt, weil immer
wieder an diesem Schutzstatus
rumgeschraubt und er immer wie-
der eingeschränkt wird. Er ist es
nicht von Natur aus; er gehört zum
internationalen Schutz und müsste
gleichwertig behandelt werden,
weil auch die Lebensrealitäten der
Menschen, die das betrifft, gleich-
wertig sind. Sie haben alle diesel-
ben Hintergründe, und sie haben
auch alle dieselben Herausforde-
rungen, mit denen sie hier nach ih-
rer Ankunft in Deutschland umge-
hen müssen.

Nicht nur, dass Sie mit diesem
Gesetz ein fundamentales Grund-
recht mit Füßen treten, für das wir
alle hier wirklich bis zum letzten
Atemzug kämpfen würden, wenn
es uns selbst beträfe, nämlich das
Recht darauf, mit seinen Kindern,
seinen Geschwistern oder seinem

Partner in Würde und Frieden le-
ben zu können – nicht nur das. In-
dem Sie ein Grundrecht auf 1 000
Menschen pro Monat kontingentie-
ren, verändern Sie auch den Cha-
rakter des Grundgesetzes. Sie ver-
wandeln ein zentrales Grundrecht
in ein Gnadenrecht, in ein Recht,
das eben nicht mehr universell gilt,
sondern für wenige, einige Ausnah-
men, und da gibt es überhaupt
nichts zu beschönigen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
ein Grundrecht ist erst mal nur ein
Bekenntnis, bis es in Anspruch ge-
nommen wird. Erst dann beweist
sich die Stärke eines Grundrechts
und vor allen Dingen, wie ernst es
denjenigen ist, die es verteidigen
sollten. Deshalb kommen Sie aus
dieser Nummer nicht raus, liebe
Kolleginnen und Kollegen von
Union und SPD. Mit der Einbrin-
gung dieses Gesetzes haben Sie sich
entschieden. Sie haben ein speziel-
les Grundrecht, nämlich das in Ar-
tikel 6, nach dem Ehe und Familie
unter besonderem Schutze der
staatlichen Ordnung stehen, be-
schnitten und damit die Glaubwür-
digkeit von universell geltenden
Rechten insgesamt beschädigt.

Dieses Gesetz ist nicht einfach
nur Papier. Es trägt Namen – Na-
men von so vielen Menschen, de-
nen Sie, liebe Sozialdemokraten
und liebe Union, Versprechen ge-
macht haben. Als Sie den Familien-
nachzug für subsidiär Geschützte
in der vergangenen Legislatur aus-
gesetzt haben, da hieß es gerade
aus sozialdemokratischen Kreisen,
die Gruppe der subsidiär Geschütz-
ten sei besonders klein, betreffe gar
nicht so viele Menschen, und au-
ßerdem sei es nur für zwei Jahre,
und zusätzlich gebe es auch noch
eine Härtefallregelung, die Ausnah-
men zulasse. Aber die Realität – das
wissen wir heute –, die sieht eben
ganz anders aus: Aus wenigen wur-
den viele, da immer mehr den sub-
sidiären Schutz bekamen, und die
Härtefallregelung, auf die konnten
sich in der Vergangenheit keine
hundert Menschen berufen. Und
nun gehen Sie den finalen Schritt
und schaffen dieses Grundrecht für
subsidiär Geschützte dauerhaft ab.

Es ist wirklich unfassbar, und ei-
gentlich fehlen einem die Worte;
denn wir haben große Zweifel, ob
es überhaupt gelingen kann, diesen
1 000 Menschen den Zugang zu
diesem Recht zu verschaffen.

Es gibt viel an diesem Gesetz zu
kritisieren, zum Beispiel wie Sie ei-
gentlich die Auswahl der Men-
schen, die in dieses Kontingent fal-
len sollen, treffen wollen und was
Sie eigentlich unter „besonders
schwere Fälle“ verstehen; meine
Kollegin Ulla Jelpke hat darauf hin-
gewiesen. Jede Familientrennung
ist ein besonders schwerer Fall. Ich
finde, man sollte so was klären, be-
vor man so was in ein Gesetz
schreibt.

Ihr Gesetz wird die Integration
von Menschen dauerhaft behin-

dern. Gerade gestern noch hat sich
die Organisation Ärzte ohne Gren-
zen, die weltweit für Opfer von
Kriegen und Krisen und Katastro-
phen einsteht, an den Innenaus-
schuss gewandt und auf ein Mo-
dellprojekt aufmerksam gemacht,
das sie mit einem lokalen Kranken-
haus in Schweinfurt durchführt. Sie
hat alle Flüchtlinge, die sie dort in
der Betreuung hat, nach ihren be-
sonderen Stressoren gefragt, da-
nach, was sie besonders belastet.
Der übergroße Teil sagt: Es ist die
Trennung der Familie oder die
Angst davor, von seiner Familie ge-
trennt zu werden, die mich lähmt
und mich fertigmacht – jeden Tag
aufs Neue.

Dieses Gesetz ist auch schlecht,
weil es komplett zukunftsvergessen
ist. Denn was macht es mit Kin-
dern, die ihre Eltern nicht bei sich
haben und hier leben? Was macht
es mit Eltern, die sich aufteilen
müssen – Mutter mit Sohn in der
Türkei, Vater mit Tochter hier in
Deutschland –, weil Sie den Ge-
schwisternachzug komplett versa-
gen? Und dann erwarten Sie auch

noch, dass diese Menschen mög-
lichst zügig alles vergessen, verläss-
lich am Deutschkurs teilnehmen
und gegen alle gesetzlichen Wider-
stände schnell Arbeit finden! Aber
mit welcher Perspektive denn ei-
gentlich? Was sollte denn Antrieb
sein für Eltern, die sich doch gerade
deswegen auf den Weg gemacht ha-
ben und geflohen sind, weil sie
nicht wollten, dass ihre Kinder
über Minenfelder laufen müssen,
zum Militär und in den Krieg ge-
zwungen werden oder jeden Tag in
Schutzbunkern um ihr Leben ban-
gen müssen?

Mir stockt wirklich der Atem,
wenn ich auch nur versuche, mich
in so eine Situation hineinzuverset-
zen. Das können Sie sich vielleicht
schönreden; Sie haben es heute
hier getan. Unsere Zustimmung
wird dieser Gesetzentwurf nicht be-
kommen. Das können wir schlicht-
weg mit unserem Gewissen nicht
vereinbaren.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

und bei der LINKEN)
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Dr. Stephan Harbarth, CDU/CSU:

Der Nachzug muss sich nach
Aufnahmemöglichkeiten richten

Stephan Harbarth (*1971)
Wahlkreis Rhein-Neckar

Mit dem Gesetz, das wir
heute beraten, kommt
ein politisches Ringen an

sein Ende, das uns über zwei Jahre
begleitet hat, nämlich die Frage,
wie wir den Familiennachzug zu
subsidiär Schutzberechtigten re-
geln. Wenn wir allein nach unse-
rem Herzen entscheiden könnten,
dann würden wir gerne jedem
Menschen helfen, der sich ein bes-

seres Leben wünscht, dann würden
wir gerne jeder Familie helfen, zu-
einanderzukommen. Aber es gilt
das, was der seinerzeitige Bundes-
präsident Joachim Gauck so vor-
trefflich auf den Punkt gebracht
hat: „Unser Herz ist weit. Aber un-
sere Möglichkeiten sind endlich.“
Deshalb ist dieser Gesetzentwurf
ein klassischer Kompromiss. Er ist
ein Kompromiss, der nicht die Au-
gen verschließt vor der Not man-
cher Familie, der aber zugleich un-
seren Anspruch umsetzt, Migration
zu steuern und auf ein gesellschaft-
lich akzeptiertes Maß zu begren-
zen.

Ich möchte sehr dazu raten – mir
scheint dies in der Diskussion zu
wenig Beachtung zu finden –, die
Diskussion um den Familiennach-
zug nicht nur im Rückblick auf die-
jenigen zu führen, die in Deutsch-
land sind und denen bereits subsi-
diärer Schutz zuerkannt worden ist,
sondern die Diskussion auch mit
Blick in die Zukunft zu führen, das

heißt mit Blick auf diejenigen, die
entschlossen sind, sich auf den Weg
nach Europa zu machen, und für
die sich die Frage stellt, wo sie am
besten einen Antrag stellen.

Ein unbeschränkter Familien-
nachzug zu subsidiär Schutzberech-
tigten wäre gerade für diesen Perso-
nenkreis ein ganz wesentlicher An-
reiz für eine Antragstellung in
Deutschland. Denn zahlreiche un-
serer Nachbarn haben diesen Nach-
zug zu subsidiär Schutzberechtig-
ten inzwischen eingeschränkt oder
hatten einen solchen Nachzug nie.
Deshalb würde dies die Unwuchten
in der Flüchtlingsverteilung in
Europa weiter verstärken, und ge-
nau das wollen wir nicht.

Die Große Koalition hat hart
und erfolgreich dafür gearbeitet,
den Zustrom von Migranten nach
Deutschland deutlich zu senken.
Wir wollen sicherstellen, dass die
Zahl der Flüchtlinge dauerhaft
niedrig bleibt und dass sie sich an
der Integrationskraft unseres Lan-
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des orientiert. Genau deshalb wol-
len wir nicht, dass diese Zielsetzung
konterkariert wird durch einen un-
beschränkten Nachzug, der eine
Magnetwirkung innerhalb Europas
entfaltet.

Die kommunalen Spitzenverbän-
de haben immer wieder dargelegt,
wie enorm die Belastungen für die
Kommunen durch den Familien-
nachzug zu denjenigen Schutzbe-
rechtigten bereits sind, die unter die
Bestimmungen der Genfer Flücht-
lingskonvention fallen. Sie haben
dementsprechend mehr als einmal
an den Deutschen Bundestag appel-
liert, den Nachzug zu subsidiär
Schutzberechtigten dauerhaft aus-
zusetzen, und diesem Ansinnen ver-
schließen wir uns nicht.

Für CDU und CSU muss sich der
Familiennachzug nach unseren Auf-
nahmemöglichkeiten richten. Es ist
deshalb richtig, dass bei der Aus-

wahlentscheidung künftig auch In-
tegrationsbemühungen gewürdigt
werden. Für meine Fraktion ist klar:
Leistung muss sich lohnen. Wer
sich anstrengt, wer fleißig ist, wer
Deutsch lernt, wer seinen Lebens-
unterhalt durch Arbeit sichert, wer
bereit ist, sich in dieses Land kultu-
rell zu integrieren, der muss beim
Nachzug seiner Familie besser ge-
stellt werden als derjenige, der all
dies mit Inbrunst ablehnt.

Meine Damen und Herren, erlau-
ben Sie mir, ein Wort zum viel dis-
kutierten Thema des Familiennach-
zugs für Gefährder zu sagen, das
Gegenstand eines Änderungsantrags
sein wird, auf den sich die Koaliti-
onsfraktionen bereits verständigt
haben. Die Haltung der Union war
von Anfang an klar: Es kann keinen
Familiennachzug für Gefährder ge-
ben. Wir wollen alles unternehmen,
damit Gefährder Deutschland ver-

lassen müssen. Wir werden ganz ge-
wiss gegen ihre Ausweisung nicht
noch das Hindernis einer vorherge-
henden Familienzusammenfüh-
rung auftürmen.

Bei der Ausweisung wollen wir
im Übrigen so weit gehen, dass wir
die gesetzlichen Möglichkeiten
schaffen, um sogenannten Doppel-
staatlern die deutsche Staatsange-
hörigkeit zu entziehen. Der Staat
muss hier mit aller Konsequenz
vorgehen. Wer sich in einem sol-
chen Ausmaß gegen die Werte unse-
rer freiheitlich-demokratischen
Grundordnung gestellt hat, dass er
im Ausland für eine Terrororganisa-
tion kämpft, dem muss klar sein,
dass es keinen Weg zurück nach
Deutschland geben kann bzw. dass
er seinen Platz in der deutschen Ge-
sellschaft verwirkt hat.

Daher ist der Verlust der deut-
schen Staatsangehörigkeit bei Deut-

schen mit mehreren Staatsangehö-
rigkeiten, die im Ausland für eine
terroristische Vereinigung kämpfen
und gekämpft haben, wichtig und
im Koalitionsvertrag verankert. Bei
Gefährdern geht es uns nicht da-
rum, sie in unser Land zu integrie-
ren, es geht uns nicht um Familien-
nachzug, sondern es geht uns da-
rum, sie im weitest möglichen Um-
fang und so schnell wie möglich
aus unserem Land herauszubekom-
men.

Meine Damen und Herren, in ei-
ner humanitären Ausnahmesituati-
on hat Deutschland im Herbst 2015
mehr Flüchtlinge aufgenommen als
der Rest Europas zusammen. Wir
haben es geschafft, durch eine Viel-
zahl von Maßnahmen den Zustrom
in der Zeit danach massiv zu redu-
zieren. Wir wollen, dass dies dauer-
haft so bleibt, und uns an der Inte-
grationsfähigkeit unseres Landes

orientieren. Bei den vielen Schrit-
ten, die wir ergriffen haben, ist der-
jenige, um den es heute geht, ein
ganz wichtiger. Er ist ein ganz wich-
tiger Baustein in unserem Bemü-
hen, Migration zu steuern und auf
ein Maß zu reduzieren, das gesell-
schaftlich akzeptiert wird. Deshalb
werden wir dieses parlamentarische
Verfahren nun mit großer Ent-
schlossenheit vorantreiben.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des

Abg. Burkhard Lischka [SPD])

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen zudem die Abgeord-
neten Sönke Rix (SPD), Linda Teuteberg
(FDP), Dr. Frauke Petry (fraktionslos)
und Alexander Throm (CDU/CSU).

Debatte zum Haushaltsuntreue-Gesetz / 36. Sitzung des 19. Deutschen Bundestages am 7. Juni 2018

Roman Johannes Reusch, AfD:

Keine geeignete Strafvorschrift
für Steuergeldverschwendung

Roman Johannes Reusch (1954)
Landesliste Brandenburg

Landauf, landab veröffentli-
chen die Rechnungshöfe all-
jährlich Erschreckendes,

nämlich ein riesiges Ausmaß an
Steuergeldverschwendung. Der
Steuerzahlerbund veröffentlicht
Schwarzbücher. Landauf, landab
fragen die, denen das Geld vorher
abgenommen wurde – vulgo auch
Steuerbürger genannt –, wieso das
eigentlich möglich ist und wieso
die nicht zur Verantwortung gezo-
gen werden, die solche Riesensum-
men falsch verwenden, verschleu-
dern.

Das hat sicherlich viele Ursa-
chen. Eine wesentliche ist aller-
dings: Wir haben gar keine geeig-
nete Strafvorschrift für Steuergeld-
verschwendung. Es wird immer

wieder die Untreue im Sinne des
§ 266 StGB angewandt. Blöderwei-
se ist die durch die Rechtsprechung
des BGH so weit eingeschränkt,
dass sie auf Fälle der Steuergeldver-
schwendung kaum mehr anwend-
bar ist, nur noch im Ausnahmefall.
Dies hat in einem Gutachten Pro-
fessor Schünemann, einer der be-
deutenden Strafrechtslehrer dieses
Landes, 2011 für den Steuerzahler-
bund anhand von Fallbeispielen
ausführlich und überzeugend dar-
gelegt. Wir haben also die Situati-
on, dass wir auf der einen Seite ei-
ne scharfe Verfolgung von Men-
schen haben, die sich ihren Steuer-
pflichten entziehen. Wir haben auf
der anderen Seite im Wesentlichen
eine Carte blanche für diejenigen,
die diese Steuergelder sinnlos ver-
pulvern. Das kann so nicht blei-
ben.

Professor Schünemann hat in
dem Gutachten dankenswerterwei-
se nicht nur das Problem aufge-
zeigt, sondern auch einen Lö-
sungsvorschlag unterbreitet, den
wir uns zu eigen gemacht haben.

Die Lösung ist wegen der Unge-
eignetheit des bestehenden Tatbe-
stands gemäß § 266 StGB die
Schaffung eines eigenen Tatbestan-
des der Steuergeldverschwendung
oder Haushaltsuntreue.

Dies setzt an zwei Blöcken von

Verhaltensweisen an. Zum einen
gibt es das Haushaltsgrundsätzege-
setz. Darin sind Grundsätze gesetz-
lich normiert, die für Bund und
Länder gelten. Sie sind verpflich-
tend für alle, die mit Haushalts-
mitteln umgehen. Bedauerlicher-
weise ist seinerzeit vergessen wor-
den, die Zuwiderhandlung gegen
solche Grundsätze zu ahnden. Es
bleibt also ohne Konsequenzen,
wenn man dieses Gesetz und die
mit ihm verbundenen Pflichten in
den Wind schreibt. Deswegen
schlagen wir vor, schon die vor-
sätzliche Verletzung wesentlicher
Pflichten des Haushaltsgrundsätze-
gesetzes unter Strafe zu stellen. Na-
türlich werden diese Pflichten in
unserem Gesetzentwurf definiert.

Zweitens muss die reine Ver-
schwendung – das offensichtliche
Missverhältnis zwischen Leistung
und Gegenleistung zum Beispiel –
unter Strafe gestellt werden. Das
gilt auch für Maßnahmen, die da-
zu führen, dass zum Beispiel der
kommunale Leistungsträger nahe-
zu pleite ist und auf Jahre in seiner
Handlungsfähigkeit beschränkt ist.
Auch diese Fälle sind vorgekom-
men. Dies muss auch auf kommu-
nale Entscheidungsträger ausge-
dehnt werden. Einen entsprechen-
den Absatz finden Sie im vorlie-
genden Gesetzentwurf.

Damit hätten wir immerhin ein
materielles Recht, das eine effizien-
te Verfolgung ermöglichen würde.
Damit das funktioniert, brauchen
wir auch verfahrensrechtliche
Maßnahmen. Die Rechnungshöfe
und andere Prüfstellen erstellen ih-
re Berichte. Wir müssen sie ver-
pflichten, wenn sie einen Anfangs-
verdacht auf eine solche Straftat
haben, dies bei der Staatsanwalt-
schaft anzuzeigen. Die Staatsan-
waltschaften wären dadurch ein
Stück weit entlastet, weil sie eine
bereits wohl vorbereitete Strafan-
zeige bekommen, von Fachleuten
erstellt und nicht von irgendje-
mandem, der sich nur so etwas
denkt.

Um die Sache zu vervollkomm-
nen und um Staatsanwaltschaften
die nötige Motivation zu geben –
so sie denn fehlen sollte, so etwas
zu verfolgen –, müssen sie das for-
melle Beschwerderecht nach § 172
StPO bekommen. Das heißt, sie
müssen vor Gericht die Anklageer-
hebung erzwingen können. Stellen
Sie sich die Hierarchie in einem
Bundesland vor. Wenn dann gegen
einen Bundesminister ermittelt
wird, dann ist das für eine Staats-
anwaltschaft gar nicht so einfach,
gegen einen solch hochrangigen
Politiker Anklage zu erheben.
Wenn man das vor Gericht erzwin-
gen kann, sieht die Sache völlig
anders aus.

Wir brauchen gleichfalls einen
Tatbestand der Unterlassung von
öffentlichen Ausschreibungen,
wenn sie ohne Not unterbleibt.
Hierfür schlagen wir die Einfüh-
rung einer Ordnungswidrigkeit mit
einer Geldbuße bis zu 100 000

Euro vor.
Mit dem materiellen zusammen

mit dem verfahrensrechtlichen Teil
haben wir ein durchaus scharfes
Instrument. Auf diese Weise könn-
ten wir – da wetten wir – Milliar-
den Euro sparen, jedes Jahr. Dieje-
nigen, die zum Thema Steuergeld-
verschwendung arbeiten, sagen,
dass das so viel ausmacht.

An dieser Stelle kommt norma-
lerweise der Spruch: „Ich freue
mich auf eine angeregte Diskussi-
on im Ausschuss.“ Tja, wir alle wis-
sen, da wird nicht viel bei herum-
kommen; denn Anträge der AfD
werden üblicherweise nicht ernst-
haft diskutiert, sondern schlank
abgelehnt. Das wird auch diesem
Antrag passieren. Umso gespannter
bin ich darauf, was sich die mir
nachfolgenden Redner einfallen
lassen, um zu begründen, weshalb
man das alles nicht braucht. Gerne
genommen wird an dieser Stelle
immer der handwerkliche Fehler.
Vorsicht Falle! Wir sind nicht in
der dritten Lesung, sondern in der
ersten. Handwerkliche Fehler
könnte man im Ausschuss ohne
Weiteres noch ausbügeln. Man
könnte Änderungsanträge stellen
usw. Sie können natürlich auch sa-
gen: Das stimmt alles nicht, wir le-
ben sowieso in der besten aller
denkbaren Welten, und da gibt es
so etwas überhaupt nicht; Steuer-
geldverschwendung in nennens-
wertem Maß findet in diesem Land
nicht statt. – Ich bin gespannt, was
Sie sich einfallen lassen. Jedenfalls:
Wir sehen uns im Ausschuss.

(Beifall bei der AfD)
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Dr. Jan-Marco Luczak, CDU/CSU:

Beeinträchtigung
der Entscheidungskultur

Jan-Marco Luczak (*1975)
WK Berlin-Tempelhof-Schöneberg

Ich muss mich am Anfang mei-
ner Rede outen. Ich weiß
nicht, wer von Ihnen die NDR-

Sendung „Extra 3“ kennt. Da gibt
es immer eine Rubrik, die sich
„Der Irrsinn der Woche“ nennt.
Da werden Fälle von krassen Ver-
waltungsfehlentscheidungen und
skurrilem Vorgehen von Behörden
dargestellt. Das sind alles Fälle,
bei denen man wirklich nur den
Kopf schütteln kann. Das sind
wirklich Fälle, in denen viel Steu-
ergeld ausgegeben wird und die
nützliche Verwendung zumindest
auf den ersten Blick nicht klar er-
kennbar ist. Es ist natürlich völlig
klar: In all diesen Fällen wurde
Steuergeld verschwendet. Man
muss fragen: Wurde das Geld der

Menschen in unserem Land sinn-
voll und zielgerichtet eingesetzt?
Es ist auch ganz klar, dass solche
Fälle kritisiert werden müssen und
Folgen haben müssen; denn nie-
mand kann Steuerverschwendung
gutheißen.

Die Frage, die sich jetzt aller-
dings stellt, ist: Brauchen wir da-
für einen neuen Straftatbestand?
Besteht wirklich eine Lücke bei
den Sanktionen? Die AfD tut hier
so, als ob es überhaupt keine
Schranken, keine Sanktionen ge-
ben würde. Dazu muss man ganz
klar sagen: Das stimmt natürlich
so nicht. Es gibt nicht nur das Dis-
ziplinarrecht, das greift, wenn je-
mand gegen das Haushaltsrecht
verstößt. Das ist für die Beamten
oftmals ein sehr, sehr scharfes
Schwert. Es gibt Amtshaftungsan-
sprüche, es gibt die korrektiven In-
stitutionen wie den Bund der
Steuerzahler, den Bundesrech-
nungshof und nicht zuletzt die
Öffentlichkeit, die Medien, die an
diesen Stellen auch sehr genau
hinschauen.

Natürlich gibt es auch das Straf-
recht; Herr Reusch, Sie haben es
angesprochen. Es gibt § 266 StGB,
der die Haushaltsuntreue schon
heute unter Strafe stellt. Sie tun
nun so, als ob der BGH mit seiner
„Bugwellenentscheidung“ quasi

einen rechtsfreien Raum geschaf-
fen hätte, als hätte er einen Frei-
brief – Sie haben selber „Carte
blanche“ gesagt – für die Ver-
schwendung öffentlicher Gelder
ausgestellt. Das ist natürlich nicht
so. Die wesentlichen Fallgestaltun-
gen sind selbstverständlich heute
schon – das ist unstreitig; das be-
streitet auch Herr Schünemann
nicht – von § 266 StGB erfasst.
Wenn also Mittel der öffentlichen
Hand, wenn Steuergelder ver-
schwendet werden, wenn sie
zweckentfremdet werden, wenn
keine adäquate Gegenleistung ge-
geben ist, dann ist das auch heute
schon strafbar.

Das Einzige, was richtig ist, ist:
Es braucht für diese Strafbarkeit
immer einen konkreten Vermö-
gensnachteil, und das kann im
Einzelfall durchaus schwierig zu
bestimmen sein. Das ist gar keine
Frage. Was Sie uns hier vorschla-
gen, ist aber, auf dieses Erfordernis
vollkommen zu verzichten. Sie sa-
gen: Auch ein reiner Verstoß gegen
das Haushaltsrecht, gegen Grund-
sätze der Haushaltsführung soll
strafwürdig sein. – Ich finde, da-
hinter muss man ein Fragezeichen
setzen. Ich finde, hier ist das Straf-
recht nicht der richtige Weg, und
zwar nicht nur, weil das Strafrecht
immer die Ultima Ratio sein

muss. Man muss sich immer fra-
gen: Gibt es andere, vielleicht bes-
sere Wege als das Strafrecht? Ich
finde, wir müssen uns aber auch
einmal fragen: Was bewirkt ein
solcher Strafrechtsfokus? Damit
werden Fehlentscheidungen kri-
minalisiert. Es droht eine Haftstra-
fe von bis zu fünf Jahren. Man
muss sich immer vor Augen hal-
ten: Das, was Professor Schüne-
mann vorschlägt – ihn und sein
Werk in allen Ehren –, was Sie von
ihm abgeschrieben haben, ist in
ganz zentralen Fragen abgestellt
auf Wertungsfragen: ob tatsächlich
ein offensichtliches Missverhältnis
besteht, ob viele andere Tatbe-
standsmerkmale erfüllt sind. Am
Ende hätten wir also eine hohe
Rechtsunsicherheit bei den Ent-
scheidern und ein wirklich unkal-
kulierbares Strafbarkeitsrisiko für
Amtsträger.

Ich befürchte, die Folge wird
sein, dass die Entscheidungskultur
in der öffentlichen Verwaltung da-
durch massiv beeinträchtigt wird.
Es wird doch kein Amtsträger,
kein im öffentlichen Dienst Be-
schäftigter in Zukunft mehr Vor-
haben unterschreiben oder Anträ-
ge bewilligen, wenn über ihm das
Damoklesschwert einer drohen-
den Haftstrafe schwebt. Gerade
Entscheidungen in großen, kom-
plexen Bauvorhaben im Rahmen
innovativer Projekte, die wir alle
für ein modernes, zukunftsorien-
tiertes Deutschland brauchen,
werden dann gar nicht mehr oder
nur noch dann gefällt, wenn jedes
ach so kleine Restrisiko ausge-
räumt ist. Die Folge ist: Die Ent-
scheidungen dauern länger, die

Projekte verzögern sich, sie wer-
den teurer. Das ist unter dem
Strich alles kontraproduktiv, mei-
ne Damen und Herren. Wer also
eine schnelle und effiziente Ver-
waltung haben will, die auch ein-
mal etwas Neues ausprobiert, in-
novative Wege geht und nicht je-
des produktive Risiko scheut, der
darf Amtsträger nicht, wie hier
vorgeschlagen, kriminalisieren.

Meine Damen und Herren, ge-
statten Sie mir eine Schlussbemer-
kung. Mit diesem Gesetzentwurf
haben Sie von der AfD Ihrem Ruf
als Populisten, wie ich finde, wie-
der einmal alle Ehre gemacht. Das
ist viel Tamtam und wenig Sub-
stanz, trotz Herrn Schünemann.
Darauf können Sie am Ende die-
ser Debatte ja anstoßen. Vorzugs-
weise schlürfen Sie ja, wie wir le-
sen, Champagner. Ich glaube, es
waren 234 Flaschen dieses edlen
Tropfens, die Sie im Europäischen
Parlament auf Kosten der europäi-
schen Steuerzahler getrunken ha-
ben. Auch hier im Bundestag war
es ja Ihre Fraktion, die uns in ganz
vorbildlicher Weise vorgeführt
hat, wie man Steuergelder sinnvoll
einsetzt, nämlich indem Sie für 10
000 Euro eine Schnittchenparty
gefeiert haben. Meine Damen und
Herren, die Abgeordneten der AfD
sind wirklich Profis in Sachen
Haushaltsuntreue und Profis in
Sachen Steuerverschwendung.
Aber Ihrem Gesetzentwurf werden
wir deswegen noch lange nicht zu-
stimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

SPD)
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Dr. Stefan Ruppert, FDP:

Misstrauensantrag gegen die
gesamte öffentliche Verwaltung

Stefan Ruppert (*1971)
Landesliste Hessen

Es mussten acht Monate ver-
gehen, damit ich meine per-
sönliche Premiere erleben

konnte: einen Antrag der AfD, mit
dem ich mich sachlich auseinan-
dersetzen kann und von dem ich
finde, dass zumindest einige Ideen

darin enthalten sind, die in die
richtige Stoßrichtung gehen, und
zwar insofern, als man sagt, dass
Haushaltsgelder sachgemäß ver-
wandt werden müssen und nicht
in irgendeiner Form sachentfrem-
det werden dürfen. Sie haben es
also vermocht, nach acht Monaten
einen Gesetzentwurf vorzulegen,
dem ich zwar nicht folgen kann,
von dem ich aber finde, dass er ei-
nen Gedanken enthält, bei dem es
sich lohnt, sich inhaltlich sehr in-
tensiv mit ihm auseinanderzuset-
zen.

Wer hat das bewirkt? Ich zitiere
Ihren Redner Reusch, der in der
Pressekonferenz gesagt hat:

Das ist nichts, was sich diese
Halbnazis bei der AfD ausgedacht
haben, sondern ein respektabler
Strafrechtsprofessor.

Es waren also nicht Sie, die die-

sen Gesetzentwurf erarbeitet ha-
ben, sondern Sie haben ihn von
einem veritablen Strafrechtspro-
fessor abgeschrieben. Leider ha-
ben Sie die notwendige Transfer-
leistung, nämlich
eine einzelne
Norm in einen Ge-
samtkontext zu
überführen, nicht
erbringen können.
Insofern ist das ein
Solitär, der im
Strafrecht so nicht
funktionieren
kann.

Lassen Sie mich
auf den Gedanken eingehen, dass
wir keine strafrechtliche Lösung
haben. Man kann sich mit der
Entscheidung des BGH aus dem
Jahr 1997 in der Tat kritisch ausei-
nandersetzen, weil der geforderte

Vermögensschaden die strafbaren
Handlungen massiv einschränkt.
Da kann man sich schon die Frage
stellen: Ist das nicht zu weitge-
hend? Aber dass Sie dann einen
Gesetzentwurf vorlegen, der die
Rechtsstellung des gesamten Bun-
desrechnungshofes fundamental
verändert und dies gegen dessen
Willen tut, ohne mit den Leuten
gesprochen zu haben, dass Sie sa-
gen: „Wir machen den Bundes-
rechnungshof zu einer Art Frei-
zeichnungs-, Ermittlungs- und fast

auch Anklagebehör-
de“, gegen deren
Willen, das zeigt
einmal mehr: Es
geht Ihnen nicht
um Sacharbeit und
darum, einen vali-
den Gesetzentwurf
zu präsentieren,
sondern darum, ei-
nen Effekt zu erzie-
len.

Sie weiten den Amtsträgerbegriff
aus. Sie sagen also: Strafbar soll
auch derjenige handeln, der im
Grünflächenamt nicht genau
wusste, ob er eine Leistung voll-
bringt, die im Sinne des Haus-

haltsrechts ist oder nicht. Der eh-
renamtliche Ortsbürgermeister,
der Ortsbeiratsvorsitzende, all die-
se Menschen sollen durch diese
Vorschrift, durch die Ausweitung
des Amtsträgerbegriffes, von Ihnen
kriminalisiert werden. Das ist
nicht nur ein Misstrauensantrag
gegen die gesamte öffentliche Ver-
waltung, sondern auch eine straf-
rechtliche Ausweitung, die in die-
sem Ausmaß unverantwortlich
und gegen jedes Ehrenamt gerich-
tet ist.

Wen wollen Sie eigentlich noch
dafür gewinnen, eine ehrenamtli-
che Aufgabe zu übernehmen,
wenn Sie ihnen gleich androhen:
„Wenn du keinen Anwalt dabei
hast, dann kann es sein, dass du
dabei am Ende im Gefängnis lan-
dest“? Einen solchen Ehrenamts-
begriff kann man schlicht nicht
fördern.

Auch diese Frage stellt sich: Was
passiert am Ende haushaltsrecht-
lich? Es wird eine Flucht ins Unge-
fähre geben. Die Haushaltstitel
werden immer wachsweicher for-
muliert werden, weil sie damit na-
türlich strafrechtliche Konsequen-
zen vermeiden können. Das schar-
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Ende haushalts-

rechtlich?
Es wird eine

Flucht ins Un-
gefähre geben.
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fe Schwert des Strafrechts ist aus
meiner Sicht an dieser Stelle nicht
richtig am Platz.

Die Idee, zu sagen: „Wir wollen
haushaltsrechtliche Systematiken
einführen, um eine Mittelverwen-
dung im Sinne des Gesetzgebers
oder des Haushaltsgesetzgebers zu
ermöglichen“, verdient sehr wohl
Respekt. Hier müssten wir auch

weiter darüber nachdenken, wie es
uns gelingt, Steuerverschwendung
und die Verschwendung von öffent-
lichen Geldern besser zu ahnden
und schärfer dagegen vorzugehen.

Am Ende will ich noch sagen,
dass Ihr Gesetzentwurf den Rech-
nungshof – das habe ich eben
schon mal angedeutet – in einer
Form umgestalten würde, dass ich

sagen muss: Das halte ich für unver-
antwortlich.

Sie sagen, es gebe eine Art Frei-
zeichnungsstelle – das ist ja in dem
Gesetzentwurf vorgesehen –, sodass
man im Vorhinein freizeichnen
kann, welche Verwendung sachge-
recht ist. Das verändert das Verhält-
nis von öffentlichen Amtsträgern
und Rechnungshof in einer Art und

Weise, dass wir zu einer Art Sklaven
dieser Behörde werden sollen. Ich
finde, das ist aus keiner Perspektive
sachangemessen.

Insgesamt hat sich Herr Schüne-
mann als respektabler Strafrechts-
professor nicht wehren können. Er
hätte diesen Gesetzentwurf nämlich
wesentlich besser in die bestehen-
den Systematiken eingearbeitet. Es

bleibt das richtige Anliegen, Haus-
haltsgeld ordnungsgemäß zu ver-
wenden. Ihr Antrag ist aber leider
wieder ein untauglicher Versuch,
dies zu erreichen.

Ich danke Ihnen für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)

Sonja Amalie Steffen, SPD:

Bestehendes Straftrecht greift
bereits bei Verschwendung

Sonja Amalie Steffen (*1963)
Landesliste Mecklenburg-Vorpommern

Die AfD möchte mit einem
neuen Straftatbestand die
Haushaltsuntreue unter

Strafe stellen und die ordnungsge-
mäße Verwendung öffentlicher
Mittel sicherstellen. – Das alles
klingt ja erst einmal recht vernünf-
tig. Aber ein Blick in Ihren Gesetz-
entwurf zeigt, dass Ihre Analyse
der jetzigen Rechtssituation
schlechtweg falsch ist.

In Ihrer Begründung lese ich:
Das Bedürfnis nach einer kor-

rekten Bewirtschaftung der Staats-
ausgaben ist in der gegenwärtigen
Situation zu einer Überlebensfrage
der Staatsfinanzen geworden.

Das Überleben der Staatsfinan-
zen: Damit scheint also viel auf
dem Spiel zu stehen. Sie behaup-
ten nämlich, der Bundesgerichts-
hof habe die „strafrechtliche Sank-
tionierung der Haushaltsuntreue“
durch die sogenannte Bugwellen-
entscheidung aus dem Jahr 1997
aufgehoben. Seitdem gehe es in
Deutschland schlicht rechtlos zu.
Das, Kolleginnen und Kollegen
von der AfD, ist falsch.

Meine Vorredner haben noch
nicht erwähnt, um was es bei der
Bugwellenentscheidung geht. Viel-
leicht auch für die Gäste auf der
Tribüne: Es handelt sich um eine
Entscheidung des BGH aus dem
Jahr 1997. Angeklagt waren da-
mals der Intendant und der Ver-
waltungsdirektor des Staatsthea-
ters Stuttgart.

Was ist da passiert? Im Novem-
ber 1990 hatten sie den Haushalt
des Staatstheaters um 5,4 Millio-

nen D Mark – damals noch –
überschritten. Das ist eine ganze
Menge, aber man muss auch wis-
sen: Der Generalintendant hatte
damals, im November 1990, not-
wendige Zahlungen angewiesen,
obwohl die Mittel erschöpft wa-
ren.

Natürlich geht so etwas nicht,
aber das Gericht hat damals zu-
treffenderweise festgestellt, dass ei-
ne Haushaltsüberschreitung bei
zweckmäßigem Mitteleinsatz
nicht den Straftatbestand der Un-
treue erfüllt. Punkt! Es hat also
keineswegs die Haushaltsuntreue
aufgehoben. Es hat festgestellt –
ich sage es jetzt noch einmal –,
dass eine Haushaltsüberschreitung
bei zweckmäßigem Mitteleinsatz
nicht den Straftatbestand der Un-
treue erfüllt. Es ist also falsch, dass
Untreue zulasten der öffentlichen
Hand nicht mehr strafbar ist. Es
gibt bis zum heutigen Tag in die-
sem Zusammenhang Prozesse und
Verurteilungen, weil es bedauerli-
cherweise immer schwarze Schafe
gibt.

Selbstverständlich dürfen Amts-
träger keine schwarzen Kassen mit
öffentlichem Geld anlegen. Das
wird wegen Untreue bestraft.
Selbstverständlich ist es strafbare
Untreue, wenn Amtsträger Forde-
rungen der öffentlichen Hand be-
wusst nicht eintreiben. Ich will
mich jetzt hier nicht mit weiteren
Beispielen über die Zeit retten.
Wir haben bereits ausreichende
strafrechtliche Sanktionsmöglich-
keiten.

Ihr Gesetzentwurf unterstellt,
dass sich der Gesetzgeber bei dem
rechtswidrigen Umgang mit öf-
fentlichen Geldern einen schlan-
ken Fuß macht. Das ist polemisch.
Das ist billige und verlogene Stim-
mungsmache. Und vor allem: Es
stimmt nicht.

Natürlich muss der Staat darauf
achten, dass Haushaltsregeln ein-
gehalten werden. Er muss Ver-
schwendung entgegenwirken.
Aber wir haben bislang schon
wirksame Mittel, mit denen an
dieser Stelle angesetzt und geprüft
wird. Es gibt Grundsätze wie das

Vieraugenprinzip, das in der öf-
fentlichen Buchhaltung umgesetzt
werden muss. Es gibt Kontrollin-
stanzen, beispielsweise im Rah-
men der Kommunalaufsicht. Es
gibt die Rechnungshöfe des Bun-
des und der Länder mit weitrei-
chenden Kontrollbefugnissen.
Wenn ich allein an unseren Bun-
desrechnungshof denke – das sage
ich auch aus der Sicht einer Haus-
hälterin –, dann muss ich feststel-
len, dass hier eine solide und
wichtige, kritische und vor allem
neutrale Arbeit geleistet wird. Ihr
Vorschlag geht auch hier in die fal-
sche Richtung. Bei rechtswidrigem
Umgang mit öffentlichem Geld
greift das bereits bestehende Straf-
recht.

Noch zwei weitere Bemerkun-
gen zu Ihrem vorliegenden Ge-
setzentwurf. Sie schlagen vor, dass
auch Mitglieder der kommunalen
Vertretung wegen Haushaltsun-

treue bestraft werden können, also
auch Stadtverordnete und Ge-
meinderäte. Ich halte das für ver-
fehlt, sowohl politisch als auch
rechtlich. Die Kommunalparla-
mente sind doch diejenigen, die
den Haushalt beschließen. Sie
führen ihn nicht aus. Erst wenn
der beschlossene Haushalt vor-
liegt, dann könnte die Verwaltung
– zumindest theoretisch – gegen
diesen Haushalt handeln. Will die
AfD jetzt die gewählten Menschen
in den Kommunalparlamenten
bestrafen, weil sie ihrer Meinung
nach die Haushaltstitel im Haus-
halt vielleicht zu großzügig befül-
len?

Mehr noch: In Ihrem Gesetzent-
wurf, Kolleginnen und Kollegen
von der AfD, schieben Sie politi-
schen Entscheidungsträgern auf
allen Ebenen den Schwarzen Peter
des potenziellen Korruptionsver-
dachts in die Schuhe. Das geht so
nicht. Wer soll sich denn dann
noch zu einem Ehrenamt bereit
erklären, wenn er bei jeder Ent-
scheidung damit rechnen muss,
mit einem Bein im Gefängnis zu
stehen?

Als letzte Bemerkung: Sie haben
vorgeschlagen, im Haushalts-
grundsätzegesetz einen neuen

Ordnungswidrigkeitentatbestand
zu verankern, ein Bußgeld in Hö-
he von bis zu 100 000 Euro für
diejenigen, die entgegen den Vor-
schriften keine öffentlichen Aus-
schreibungen vornehmen. So geht
das meiner Meinung nach nicht.
In dem Haushaltsgrundsätzege-
setz, dem Gesetz des Bundes, geht
es um die Haushaltsgrundsätze
des Bundes. Ein Bußgeldtatbe-
stand für Bundes-, Landes- und
kommunale Behörden hat in die-
sem Gesetz nichts verloren. Ich se-
he dafür keine Gesetzgebungs-
kompetenz.

Das mag vielleicht ein hand-
werklicher Fehler sein, Herr
Reusch. Aber sei es drum. Wir wer-
den uns damit in den Fachaus-
schüssen beschäftigen. So viel
schon jetzt: Der Entwurf ist recht-
lich unseriös. Er ist kein scharfes
Schwert. Er bindet völlig unnötig
Ressourcen. Das, Kolleginnen und
Kollegen von der AfD, ist ganz be-
stimmt Verschwendung öffentli-
cher Mittel.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU und der FDP)
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Friedrich Straetmanns, Die Linke:

Der vorliegende
Gesetzentwurf ist heiße Luft

Friedrich Straetmanns (*1961)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Heute beraten wir einen
Gesetzentwurf der AfD
mit dem Namen: Be-

kämpfung der Haushaltsuntreue
und Verschwendung öffentlicher
Mittel. – Wie immer, könnte man

fast sagen, haben wir auf Ihren
Gesetzentwurf lange warten müs-
sen. Gelohnt hat sich das Warten
auch diesmal nicht; das gleich
vorab.

Ich habe Sie von der AfD-Frak-
tion neulich schon gefragt: Ma-
chen Sie so etwas mit Absicht,
oder können Sie es einfach nicht?
Alles spricht für Letzteres.

Dabei hatten Sie doch jetzt ge-
nug Zeit zum Üben. Außerdem
handelt es sich doch um eine re-
lativ einfache Abschreibearbeit.
Die ist doch leicht zu vollbrin-
gen.

Zu Ihrem Entwurf will ich Fol-
gendes sagen: Die von der An-
tragstellerin angeführte Bugwel-
lenentscheidung des Bundesge-
richtshofs, zu der Sie, Kollegin
Steffen, dankenswerterweise ei-

gentlich schon hinreichend aus-
geführt haben, führt in der Tat
keineswegs dazu, dass kaum ge-
gen Untreue von Amtsträgerin-
nen und Amtsträgern vorgegan-
gen wird. Sie stellt nur klar, dass
das Schutzgut des § 266 Strafge-
setzbuch das Vermögen ist, nicht
aber jede kleine Haushaltsregel
der öffentlichen Hand. Die Un-
treue ist ein Vermögensdelikt und
benötigt zur Erfüllung ihres Tat-
bestandes eben auch einen Ver-
mögensschaden.

Der Gesetzentwurf suggeriert
aber, dass Untreue im politischen
Betrieb nicht geahndet werden
kann, und stellt so in unerträgli-
cher Weise Amtsträgerinnen und
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Fortsetzung auf nächster Seite
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Amtsträger unter Generalverdacht.
Das machen wir von der Linken
so nicht mit.

Denn es stimmt auch nicht und
ist nur ein weiteres Beispiel dafür,
wie Sie der Bevölkerung Sand in
die Augen streuen, wie Sie selbst
tricksen und täuschen wollen.

Ein Fall, den Sie von der AfD
aber wiederum sehr gut kennen
müssten, beweist das Gegenteil Ih-
rer Behauptungen. Im Jahr 2016
wurde der damalige Sprecher der
Gemeinderatsfraktion der AfD in
Stuttgart wegen Untreue ange-
klagt.
Er hatte nach Ansicht des Amtsge-
richts Stuttgart in die Kasse der
FDP gegriffen, als er noch deren
Fraktionsgeschäftsführer war. An-
geklagt wurde er also. Davongejagt
wurde er von der AfD-Ratsfraktion

nicht. Er kehrte ihr jedoch mittler-
weile den Rücken.

Der vorliegende Vorschlag ist
heiße Luft. Seine Umsetzung wür-
de bedeuten, dass Amtsträgerin-
nen und Amtsträger sich doppelt
und dreifach versichern, bevor sie
Entscheidungen treffen.
Sprich: Das Ganze wird zu einem
enormen Bürokratieaufwand und
-aufbau führen, gegen den Sie
doch gerade an anderer Stelle pu-
blikumswirksam ins Felde ziehen.

Insgesamt ist dieser Gesetzent-
wurf aus einem so dünnen Stoff
gewebt, dass ich es mit einem be-
kannten Märchen so ausdrücken
will: Der Kaiser ist nackt – mal
wieder.

Damit genug, was Ihre Truppe
anbelangt. Nun habe ich den de-
mokratischen Fraktionen dieses

Hauses auch noch einiges zu sa-
gen. Wenn wir das Vertrauen der
Bevölkerung in das parlamentari-
sche System erhalten und stärken
wollen, müssen wir mehr und an-
deres tun, als mit Anschuldigun-
gen herumzufuchteln, wie es die-
ser Gesetzentwurf tut.

Ich habe schon bei mehreren
Anlässen hier gesagt: Um das zu
erreichen, gehört wesentlich dazu,
dass wir die Mitbestimmung der
Bevölkerung ausbauen, dass wir
Transparenz in die Vorgänge der
Politik bringen.

Wir hatten in dieser Legislatur-
periode gerade dazu zum Beispiel
unseren Vorschlag zum Lobbyre-
gister debattiert. Die weitere De-
batte im Ausschuss wird zeigen,
wie es die anderen Fraktionen bei
dieser wichtigen Frage halten.

Reformen tun not. Mit Steuer-
geldern muss sorgsam umgegan-
gen werden. Das ist gerade und
sehr bewusst auch die Auffassung
unserer Fraktion, der Linken.
Misstrauen schüren gegen „die da
oben“, wie Sie es mit Ihrem Ge-
setzentwurf wieder einmal tun, ist
dabei wenig hilfreich.

Wer sorgfältig mit öffentlichen
Geldern umgehen will, der muss
Sonderrechte abbauen. Da kön-
nen wir bei uns Abgeordneten sel-
ber anfangen. So gehört zum Bei-
spiel unsere Altersversorgung als
Abgeordnete auch mit auf den
Prüfstand. Was hindert uns, zu be-
schließen, dass wir wie alle Bürger
in die Rentenversicherung einzah-
len?

Wir wären damit den Bürgerin-
nen und Bürgern dieses Landes

näher, wenn es an unsere eigenen
Privilegien geht.

Daran werden wir als Fraktion
arbeiten. Drohen mit der Keule
des Strafrechts, um dann am Ende
doch alles beim Alten zu lassen,
hilft nicht weiter.

Ich könnte noch viel mehr auf-
zählen. Ich lasse das. Wir Linke
werden weiter die notwendigen
Reformvorschläge in das Parla-
ment einbringen und diskutieren.
Ihren Gesetzentwurf, meine Da-
men und Herren von der AfD,
werden wir aber ziemlich sicher
ablehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei

Abgeordneten der SPD und des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Canan Bayram, Bündnis 90/Die Grünen:

Transparenz ermöglicht, über
die Folgen zu entscheiden

Canan Bayram (*1966)
Wahlkreis 83 (Berlin)

Der Gesetzentwurf der AfD
gibt ein Stück weit vor,
etwas lösen zu wollen.

Bei näherem Betrachten fällt auf,
dass die Lösung nicht im Gesetz-
entwurf steht, dass aber viele neue
Probleme aufgeworfen werden,
weil durch das Gesetz ein beste-
hendes Regelwerk, ein bestehen-
des System aus Institutionen ge-
schwächt wird, die teilweise neue

Rollen übernehmen sollen. Darü-
ber wollen wir gerne im Rechts-
ausschuss beraten. Ob danach der
Kollege Reusch zufriedener sein
wird, als er es bei der Vorstellung
des Gesetzentwurfs in seiner Rede
war, können wir ihm nicht ver-
sprechen. Aber das liegt auch an
dem Gesetzentwurf. Herr Kollege
Reusch, Sie können von uns wirk-
lich nicht erwarten, dass wir den
nicht so schönen Gesetzentwurf
Ihrer Fraktion schönschreiben;
denn das ist nicht unsere Rolle in
diesem Haus.

Ich will auf die einzelnen As-
pekte eingehen. Ich fange mit
dem Bundesrechnungshof an, den
Sie sozusagen als eine Unterstüt-
zungsbehörde für die Staatsan-
waltschaft aufbauen wollen. Das
ist befremdlich gegenüber dem
bisherigen Auftrag. Tatsächlich
müssten wir uns nicht nur fragen:
„Wollen wir das überhaupt?“, son-
dern auch: „Können die das über-
haupt?“ Das ist der erste Aspekt.

In Ihrer Rede haben Sie des Weite-
ren gesagt, die Staatsanwaltschaft
brauche dann Zuarbeit und eine
Anzeigepflicht; dadurch werde es
einfacher, der Aufgabe zu genü-
gen, und das motiviere die Staats-
anwaltschaft. Da stellt sich die
Frage, warum Sie als ehemaliger
Staatsanwalt des Landes Berlin tat-
sächlich meinen, dass Ihr Gesetz-
entwurf bei der Staatsanwaltschaft
auch auf Kritik stoßen wird, so-
dass man diese zusätzlich motivie-
ren muss. Herr Kollege, dazu kön-
nen Sie uns im Rechtsausschuss
etwas erzählen.

Ein anderer Aspekt, den Sie auf-
geführt haben, ist der Amtsträger.
Dabei bleibt recht unklar, was ge-
nau das bewirken soll. Es gibt Ent-
scheidungen, in denen festgestellt
wird, dass die Beamten vielleicht
Fehler gemacht haben, dass sie
aber bei dem, was sie gemacht ha-
ben, uneigennützig gehandelt ha-
ben. Das ist ein Aspekt, der die Be-
treffenden letztendlich entlastet.

Ihr schematischer Grundsatz „Je-
der Fehler wird hart bestraft“ ent-
spricht nicht unserem Rechts-
staatsprinzip in seiner Differen-
ziertheit und Verhältnismäßigkeit.
Allein das wäre ein Grund, Ihren
Gesetzentwurf abzulehnen.

Dann kommen wir zu dem, was
wir machen könnten. Das lassen
Sie komplett außen vor. Wenn je-
mand etwas einbringt, um das be-
stehende System zu verbessern, er-
warte ich eigentlich, dass der Be-
treffende das bestehende System
auch einmal darstellt. Ich will drei
Aspekte herausstellen, die nach
meiner Meinung zeigen, dass wir
schon auf einem guten Weg sind,
dass wir aber noch ein bisschen
mehr machen könnten.
Wir als Haushaltsgesetzgeberin-
nen und -gesetzgeber wollen die
Steuern sicherlich nur im Sinne
der von uns beschlossenen Geset-
ze verwendet wissen. Das Haus-
haltsgesetz ist schließlich ein Ge-
setz, das wir beschließen. Es soll
so angewendet werden, wie wir es
beschlossen haben. Jeder Cent zu-
gunsten der Aufgaben, die wir ge-
setzlich definieren, soll auch dort
ankommen; es liegt doch in unse-
rem ureigenen Interesse, dass das
passiert. Deswegen haben wir eine
Systematik aus Antikorruptions-
richtlinien, in denen genau deut-
lich gemacht wird, wie wir dem
entgegenwirken wollen. Wir wis-
sen, dass natürlich überall dort,
wo viel Geld ausgegeben wird,
Fehler passieren und Missbrauchs-
anfälligkeit besteht. Das ist etwas,
was wir genauer betrachten müs-
sen.

Das spielt übrigens im Moment
auch beim BAMF-Skandal eine
große Rolle; denn bestimmte Prin-
zipien, die in den Antikorrupti-
onsrichtlinien festgelegt sind, wur-
den dort aufgrund der Umstände
wahrscheinlich nicht minutiös
eingehalten.

Was uns von Bündnis 90/Die
Grünen besonders wichtig ist, ist
ein Lobbyregister, in dem deutlich

wird, wer in wessen Interesse han-
delt.

Ein solches Register würde uns
ermöglichen, der Frage nachzuge-
hen, wo die Steuergelder, die wir
zu verantworten und zu verwalten
haben, tatsächlich ausgegeben
werden, und die Wirksamkeit der
Mittel zu überprüfen.

Transparenz hilft. Transparenz
ist das Instrument, das ermöglicht,
später zu entscheiden, was zu fol-
gen hat.

Ein letzter Aspekt, der hier noch
nicht angesprochen wurde, ist der
Whistleblower-Schutz.

Es gibt Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in der Verwaltung, die
sich nicht trauen, darüber zu re-
den, was falsch läuft. Wenn wir
denen Schutz vor strafrechtlicher
oder disziplinarrechtlicher Verfol-
gung ermöglichen würden, dann
würden sie uns die Informationen
geben, die es bräuchte, damit
Staatsanwalt und Gerichte tätig
werden können.

Sie sehen: Es gibt viele Möglich-
keiten, wie wir tatsächlich besser
werden können, um das Steuer-
geld der Bürgerinnen und Bürger
zu schützen. Aber Ihr Antrag, der
Antrag der AfD, leistet dazu leider
keinen Beitrag. Dennoch würde
ich gerne im Rechtsausschuss mit
Ihnen noch ausführlicher darüber
beraten.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der LINKEN

und des Abg. Stephan Thomae [FDP])
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen zudem die Abge-
ordneten Prof. Dr. Heribert Hirte
(CDU/CSU), Prof. Dr. Lothar Maier
(AfD), Esther Dilcher (SPD), Axel Mül-
ler (CDU/CSU), Mario Mieruch (frakti-
onslos) und Alexander Hoffmann
(CDU/CSU).

Der „Bund der Steuerzahler“ fordert, gegen die Verschwendung von Steuergeldern vorzugehen. © picture-alliance
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Probleme 
im Flüchtlings-Amt

Was passiert dort gerade?

Im folgenden Text geht es um das: 
Bundes-Amt für Migration und 
Flüchtlinge.

Die Abkürzung dafür ist BAMF.

Genauer: 
Es geht um das Bremer BAMF-Büro.

Denn: Mitarbeiter im Büro sollen mit 
Absicht Gesetze gebrochen haben.

Folgendes steht zum Beispiel im Text:

• Was ist das Bremer BAMF?

•  Worum geht es bei der Vermutung, 
dass Mitarbeiter Gesetze 
gebrochen haben?

• Welche Probleme gab es sonst 
noch im BAMF?

• Was passiert jetzt?

Was ist das BAMF?

Das BAMF ist ein Amt.

Und zwar das wichtigste Amt, 
wenn es um Menschen aus anderen 
Ländern in Deutschland geht.

Also zum Beispiel um Flüchtlinge.

Das BAMF macht zum Beispiel 
folgende Dinge:

•  Es überprüft, ob eine Person aus 
einem anderen Land in 
Deutschland bleiben darf.

•  Es sorgt dafür, dass Menschen, 
die nicht bleiben dürfen, wieder in 
ihr Heimat-Land zurückkehren.

• Es kümmert sich um Sprach-Kurse.

Ereignisse im Bremer BAMF
Das BAMF hat Büros in verschiedenen 
Städten.

Ein Büro ist in der Stadt Bremen.

Und über dieses Büro gibt es eine 
Vermutung.

Sie lautet: 
Vielleicht haben Mitarbeiter 
im Bremer BAMF mit Absicht 
Asyl-Anträge falsch bearbeitet.

Was ist ein Asyl-Antrag?

Ein Asyl-Antrag ist Folgendes:

Manchmal müssen Menschen 
ihr Heimat-Land verlassen. 
Zum Beispiel, 
weil sie dort nicht sicher sind.

leicht  

erklärt!



Probleme im Flüchtlings-Amt  •  Was passiert dort gerade?

Dann können sie in einem anderen 
Land um Asyl bitten.

Das Wort „Asyl“ bedeutet: 
Eine Person bekommt in einem 
fremden Land Schutz und Hilfe.

Damit eine Person in Deutschland 
Asyl bekommen kann, 
muss sie einen Antrag stellen. 
Den nennt man dann 
einen Asyl-Antrag.

Das BAMF überprüft den Antrag.

Dann entscheidet es: 
Die Person darf bleiben. 
Oder: Die Person muss wieder in ihr 
Heimat-Land zurück.

Was ist in Bremen passiert?

Im BAMF-Büro in Bremen ist wohl 
Folgendes passiert:

Dort haben Mitarbeiter vielleicht 
falsch über Asyl-Anträge entschieden.

Und zwar so: 
Eigentlich hätten Leute aus anderen 
Ländern nicht in Deutschland bleiben 
dürfen. 
Aber: Sie haben trotzdem 
eine Erlaubnis bekommen.

Das ist nicht nur einmal passiert. 
Sondern vielleicht über 1200 Mal. 
Und zwar in den Jahren 
von 2013 bis 2016.

Darum glauben viele Menschen: 
Das waren keine Fehler. 
Die Mitarbeiter haben mit Absicht 
falsch entschieden. 
Und dadurch Gesetze gebrochen.

Zu den Ereignissen im Bremer BAMF 
gibt es jetzt viele Fragen.

Zum Beispiel folgende:

• Was genau ist in Bremen passiert? 
• Wer wusste davon? 
•  Zu welchem Zeitpunkt haben 

bestimmte Personen davon erfahren?

Fragen beantworten

Die Fragen über die Ereignisse in 
Bremen muss man klären.

Bisher ist nämlich alles 
nur eine Vermutung. 
Bewiesen ist noch nichts.

Um die Fragen zu klären, tut man 
bisher zum Beispiel folgende Dinge:

1) Entscheidungen überprüfen

18-Tausend alte Asyl-Anträge aus 
Bremen will man jetzt noch einmal 
überprüfen.

Und auch BAMF-Büros in anderen 
Städten will man überprüfen.

Man will schauen: Gibt es dort auch 
auffällige Ereignisse?

2) Überprüfung von Personen

Die Staats-Anwaltschaft von Bremen 
überprüft den Fall.

Die Staats-Anwaltschaft ist ein Amt. 
Seine Aufgabe ist: 
Es untersucht Verbrechen. 
Und bringt die Täter vor Gericht.

Sie hat vor allem 
die ehemalige Chefin vom Bremer 
BAMF-Büro im Auge. 
Aber auch andere Personen.

3) Befragungen

Der Innen-Ausschuss vom Bundes-Tag 
versucht, die Fragen zu klären.

Ein Ausschuss ist eine Arbeits-Gruppe. 
In ihr arbeiten mehrere Politiker vom 
Bundes-Tag zusammen. 
Sie treffen sich regelmäßig.

Es gibt verschiedene Ausschüsse.

Jeder Ausschuss beschäftigt sich mit 
bestimmten Themen.

Der Innen-Ausschuss beschäftigt sich 
zum Beispiel mit folgenden Dingen: 
• Religionen in Deutschland 
• Sicherheit in Deutschland 
• Ausländer



Die Ausschüsse haben 
verschiedene Aufgaben.

Zum Beispiel:

Sie bereiten Gesetze vor. 
Dann kann der Bundes-Tag 
darüber abstimmen.

Außerdem können die Ausschüsse 
Experten zu ihren Themen befragen. 
So wollen sie möglichst viele Infos zu 
einem Thema sammeln.

Der Innen-Ausschuss soll die 
wichtigen Fragen zu den Ereignissen 
im Bremer BAMF klären.

Darum haben seine Mitglieder 
schon verschiedene Personen befragt. 
Und sie befragen in den nächsten 
Wochen auch noch weitere Personen.

Zum Beispiel 
•  Wichtige Politiker, die für das BAMF 

verantwortlich sind. 
Oder die in den letzten Jahren 
verantwortlich waren.

•  Personen, die in den letzten Jahren 
das BAMF geleitet haben.

Noch mehr Probleme

Der Vorfall mit den Asyl-Anträgen in 
Bremen ist aber nicht das erste 
Problem vom BAMF.

Über das BAMF hat man in den letzten 
Jahren immer wieder gesprochen.

Dabei ging es meist um Folgendes: 

Vor allem im Jahr 2015 kamen sehr 
viele Menschen aus anderen Ländern 
nach Deutschland.

Für all diese Menschen muss das 
BAMF überprüfen: 
Dürfen sie bleiben? 
 Oder müssen sie Deutschland 
wieder verlassen?

Das Problem war:

Das BAMF war auf so viel Arbeit nicht 
vorbereitet.

Es gab nicht genug Mitarbeiter.

Darum hat man sehr schnell viele 
neue Mitarbeiter eingestellt.

Außerdem hat man dafür gesorgt, 
dass die Anträge schneller bearbeitet 
werden.

Dadurch kam es aber immer wieder 
zu Problemen.

Zum einen, weil die neuen Mitarbeiter 
nicht alle richtig ausgebildet waren.

Zum anderen, weil sie zu wenig Zeit 
für die Bearbeitung hatten.

Dadurch gab es immer wieder Fehler 
bei den Asyl-Anträgen.

Das konnte man auf der einen Seite 
in den Nachrichten hören.

Auf der anderen Seite haben aber 
auch immer wieder Mitarbeiter vom 
BAMF gesagt: 
Das BAMF ist überfordert.

Mehr Fragen beantworten

Verschiedene Gruppen versuchen 
also schon, die Ereignisse in Bremen 
aufzuklären.

Einige Politiker vom Bundes-Tag 
fordern aber: Es soll einen 
Untersuchungs-Ausschuss geben. 
Er soll alle Probleme beim BAMF in 
den letzten Jahren aufklären.

Auch ein Untersuchungs-Ausschuss 
ist eine Arbeits-Gruppe.

In ihr arbeiten mehrere Politiker vom 
Bundes-Tag zusammen.

Sie sollen ein bestimmtes Thema 
genau überprüfen. 
Und sie sollen Fragen dazu klären.

Ein Untersuchungs-Ausschuss ist also 
so etwas ähnliches wie die anderen 
Ausschüsse vom Bundes-Tag.

Also zum Beispiel der Innen-Ausschuss.

Der Untersuchungs-Ausschuss hat 
aber ein paar Besonderheiten.
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Probleme im Flüchtlings-Amt  •  Was passiert dort gerade?

Man gründet ihn zum Beispiel extra
für ein bestimmtes Thema.

Und er beschäftigt sich dann nur mit 
diesem einen Thema.

Ein Untersuchungs-Ausschuss hat 
auch mehr Rechte als ein normaler 
Ausschuss.

Zum Beispiel:

•  Wenn die Mitglieder eine Person
befragen wollen, dann darf die
Person sich nicht weigern.
Bei normalen Ausschüssen
kann sie das tun.

•  Die befragte Person
muss die Wahrheit sagen.

•  Die Mitglieder dürfen Akten lesen.
Sogar Akten, die normalerweise
geheim sind.

•  Sie können verlangen, das Personen 
Dinge herausgeben.
Und zwar, wenn diese Dinge
als Beweise dienen können.

So kann ein
Untersuchungs-Ausschuss vielleicht 
mehr Fragen beantworten als
ein normaler Ausschuss.

Am Ende schreiben die Mitglieder 
vom Untersuchungs-Ausschuss einen 
Bericht.

Das ist ein sehr langer Text.

Darin steht alles,
was sie herausgefunden haben.

Mit dem Bericht können dann
verschiedene Dinge passieren.

Zum Beispiel: 

Vielleicht machen die Politiker vom 
Bundes-Tag neue Gesetze.

Vielleicht verlieren auch Personen 
ihre Arbeits-Stelle.
Weil herauskommt, dass sie große 
Fehler gemacht haben.

Der Bericht wird auch veröff entlicht.
Das heißt: Man stellt ihn
zum Beispiel ins Internet.

Dann kann jeder den Bericht lesen.
Oder Zeitungen können darüber
berichten.

Wie geht es weiter?

Damit ein Untersuchungs-Ausschuss 
gegründet wird, müssen genug
Politiker vom Bundes-Tag dafür sein.

Bisher ist das nicht so.

Viele Politiker fi nden:

Einen Untersuchungs-Ausschuss 
muss man erst mal gründen.
Das kostet viel Zeit.

Der Innen-Ausschuss kann schon 
jetzt wichtige Fragen beantworten.

Andere Politiker sagen aber:

Ein Untersuchungs-Ausschuss kann 
vielleicht mehr Fragen beantworten.

In den nächsten Wochen beschäftigt 
sich auf jeden Fall
der Innen-Ausschuss weiter mit dem 
Thema.

Vielleicht weiß man dann schon
genauer, was beim BAMF passiert ist.

Bis der ganze Fall aufgeklärt ist,
dauert es aber vermutlich noch eine 
ganze Weile.

leicht 
erklärt!


